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Vorbemerkung:
Die Verwendung der grammatikalisch männlichen oder weiblichen Form bei Substantiven 
mit Bezug zu Personen in diesem Bericht schliesst immer sowohl weibliche wie männliche 
Personen mit ein.
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Vorwort

Im Aargau lässt sich gut leben. Wer die Ergebnisse des dritten Berichts „Nachhaltige Ent-
wicklung im Kanton Aargau“ anschaut, gewinnt schnell den Eindruck, hier ist vieles im Lot. 
Hier wohnt man attraktiv, das Naherholungsgebiet liegt vor der Haustür, Schulen geniessen 
einen hervorragenden Ruf, der Verkehr rollt. Am liebsten möchte man die Zeit anhalten, denn 
so wie es ist, scheint es gut zu sein. 

Im Bericht wird allerdings nicht nur Positives aufgezeigt, es gibt auch einige Negativtrends: Das 
Volkseinkommen bewegt sich weiterhin unter dem schweizerischen Durchschnitt, der Anteil 
Personen, die Freiwilligenarbeit leisten, wird kleiner. Anlass zu Bedenken liefern umweltre-
levante Entwicklungen wie der zunehmende Flächenverbrauch, der nach wie vor steigende 
absolute Energieverbrauch oder das stetig wachsende Verkehrsaufkommen auf der Strasse. 

Der Bericht „Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau“ ist eine Momentaufnahme der wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und ökologischen Leistungsfähigkeit des Aargaus. Nur die Be-
trachtung aller Dimensionen der Nachhaltigkeit erlaubt eine Gesamtschau der Entwicklungen in 
den letzten Jahren und zeigt Zusammenhänge auf. 20 Jahre nach der Konferenz der Vereinten 
Nationen über nachhaltige Entwicklung in Rio de Janeiro (Erdgipfel 1992) wurde dieses Jahr 
wiederum in Rio de Janeiro das politische Engagement für eine nachhaltige Entwicklung auf 
globaler Ebene erneuert. Der Aargau leistet mit seiner Berichterstattung einen regionalen 
Beitrag dazu. 

In den kommenden Jahren wird der Aargau zunehmend durch die Effekte des Wachstums 
herausgefordert. Auch den komplexen Querschnittsthemen wie Raumentwicklung, gesell-
schaftliche Integration, demografischer Wandel, Mobilität oder Lastenausgleich zwischen 
Bund, Kantonen und Gemeinden muss in den kommenden Jahren grosse Aufmerksamkeit 
zukommen. Diese Ausgangslage verlangt nach weitsichtigen Erneuerungen. In der Umset-
zung gilt es dabei unverändert, alle drei Anspruchsdimensionen, die Wirtschaft, die Gesell-
schaft und die Umwelt, ausgewogen zu berücksichtigen. Um die umfassende Lebensqualität 
im Kanton Aargau hochzuhalten, sind wir also gefordert und es braucht das Engagement aller 
für ein vernetztes, interdisziplinäres Handeln. 

Mit dem dritten Bericht „Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau“ liegt eine wertvolle fach-
liche Auslegeordnung vor. Die Aufbereitung der nachhaltigen Entwicklung stellt als solches 
kein politisches Programm dar, die Erkenntnisse daraus fliessen aber in die Überarbeitung des 
Entwicklungsleitbilds des Regierungsrats zu Beginn der kommenden Legislatur sowie in die 
Aufgaben- und Finanzplanung des Kantons ein.

Staatsschreiber Dr. Peter Grünenfelder



Landammann Susanne Hochuli
Departement Gesundheit und Soziales

Landstatthalter Alex Hürzeler
Departement Bildung, Kultur und Sport

Engagement 
des Regierungsrates

Wenn wir heute in der Politik von Nachhaltigkeit sprechen, meinen wir schon lange nicht mehr 
nur den Umgang mit den natürlichen Ressourcen. Nein, wir reden von nachhaltigem Verhalten 
in fast allen Lebensbereichen. Wenn ich an die in meinem Departement beheimateten Themen 
Gesundheit und Soziales denke, ist für mich klar: Prävention ist der Schlüssel zu einem ver-
nünftigen Umgang mit den persönlichen Ressourcen, weil eine gescheite Vorsorge teure Repa-
raturen verhindert – sowohl für den Einzelnen als auch für die Gesellschaft. Und die Lebens-
qualität nimmt dabei erst noch zu.

«Prävention ist der Schlüssel zu einem vernünftigen Umgang mit den persönlichen Ressourcen.»

Ich verstehe Nachhaltigkeit als Gebot der Vernunft und Verantwortung: Wir tragen den Bedürf-
nissen von heute Rechnung, ohne die Chancen von morgen zu gefährden. Das geht nur im 
Miteinander. Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt müssen ausgewogen und in gegenseitiger 
Abstimmung (weiter-)entwickelt werden. Der Einzelne hat ebenso seinen Beitrag zu leisten wie 
die Gemeinschaft. Es geht also auch um Selbstverantwortung, um ein Handeln mit Gewissen, 
ganz nach der Goldenen Regel:

«Was Du nicht willst, das man dir tu‘, das füg‘ auch keinem andern zu.»

|  Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 20114
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Peter C. Beyeler
Departement Bau, Verkehr und Umwelt

Roland Brogli
Departement Finanzen und Ressourcen

Jede Generation soll die Möglichkeit haben, ihre Welt frei zu gestalten. Mir ist es darum ein 
Anliegen, dass wir die kommenden Generationen nicht durch unsere Verfehlungen belasten. 
Zusammen mit dem Regierungsrat strebe ich in allen Bereichen eine nachhaltige Entwicklung 
an. Ob mit einem ausgeglichenen Finanzhaushalt, Schuldenabbau, umsichtigem Bau und 
Bewirtschaftung unserer Liegenschaften oder einer zukunftsorientierten Personalpolitik – wir 
handeln heute nachhaltig, damit der Kanton Aargau auch in Zukunft Erfolg hat. 

«Wir sichern heute die Zukunft des Aargaus.»

Nachhaltigkeit ist zu oft ein Schlagwort. Nachhaltiges Handeln bedeutet, sich mit der aktuellen 
Entwicklung auseinanderzusetzen, sie zu bewerten und daraus die richtigen Schlüsse für die 
Zukunft zu ziehen. Genau das tun wir im Kanton Aargau mit dem Nachhaltigkeitsbericht. Meine 
Erfahrung zeigt, dass dieser „Spiegel“ den Regierungsrat unterstützt, nachhaltige Entscheide 
zu fällen, besonders auch in der Verkehrs-, Siedlungs- , Wald- und Landschaftsentwicklung und 
im Energiebereich. 

«Den Kanton wollen wir unter Berücksichtigung aller Dimensionen vorwärtsbringen.»

Urs Hofmann
Departement Volkswirtschaft und Inneres

Innovationen sind das Herz einer nachhaltigen Wirtschaftspolitik. Mit dem Hightech-Zentrum 
als Bindeglied zwischen Forschung und Wirtschaft wird der stetige Wissens- und Erfahrungs-
austausch gefördert. Innovationsfördernde Strukturen in der Energietechnologie unterstützen 
die Standortattraktivität und den Umweltschutz gleichermassen. Mit Cleantech besteht ein 
grosses Potenzial, den Anteil erneuerbarer Energien sowie die Energieeffizienz zu erhöhen und 
damit den Aargau auch nach der «Energiewende» weiterhin als Energiekanton zu positionieren.

«Innovationen sind der Schlüssel für eine nachhaltige Zukunft.»



Zielsetzungen: Momentaufnahme und Gesamtschau Wirtschaft – Gesellschaft – Umwelt
Der vorliegende Bericht zeigt eine Momentaufnahme der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und ökologischen Leistungsfähigkeit des Aargaus für das Jahr 2011. Nur die Betrachtung aller 
drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung erlaubt eine Gesamtschau und zeigt Zusam-
menhänge und Abhängigkeiten auf. Der Bericht dokumentiert die wichtigsten Entwicklungen 
seit der Publikation des letzten Nachhaltigkeitsberichts für den Zeitraum 2008 bis 2011 und 
vergleicht den Aargau mit anderen Kantonen. Basierend auf dem Gesamtbild Wirtschaft – Ge-
sellschaft – Umwelt und den wichtigsten Entwicklungen seit 2008 skizziert der Bericht neun 
Perspektiven für eine nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau. 

Funktion des Berichts: Grundlagen für die politische Planung
Der Bericht liefert nebst anderen strategischen Grundlagen Informationen für die politische 
Planung, welche im Entwicklungsleitbild, im Aufgaben- und Finanzplan und in strategischen 
(Planungs)Berichten konkretisiert und umgesetzt wird (Abbildung 1). Die Ergebnisse des vor-
liegenden Berichts werden von den zuständigen Departementen analysiert. Der abgeleitete 
Handlungsbedarf fliesst in die politische Planung ein. Es ist explizit nicht Aufgabe des Berichts 
Massnahmenpläne auszuarbeiten. Der Bericht richtet sich an die Politik und die kantonale Ver-
waltung sowie an Fachleute und die interessierte Öffentlichkeit.

Aufbau des Berichts: Übersicht und Details
Der Bericht enthält im ersten Teil (Kap. 2 – 4) das momentane Gesamtbild Wirtschaft – Gesell-
schaft – Umwelt des Kantons Aargau, eine Zusammenfassung der wichtigsten Entwicklungen 
in 30 Themenbereichen für den Zeitraum 2008 bis 2011 sowie 9 Perspektiven für eine nachhal-
tige Entwicklung im Kanton Aargau. 

Dritter Bericht  
Nachhaltige Entwicklung 
im Kanton Aargau

1. 
 
 

Abbildung 1: Bericht nach-
haltige Entwicklung im  
Kanton Aargau als Puzzle-
stein im Kreislauf von 
Planung, Umsetzung und 
Berichterstattung.

Entwicklungs-
leitbild ELB
10 Jahre, 
alle 4 Jahre 
aktualisiert

Aufgaben- und
Finanzplan AFP

4 Jahre rollend, 
jährlich aktualisiert Jahresbericht

Budget

jährlich 

Bericht Nachhaltigkeit
und andere strategische

Grundlagen

Bericht Nachhaltigkeit
alle 4 Jahre aktualisiert, mit ELB 

Aktualisierung koordiniert
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Die Grundlage für diesen ersten, zusammenfassenden Teil bildet der zweite Teil (Kap. 5 und 
6), wo der Zustand in 30 Themenbereichen anhand von Indikatoren vertiefend dargelegt wird. 
Zum ersten Mal enthält der Bericht auch betriebliche und ökologische Kennzahlen der kanto-
nalen Verwaltung. Mit den erstmals publizierten ökologischen Kennzahlen schafft der Kanton 
Aargau Transparenz und Grundlagen für Optimierungen, wie das bereits verschiedene private 
Unternehmen in ihren Nachhaltigkeitsberichten tun. 

Strategie nachhaltige Entwicklung des Bundes: Beitrag des Kantons Aargau
Der vorliegende dritte Bericht nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau trägt zur Strategie 
nachhaltige Entwicklung des Bundes bei und setzt das Handlungsprinzip Nachhaltigkeit auf kan-
tonaler Ebene um. Der Bundesrat hat seine Strategie nachhaltige Entwicklung am 25. Januar 
2012 erneuert (Schweizerischer Bundesrat, 2012: Strategie Nachhaltige Entwicklung 2012 bis 
2015) und definiert darin zehn strategisch prioritäre Herausforderungen als Handlungsfelder im 
Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung der Schweiz. Es sind dies:
1.	� Das Klima schützen und die Naturgefahren bewältigen
2.	 Den Energieverbrauch vermindern und erneuerbare Energien fördern
3.	 Eine nachhaltige Raumentwicklung gewährleisten
4.	� Die wirtschaftliche Produktivität bei gleichzeitiger Entkoppelung vom Ressourcen- und 

Energieverbrauch steigern, den Konsum auf die nachhaltige Entwicklung ausrichten
5.	 Die natürlichen Ressourcen nachhaltig nutzen
6.	� Den sozialen Zusammenhalt stärken, die kulturelle Entfaltung und die Integration fördern, 

demographische Herausforderungen frühzeitig angehen
7.	 Die Gesundheit der Bevölkerung verbessern
8.	 Bei globalen Entwicklungs- und Umweltherausforderungen Verantwortung übernehmen
9.	� Die Finanzierung der öffentlichen Haushalte und der Sozialversicherungen langfristig sichern
10.	�Bildung, Forschung und Innovation konsequent für die Umsetzung der nachhaltigen Ent-

wicklung nutzen.

Mit den neun Perspektiven (Kap. 4) formuliert der Kanton Aargau Handlungsansätze, welche 
auf kantonaler Ebene konkret zur Bewältigung der zehn strategisch prioritären Herausforderungen 
des Bundes beitragen. Bei der Beurteilung der Leistungsfähigkeit in den zehn Themenbereichen 
pro Dimension der nachhaltigen Entwicklung (vgl. Kap. 5) werden diese Herausforderungen weit-
gehend berücksichtigt. 

UNO-Konferenz zur nachhaltigen Entwicklung Rio+20: Beitrag des Kantons Aargau
Der vorliegende Bericht ist der Beitrag des Kantons Aargau an die weltweite Erneuerung und 
Stärkung des Konzepts einer nachhaltigen Entwicklung. Hauptthemen der diesjährigen UNO-
Nachhaltigkeitskonferenz Rio+20 waren der Beitrag einer grünen Wirtschaft zur nachhaltigen 
Entwicklung und Armutsreduktion sowie die Stärkung der UNO-Kommission für nachhaltige 
Entwicklung. Zudem will die UNO das politische Engagement für die nachhaltige Entwicklung 
erneuern. 
Mit den erstmals veröffentlichten Daten zum Ressourcenverbrauch in der kantonalen Verwal-
tung stellt sich der Kanton Aargau ebenfalls den Herausforderungen einer grünen Wirtschaft. 
Zudem optimiert die am 19. Juni 2012 vom Grossen Rat verabschiedete Initiative Hightech Aargau 
die Rahmenbedingungen für die Entwicklung einer ökologischen Wirtschaft im Aargau, indem 
beispielsweise der Transfer von sauberen Technologien von den Forschungsinstitutionen zu den 
Unternehmen unterstützt wird (Stichwort Cleantech).

Abbildung 2: Konferenz der 
Vereinten Nationen (UNO) 
für eine nachhaltige Entwick-
lung in Rio de Janeiro vom 
20. bis 22. Juni 2012 sowie 
die Strategie des Schweizeri-
schen Bundesrates für eine 
nachhaltige Entwicklung. 

Weitere Informationen
Erster Bericht Nachhaltige 
Entwicklung im Kanton  
Aargau, 2005
www.ag.ch/nachhaltigkeit 

Zweiter Bericht Nachhaltige 
Entwicklung im Kanton  
Aargau, 2009
www.ag.ch/nachhaltigkeit 

Strategie Nachhaltige  
Entwicklung 2012 – 2015 des 
Bundesrats
www.are.admin.ch  
> Themen  
> nachhaltige Entwicklung

UNO-Konferenz Rio+20
www.rio20.ch 
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Abbildung 3: Zeitliche, 
räumliche, wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und 
ökologische Dimension einer 
nachhaltigen Entwicklung

Definition nachhaltige Entwicklung: Fünf Zieldimensionen
Eine nachhaltige Entwicklung beachtet die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und umweltre-
levanten Ansprüche gleichwertig und vernetzt. Unser Handeln soll möglichst in allen der drei 
Dimensionen Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt einen Mehrwert schaffen oder zumindest 
keine Dimension schmälern. Dies sowohl heute wie morgen und sowohl hier wie in benach-
barten oder entfernten Regionen. Damit werden den heutigen und künftigen Generationen 
Lebensqualität und Handlungsspielräume erhalten (Abbildung 3, Regierungsrat des Kantons 
Aargau 2009). 

Zielkonflikte zwischen den Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung sind unvermeidlich. 
Sie bilden den Kern aller politischen Auseinandersetzungen und in vielen Fällen sind die be-
troffenen Interessen gegeneinander abzuwägen. Solche Interessenabwägungen finden lau-
fend statt. Entweder offen in einer politischen Diskussion oder verdeckt, zum Beispiel durch 
das stillschweigende Akzeptieren langsamer Veränderungen. Anzustreben sind transparente 
Interessenabwägungen, bei denen alle Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung klar darge-
stellt werden und sowohl erwünschte wie auch unerwünschte Wirkungen eines Entscheids 
offengelegt werden.

Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau: Handlungsgrundsätze und Umsetzung
Der Handlungsgrundsatz der Nachhaltigkeit ist im Kanton Aargau im Gesetz über die wirkungs-
orientierte Steuerung von Aufgaben und Finanzen (GAF) verankert. Paragraph 2, Absatz 2 hält 
fest, dass „neue Aufgaben (sind) nach Massgabe ihrer Wichtigkeit, Dringlichkeit und unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwicklung anzugehen“ sind. 
Im Gesetz über die Organisation des Grossen Rates und über den Verkehr zwischen dem Gros-
sen Rat, dem Regierungsrat und dem Obergericht (Geschäftsverkehrsgesetz) wird verlangt, 
dass Botschaften des Regierungsrates (Exekutive) an den Grossen Rat (Legislative) Angaben 
zu den Auswirkungen auf die Wirtschaft, auf die Gesellschaft und auf die Umwelt beinhalten. 
Der Regierungsrat verpflichtet sich im Entwicklungsleitbild Aargau 2005 zu verantwortungsvol-
lem Handeln im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung.

Der Regierungsrat hat schon früh seine Verantwortung wahrgenommen und bereits 2005 einen 
ersten und 2009 einen zweiten Bericht nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau vorgelegt 
(Regierungsrat des Kantons Aargau 2005 und Regierungsrat des Kantons Aargau 2009). Damit 
hat er nicht zuletzt das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung in Form von 30 Themen kon-
kretisiert und eine gemeinsame Grundhaltung und Verständigungsbasis bezüglich einer nach-
haltigen Entwicklung geschaffen. Gemäss einer unabhängigen, externen Evaluation (econcept 
2011), hat das Thema nachhaltige Entwicklung innerhalb der kantonalen Verwaltung einen 
hohen Stellenwert. Nachhaltige Entwicklung ist als Querschnittsaufgabe zu verstehen und in 
sämtliche Politikbereiche zu integrieren. Deshalb veröffentlicht der Regierungsrat keinen sepa-
raten Aktionsplan Nachhaltigkeit neben der institutionalisierten politischen Planung. 

Wirtschaft Gesellschaft

Umwelt

international

zukünftige  
Generationen

heutige  
Generationen

lokal
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Methodische Aspekte: 30 Themen und Indikatoren 
Nachhaltige Entwicklung im Aargau wird mit 30 Themen und Indikatoren – je zehn in den Dimen-
sionen Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt – konkretisiert und gemessen (Abbildung 4). Die 
Themenbereiche wurden bei der Erarbeitung des ersten Berichts nachhaltige Entwicklung in 
einem breit abgestützten partizipativen Prozess innerhalb der Verwaltung ermittelt und vom Re-
gierungsrat im Rahmen der Veröffentlichung des ersten Berichts beschlossen. Ein guter Indikator 
repräsentiert den dazugehörigen Themenbereich möglichst umfassend. Er sollte einfach zu 
erheben, verständlich, für den Aargau relevant und aussagekräftig sowie mit anderen Kantonen 
vergleichbar sein. Zudem sollten möglichst aktuelle Werte vorliegen. Diese anspruchsvollen 
Anforderungen können bis heute mehrheitlich aber noch nicht vollständig erfüllt werden.

Die Themen und Indikatoren wurden seit dem ersten Bericht weiterentwickelt. In einigen 
Themenbereichen liegen heute aussagekräftigere Indikatoren vor als vor vier Jahren. Bei-
spielsweise hat der Kanton Aargau heute ein detailliertes Bild über die Situation von Schul-
abgängerinnen und Schulabgängern nach der obligatorischen Schulzeit, was Aussagen zum 
Übertritt in eine nachobligatorische Bildung und zum Bildungsniveau erlaubt. Bei einzelnen 
Themenbereichen, wie zum Beispiel Kultur, ist es nach wie vor schwierig repräsentative In-
dikatoren einfach zu erheben. Für jeden der 30 Themenbereiche wird festgehalten, in welche 
Richtung er sich entwickeln soll.

Datenbasis und Aussagen: Entwicklungen 2008 bis 2011 und Vergleiche
Für die Mehrheit der Daten kann die Entwicklung seit dem zweiten Bericht nachhaltige Ent-
wicklung im Kanton Aargau in den Jahren 2008 bis 2011 aufgezeigt werden. Zusätzlich inte-
ressiert auch der Vergleich mit den anderen Kantonen respektive mit dem schweizerischen 
Durchschnitt. Dadurch kann sich der Kanton Aargau orientieren wo er im Feld der Kantone liegt. 
Neben dem Rückblick und dem Vergleich ist auch ein Blick in die Zukunft von Interesse. Die 
Aussagen zur zukünftigen Entwicklung berücksichtigen die nächsten fünf bis zehn Jahre und 
basieren auf verbal-argumentativen Überlegungen, welche in den einzelnen Kapiteln zu den 
Themenbereichen dargelegt sind (vgl. Kap. 5). 

Zusammenarbeit aller Departemente und der Staatskanzlei
Der vorliegende themenübergreifende Bericht entstand in Zusammenarbeit mit allen Departe-
menten und der Staatskanzlei. Verschiedene fachliche Beiträge wurden mit Vertreterinnen und 
Vertretern aller Departemente und der Staatskanzlei diskutiert und so das vorliegende Gesamt-
bild geformt. 

Wirtschaft

InnovationWirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit

Lebenskosten
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Standortattraktivität
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Einbettung in übergeordnete Messsysteme und Richtlinien

Kernindikatorensystem für Kantone und Gemeinden (Cercle Indicateurs)
Der Cercle Indicateurs ist ein Zusammenschluss von 19 Kantonen und 16 Städten, welche ein ge-
meinsames Indikatorensystem zum Messen von nachhaltiger Entwicklung pflegen. Die Feder-
führung liegt beim Bundesamt für Raumentwicklung. Das Kernindikatorensystem basiert auf 
dem „kleinsten gemeinsamen Nenner“ und muss zwingend Daten berücksichtigen, welche 
in allen Kantonen verfügbar sind. Dies bringt teilweise Einschränkungen hinsichtlich der Aus-
sagekraft mit sich. In vielen Themenbereichen sind aber aussagekräftige Vergleiche unter den 
beteiligten Kantonen möglich, welche Eingang in den vorliegenden Bericht finden (vgl. Kap. 3).

Internationale Richtlinien für die Nachhaltigkeitsberichterstattung
Die Global Reporting Initiative (GRI) ist eine unabhängige internationale Institution, welche 
Leitfäden und Vorgaben für eine transparente und vergleichbare Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung festlegt (GRI 2006). Die Leitfäden finden weltweit und schweizweit, vor allem in der 
Privatwirtschaft Anwendung. Es liegen auch Leitfäden und Anforderungen für die Berichter-
stattung von öffentlichen Körperschaften vor, welche aber für die Anwendung auf Kantons-
ebene noch nicht genügend ausgereift sind und weiterentwickelt werden. Nachhaltigkeits-
berichte nach GRI sind als Prozess zu verstehen. Die Ergänzung betrieblicher Kennzahlen im 
vorliegenden Bericht (vgl. Kap. 6) schliesst eine Lücke gemessen an den GRI-Anforderungen. 
Eine stärkere Ausrichtung der Aargauer Nachhaltigkeitsberichterstattung auf GRI ist aber erst 
längerfristig möglich und sinnvoll. Der Aargau nimmt hier im Vergleich mit anderen Kantonen 
eine Vorreiterrolle ein. 

Weitere Informationen
Cercle Indicateurs
www.are.admin.ch  
> Themen  
> nachhaltige Entwicklung

Global Reporting Initiative GRI
www.globalreporting.org 
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Gutes Gesamtbild 
Insgesamt ergibt sich für den Aargau – bei allen bestehenden Herausforderungen – ein gutes 
Gesamtbild hinsichtlich der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, der sozialen Lage der Bevölke-
rung und der Qualität der Umwelt. Das Gesamtbild basiert auf den in Kap. 3 zusammengefassten 
Entwicklungen in 30 Themenbereichen für den Zeitraum 2008 bis 2011.

Wirtschaftlich leistungsfähig
Der Aargau profitiert vom Wachstum der gesamtschweizerischen Wirtschaft. Das Volksein-
kommen pro Person nimmt zu. Das wirtschaftliche Wachstum ist aber im schweizerischen 
Vergleich nach wie vor leicht unterdurchschnittlich. Der kantonale Finanzhaushalt ist gesund, 
die Verschuldung nimmt in den letzten Jahren ab und ist im schweizerischen Vergleich un-
terdurchschnittlich. Der Anteil des Staates an der wirtschaftlichen Wertschöpfung, die soge-
nannte Staatsquote, bleibt konstant. Der gesunde Staatshaushalt ermöglicht moderate Steu-
ersenkungen. Der Kanton Aargau profitiert auch von seiner mittelständischen Struktur: Das 
Steuersubstrat ist stabil, die Einkommens- und Vermögensunterschiede sind im Vergleich 
mit anderen Kantonen nicht sehr ausgeprägt. Die Aargauer Unternehmen bewegen sich oft 
im globalen Wettbewerb und müssen innovativ sein. Die Innovationskraft der Aargauer Wirt-
schaft bewegt sich je nach betrachtetem Indikator im schweizerischen Durchschnitt oder 
leicht darüber. 

… und mit wachsender Bevölkerung
Die Aargauer Bevölkerung wächst im schweizerischen Vergleich überdurchschnittlich. Das 
Bevölkerungswachstum und das wirtschaftliche Wachstum sind einerseits auf attraktive 
Rahmenbedingungen im Aargau zurückzuführen: Die Standortqualität, gemessen an Fak-
toren wie Erreichbarkeit, Steuerbelastung oder qualifizierte Arbeitskräfte ist im kantonalen 
Vergleich sehr hoch. Die Lebenskosten sind unterdurchschnittlich. Zudem verfügt der Aargau 
über ein attraktives Wohnraumangebot mit kurzen Wegen zu naturnahen Naherholungsgebie-
ten. Andererseits wird die Zuwanderung auch massgeblich von Entwicklungen und Strukturen 
in den Nachbarkantonen beeinflusst. Steigende Lebenskosten in den Zentren Zürich, Basel 
und Zug sind ein Faktor, der Menschen bewegt, in den Aargau zu ziehen. Knapp die Hälfte 
der Nettozuwanderung (Zuzüge minus Wegzüge) stammt in den letzten Jahren aus anderen 
Kantonen, wobei der Kanton Zürich an der Spitze steht, gefolgt von Basel-Landschaft, Zug 
und Solothurn. Etwas mehr als die Hälfte der Nettozuwanderung wandert aus dem Ausland 
zu. Der weitaus grösste Teil davon kommt aus Deutschland, gefolgt von Portugal, Italien, Polen 
und Spanien. Aus diesen fünf Ländern stammen fast zwei Drittel der Nettozuwanderung. 

Die wachsende Bevölkerung braucht Wohnraum und ist mobil. Dies bedingt wiederum eine 
Optimierung und einen teilweisen Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen. Das Siedlungsgebiet 
breitet sich hauptsächlich auf Kosten landwirtschaftlich genutzter Fläche aus. Gleichzeitig er-
höht sich der Druck auf die Landschaft, auf die Lebensräume von Tieren und Pflanzen sowie 
auf den Wald. 

2.
 

Gesamtbild Wirtschaft – 
Gesellschaft – Umwelt
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Positive soziale Entwicklungen
Die Bevölkerung im Kanton Aargau profitiert von der positiven wirtschaftlichen Entwicklung. 
Breite Bevölkerungsschichten haben weiterhin eine solide Einkommensmöglichkeit. Die Ar-
beitslosigkeit liegt in den letzten Jahren leicht unter dem schweizerischen Durchschnitt. Auch 
der Anteil von Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen ist unterdurchschnittlich. Der Anteil 
Personen, welcher auf Unterstützung durch die Sozialhilfe angewiesen ist, bleibt konstant 
und ist im schweizerischen Vergleich ebenfalls unterdurchschnittlich. Der Bildungsstand der 
Bevölkerung steigt. Dies unterstützt wiederum gesellschaftliche Entwicklungen, da Bildung 
sich beispielsweise positiv auf das Einkommen, die Gesundheit oder die Sicherheit auswirkt. 
Der allgemeine Gesundheitszustand der Bevölkerung, gemessen an der Lebenserwartung 
und an den vor dem siebzigsten Altersjahr verlorenen Lebensjahren verbessert sich weiter, 
wenn auch verlangsamt. Die objektive öffentliche Sicherheit steigt. Trotz wachsender Be-
völkerung nehmen beispielsweise schwere Gewaltstraftaten leicht ab. Die Chancengerech-
tigkeit zwischen Frau und Mann verbessert sich weiter und liegt im schweizerischen Durch-
schnitt. Die Kulturvermittlung erreicht immer mehr Kinder und Jugendliche. All diese Aspekte 
tragen auch zur Standortattraktivität des Aargaus bei. Und die Bevölkerung trägt mit einer 
hohen Erwerbsquote zur wirtschaftlichen Entwicklung bei.

… aber nicht für alle Bevölkerungsgruppen
Nicht alle Bevölkerungsgruppen können aber gleichermassen an diesen positiven sozialen 
Entwicklungen teilhaben: Ausländische Jugendliche, insbesondere der sogenannten alten 
Zuwanderung aus den Herkunftsländern Süd- und Südosteuropa, sind in anspruchsvolleren Bil-
dungsgängen schwächer vertreten, öfter auf Zwischenlösungen angewiesen und schlechter in 
den Arbeitsmarkt integriert als Schweizer Jugendliche. Weiter gelingt es älteren Personen im 
erwerbsfähigen Alter, wenn sie arbeitslos sind oder Sozialhilfeunterstützung beziehen, immer 
weniger, im Arbeitsmarkt wieder Fuss zu fassen. Frauen sind in Kaderpositionen nach wie 
vor untervertreten und haben kleinere Erwerbspensen als Männer. Es gibt Indizien, die auf 
eine Verminderung des sozialen Austausches und damit indirekt des sozialen Zusammenhalts 
hindeuten. Die Beteiligung der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit und der Anteil der Wohn-
bevölkerung in Familienhaushalten nehmen ab. Zudem stagniert das Interesse der Stimmbe-
rechtigten an kantonaler oder lokaler Politik. 

Hohe Umweltqualität
Die Qualität der Aargauer Umwelt verbessert sich in einigen Bereichen. Die Vielfalt an Pflan-
zen und Tieren im gesamten Kanton steigt leicht. Die Qualität und Quantität von ökologisch 
wertvollen Lebensräumen, insbesondere auch der Auen steigt. Die Qualität des Grundwassers 
und des fruchtbaren Bodens ist insgesamt gut. Die Wasserqualität in Flüssen, Bächen und 
Seen verbessert sich weiter. Auch sind Ansätze für einen haushälterischen Umgang mit der 
begrenzten Ressource Raum sichtbar: Das Wachstum der Bevölkerung ist grösser als das 
Wachstum an überbauten Bauzonen (Wohn- und Mischzonen). Das heisst, es wird weniger 
Bauzonenfläche pro Person verbraucht. Die Waldfläche bleibt konstant. Der Energieverbrauch 
pro Person sowie die Menge Siedlungsabfall pro Person sinken leicht. Die Bedeutung einer 
attraktiven Landschaft mit naturnahen Naherholungsräumen sowie attraktiver Siedlungen 
von hoher Qualität steigt für den Standort Aargau. 

… aber auch Belastungen
Die positiven wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen haben aber auch negati-
ve Auswirkungen auf die Umwelt und Landschaft des Aargaus: Das Bedürfnis nach Mobilität 
ist ungebrochen und nimmt weiter zu, das Siedlungsgebiet breitet sich weiter in das Land-
wirtschaftsgebiet aus. Durchschnittlich wächst die Siedlungsfläche (überbaute Bauzonen) 
in den letzten Jahren um rund 136 Hektaren pro Jahr oder knapp ein Fussballfeld pro Tag. 
Die Artenvielfalt im Siedlungsgebiet stagniert. Zudem hat sich die Ressourceneffizienz, ge-
messen am Energieverbrauch pro Franken Wertschöpfung und am Materialeinsatz pro Fran-
ken Wertschöpfung, in den vergangenen Jahren nicht wesentlich verbessert und der abso-
lute Energieverbrauch steigt tendenziell. Die Qualität der Luft stagniert. Hier machen sich 
beispielhaft sogenannte Mengeneffekte bemerkbar: Der Schadstoffausstoss der einzelnen 
Fahrzeuge nimmt zwar ab, die Abnahme pro Fahrzeug wird aber durch das Verkehrswachstum 
kompensiert oder übertroffen. 
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Übersicht Entwicklungen in den letzten Jahren
Die Entwicklungen in den einzelnen Themen einer nachhaltigen Entwicklung laufen in den 
letzten vier Jahren oft in die gewünschte, positive Richtung. Und in vielen Themenbereichen 
steht der Kanton Aargau im gesamtschweizerischen Vergleich gut da. Es gibt aber auch 
Verbesserungspotentiale. Neben diesen Themenbereichen, die der Kanton in vielen Fällen 
beeinflussen kann, gibt es auch äussere Einflüsse und Entwicklungen, denen er sich nicht 
entziehen kann. 

Ausgewählte äussere Einflüsse
Bedeutende äussere Einflüsse und Rahmenbedingungen in den letzten vier Jahren sind: 
− �Finanz- und Wirtschaftskrise: Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise ab Ende 2008 

macht sich auch im Aargau bemerkbar. Sie hat aber im Aargau einen vergleichsweise geringen 
Einbruch der Konjunktur zur Folge. 

− �Frankenstärke: Der Franken hat sich 2011 gegenüber dem Euro und dem Dollar stark 
aufgewertet. Dadurch verbilligen sich die Importkosten, gleichzeitig leidet aber die Export-
wirtschaft unter der Frankenstärke.

− �Bevölkerungswachstum: Die Bevölkerung im Aargau ist von 2008 bis 2011 um weitere 
25’000 Personen auf 621’398 Einwohnerinnen und Einwohner gewachsen. Die Bevölke-
rung ist im Vergleich zum schweizerischen Durchschnitt jünger. Die Bevölkerung wird ge-
mäss Prognosen weiter wachsen (Statistik Aargau 2009).

− �Neue Energiepolitik: Im Anschluss an die Ereignisse in Japan im Frühjahr 2011 wird in der 
Schweiz eine neue Energiepolitik ohne Ersatz der Kernkraftwerke lanciert.

− �Klimawandel: Die Jahre 2008, 2009 und 2011 gehören zu den wärmsten Jahren seit Mess-
beginn 1864. 2011 war gesamtschweizerisch sogar das wärmste Jahr seit 1864.

Die Lage des Kantons Aargau zwischen den Zentren Zürich, Basel, Bern und Zug/Luzern ist 
eine weitere Rahmenbedingung. Immer mehr Leute wohnen im Kanton Aargau und arbeiten 
in den umliegenden Zentren. Die Pendlerströme in und aus dem Aargau nehmen zu. Dies 
zeigt wiederum, dass die Wirtschafts- und Siedlungsräume immer weniger mit den politisch-
administrativen Räumen wie Kantone und Gemeinden übereinstimmen. 

Dimension Wirtschaft: Entwicklungen 2008 bis 2011
− �Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wächst. Aber das Volkseinkommen pro Person und 

sein Wachstum liegen unter dem schweizerischen Durchschnitt.
− �Der Zustand des kantonalen Finanzhaushalts verbessert sich weiter. Die Staatsquote, 

welche den Anteil des Staates am Volkseinkommen misst, bleibt konstant. Die Staatsquote 
von Kanton und Gemeinden liegt unter dem schweizerischen Durchschnitt.

− �Die Standortattraktivität des Aargaus für Untenehmen und Haushalte ist im Vergleich zu 
anderen Kantonen sehr hoch. Die Lebenskosten der Haushalte sind im kantonalen Vergleich 
unterdurchschnittlich und das frei verfügbare Einkommen überdurchschnittlich.

− �Die Steuerbelastung der natürlichen und juristischen Personen sinkt. Trotzdem bleibt die 
steuerliche Attraktivität im Vergleich mit anderen Kantonen in etwa konstant, weil diese 
ebenfalls Steuerentlastungen vornahmen.

3.

 

Themen und Indikatoren 
Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt
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− �Die Aargauer Unternehmen bewegen sich im globalen Wettbewerb und müssen deshalb 
innovativ sein. Die Indikatoren Anteil Beschäftigte in innovativen Branchen und Anzahl Patent-
anträge pro Industriearbeiter deuten im kantonalen Vergleich auf eine überdurchschnittliche 
Innovationskraft hin. Die Innovationskraft der Aargauer Wirtschaft, gemessen an der 
jährlichen Wachstumsrate der Exporte in Warenwerten pendelt um den schweizerischen 
Durchschnitt. 

− �Die Arbeitslosenquote liegt leicht unter dem schweizerischen Durchschnitt, nähert sich 
aber diesem Durchschnitt an. Der Anteil von Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen ist 
ebenfalls unterdurchschnittlich. Die Jugendarbeitslosigkeit entspricht dem schweizerischen 
Mittelwert. Der Anteil der über 50-Jährigen an den Arbeitslosen nimmt seit 2009 zu und bei 
der Langzeitarbeitslosigkeit ist diese Altersgruppe am stärksten betroffen.

− �Der Anteil der finanziellen Investitionen für den Werterhalt von baulichen Infrastrukturen 
(Hoch- und Tiefbau) an den Gesamtinvestitionen für öffentliche Bauten bleibt konstant. Ver-
glichen mit den anderen Kantonen ist dieser Anteil im Aargau überdurchschnittlich hoch. 

− �Die Ressourceneffizienz verbessert sich nur langsam. Der Energieeinsatz pro Franken 
Wertschöpfung verbessert sich leicht und der Materialeinsatz pro Franken Wertschöpfung 
bleibt konstant.

Indikator
Ziel- 

richtung 
Entwicklung 
2008 – 2011

Trend 
2013 – 2023

Vergleich 
Schweiz

Wirtschaft
5.1 Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
Volkseinkommen pro Person, 2008 – 2011  bis 
5.2 Standortattraktivität
Standortqualitätsindikator, 2008 – 2011  bis
5.3 Innovation
Wachstumsrate der Exporte, 2008 – 2011  bis 
Beschäftigte in innovativen Branchen, 2008  bis  1)

5.4 Lebenskosten
Frei verfügbares Einkommen, 2008, 2011   bis
Mietpreisniveau, 2008 – 2011  bis 
5.5 Arbeitsplätze und Beschäftigung
Arbeitslosenquote, 2008 – 2011
5.6 Infrastruktur und Investitionen
Kosten Unterhalt öffentlicher Bau, 
2008 – 2011
5.7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen
Endenergieverbrauch im Verhältnis zum 
Bruttoinlandprodukt Schweiz, 2008 – 2010

 bis –

Materialaufwand im Verhältnis zum Brutto-
inlandprodukt Schweiz, 2008 – 2010

 –

5.8 Öffentlicher Haushalt
Nettoverschuldungsquote Kanton, 
2008 – 2011

  2)

Überschüsse und Defizite kantonaler Haushalt, 
2008 – 2011

  bis –

5.9 Steuern und Gebühren
Steuerbelastung natürliche und juristische 
Personen, 2008 – 2011

 bis   

Gebührenfinanzierung von öffentlicher Ver-
sorgung und Dienstleistungen, 2008 – 2009
5.10 Leistungsfähiger Staat
Staatsquote Kanton, 2008 – 2011  bis  3)

Allgemeiner Verwaltungsaufwand Kanton 
und Gemeinden pro Person, 2006 – 2009

 bis  

1) �Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs, Daten 2008, BFS, 
2) Vergleich bezogen auf die Bruttoverschuldung 
3) Staatsquote Kanton und Gemeinden
Die Nummern vor dem Themenbereich verweisen auf die entsprechenden Kapitel im Bericht, 
wo detaillierte Informationen zu entnehmen sind.

	� Entwicklung in Ziel- 
richtung
�Entwicklung neutral

	� Entwicklung weg von 
Zielrichtung

	� AG besser als  
schweizerisches Mittel

	� AG im schweizerischen 
Mittel

	� AG schlechter als  
schweizerisches Mittel
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Dimension Gesellschaft: Entwicklungen 2008 bis 2011
− �Der Bildungsstand der Bevölkerung steigt. Der Anteil der Schulabgängerinnen und Schulab-

gänger der obligatorischen Volksschule, welcher direkt eine nachobligatorische Bildung wie 
z. B. eine Berufslehre oder eine Mittelschule beginnt, nimmt zu. Der Anteil der Wohnbevöl-
kerung, welcher eine Berufsmaturität hat nimmt ebenfalls zu. Die Berufsmaturitätsquote er-
reicht 2009 und 2010 erstmals den schweizerischen Durchschnitt. Die Quoten der gymnasialen 
Maturität steigen von 2009 bis 2010 ebenfalls, bewegen sich aber immer noch unter dem 
schweizerischen Durchschnitt. 

− �Der Anteil Personen, welcher auf Unterstützung durch die Sozialhilfe angewiesen ist, ein 
Mass für die Armut, bleibt konstant und ist im schweizerischen Vergleich unterdurchschnitt-
lich. Kinder und junge Erwachsene bis 25 Jahre haben stark überdurchschnittliche Sozialhilfe-
quoten. In den letzten Jahren stark gestiegen ist die Sozialhilfequote der 56- bis 64-Jährigen. 
Alleinerziehende Frauen sind stark überdurchschnittlich von Sozialhilfe abhängig, was zur hohen 
Sozialhilfequote von Kindern beiträgt. Personen ausländischer Nationalität sind bei den Sozial-
hilfebeziehenden überproportional vertreten. 

− �Die ausländische Bevölkerung, vor allem diejenige der so genannten alten Zuwanderung, ist 
in anspruchsvolleren Bildungsgängen schwächer vertreten und in den Arbeitsmarkt schlech-
ter integriert als die schweizerische Bevölkerung im Aargau. Ausländische Schülerinnen und 
Schüler sind an der Realschule überproportional, an der Sekundarschule und der Bezirksschule 
unterproportional vertreten. Dies gilt allerdings nicht gleichermassen für Schülerinnen und 
Schüler aus dem deutschen Sprachraum (Deutschland, Österreich und Lichtenstein). Der 
Anteil an direkten Übertritten in eine nachobligatorische Bildung steigt bei den ausländischen 
Jugendlichen in den letzten Jahren. Die Bevölkerung ausländischer Nationalität ist bezüglich 
der Arbeitslosigkeit stärker von konjunkturellen Schwankungen betroffen.

− �Es gibt Indizien, die auf eine Verminderung des sozialen Austausches in gesellschaftlichen 
Institutionen und damit indirekt des sozialen Zusammenhalts hindeuten. Die Beteiligung 
der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit und der Anteil der Wohnbevölkerung in Familien-
haushalten nehmen ab.

− �Die Chancengerechtigkeit zwischen Frau und Mann sowie jene zwischen Menschen mit 
und ohne Behinderung verbessert sich. Der Anteil Frauen in Kaderpositionen steigt im letzten 
Jahrzehnt. Frauen sind aber in Kaderpositionen immer noch stark untervertreten. 

− �Der allgemeine Gesundheitszustand der Bevölkerung verbessert sich nur noch langsam. 
Die vor dem siebzigsten Altersjahr verlorenen Lebensjahre nehmen kaum mehr ab und nähern 
sich dem schweizerischen Mittel. Die psychische Gesundheit der Bevölkerung bleibt gemäss 
Befragungen stabil. 

− �Wohnqualität setzt sich aus der Summe vieler Eigenschaften zusammen wie beispielsweise 
Ruhe und eine gute Erschliessung. Der Anteil der Bevölkerung, welcher Strassenlärmbelas-
tungen ausgesetzt ist, liegt unter dem schweizerischen Durchschnitt. Die Erschliessung mit 
dem öffentlichen Verkehr ist im Aargau im Vergleich mit anderen Kantonen durchschnittlich. 

− �Die objektive Sicherheitslage verbessert sich. Trotz steigender Bevölkerungszahl nehmen 
schwere Gewaltstraftaten und Verkehrsunfälle ab.

− �Die Vermittlung von Kultur an Schülerinnen und Schüler nimmt zu. Das bauliche Erbe, ge-
messen an der Anzahl kantonal geschützter Bauten bleibt in etwa unverändert, dies bei stei-
gendem Gebäudebestand.

− �Die Beteiligung der stimmberechtigten Bevölkerung an eidgenössischen Abstimmungen und 
Wahlen liegt leicht unter dem schweizerischen Durchschnitt, nähert sich aber diesem an. Hin-
gegen sinkt die Beteiligung an kantonalen und kommunalen Wahlen und Abstimmungen leicht. 
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Indikator
Ziel- 

richtung 
Entwicklung 
2008 – 2011

Trend 
2013 – 2023

Vergleich 
Schweiz

Gesellschaft
5.11 Bildung
Direkte Übertritte in die nachobligatorische 
Bildung, 2008 – 2012

 bis – 4)

Maturitätsquoten (Berufsmaturität und  
gymnasiale Maturität), 2008 – 2010

 5) 

5.12 Einkommen, Armut und soziale  
Unterstützung
Sozialhilfequote, 2008 – 2011  bis 
Anteil Haushalte mit (sehr) knappen  
finanziellen Mitteln, 2004 – 2008

–

5.13 Integration
Anteil ausländischer Schulabgängerinnen 
und -abgänger mit direktem Übertritt in die 
nachobligatorische Bildung, 2008 – 2011

 bis – 4)

Arbeitslosenquote Ausländer im Vergleich 
zu Arbeitslosenquote Schweizer (Differenz), 
2008 – 2011
5.14 Sozialer Zusammenhalt 
Beteiligung der Bevölkerung an der  
Freiwilligenarbeit Schweiz, 2007 – 2010
Wohnbevölkerung in Familienhaushalten, 
2010

–

5.15 Chancengerechtigkeit
Frauen in Kaderpositionen, 2010 –  bis  
5.16 Gesundheit und Wohlbefinden
Verlorene potentielle Lebensjahre, 
2007 – 2010

 bis  bis

5.17 Wohnqualität und Lärm
Überbaute Wohn- und Mischzonen mit guter 
bis sehr guter ÖV-Erschliessung, 2008 – 2010

 

Anteil Bevölkerung mit Srassenlärm- 
belastungen (Immissionsgrenzwert- 
Überschreitungen), 2011

– 6)  7)

5.18 Sicherheit
Schwere Gewaltstraftaten, 2009 – 2011  bis   
Verkehrsunfälle, 2008 – 2011  –
5.19 Kultur
Gemeinden und Schulverbände mit Kultur-
verantwortlichen, 2008 – 2011

– 4)

Bestand an kantonal geschützten Bauten, 
2008 – 2011

–

5.20 Politische Beteiligung
Stimm- und Wahlbeteiligung kantonal und 
eidgenössisch, 2008 – 2011

 8)

4) Keine gesamtschweizerischen Zahlen vorhanden
5) �Die Berufsmaturitätsquote liegt im Schweizer Durchschnitt, die gymnasiale Maturitätsquote 

darunter. 
6) �Wert 2011, keine Zeitreihe 
7) �Die gesamtschweizerischen Daten beziehen sich auf das Jahr 2009.
8) �Eidgenössische Volksabstimmungen
Die Nummern vor dem Themenbereich verweisen auf die entsprechenden Kapitel im Bericht.

	� Entwicklung in Ziel- 
richtung
�Entwicklung neutral

	� Entwicklung weg von 
Zielrichtung

	� AG besser als  
schweizerisches Mittel

	� AG im schweizerischen 
Mittel

	� AG schlechter als  
schweizerisches Mittel



|  Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 201118

Dimension Umwelt: Entwicklungen 2008 bis 2011
− �Das Wachstum der Bevölkerung ist stärker als das Wachstum an überbauten Bauzonen 

(Wohn- und Mischzonen). Das heisst, es wird weniger Bauzonenfläche pro Person ver-
braucht. Es ist erstmals eine leichte Entkoppelung von Bevölkerungswachstum und dem 
Siedlungsflächenwachstum zu beobachten. Aber absolut vergrössert sich die Siedlungsfläche 
(überbaute Bauzonen) in den letzten Jahren durchschnittlich um rund 136 Hektaren pro Jahr 
oder knapp ein Fussballfeld pro Tag. Die Siedlungsfläche nimmt vor allem auf Kosten der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche zu. Die Waldfläche bleibt konstant.

− �Die Qualität des fruchtbaren Bodens bleibt insgesamt konstant. Die Schwermetallbelastung 
verändert sich nicht wesentlich.

− �Die Qualität des Grundwassers bleibt konstant. Im Vergleich mit anderen Kantonen ist die 
Belastung mit Nitrat jedoch überdurchschnittlich. Die Qualität der Oberflächengewässer steigt. 

− �Die Qualität der Luft stagniert. In verkehrsreichen Gebieten steigt die Konzentration von ein-
zelnen Luftschadstoffen. Die bisherige Verbesserung der Luftqualität, beispielsweise durch 
die Reduktion des Schadstoffausstosses einzelner Fahrzeuge, wird durch das Verkehrs-
wachstum kompensiert. Die Luftqualität liegt im schweizerischen Mittel.

− �Die Vielfalt an Pflanzen und Tieren nimmt im gesamten Kanton leicht zu. Die Vielfalt an 
Pflanzen und Tieren innerhalb des Siedlungsgebietes stagniert jedoch. Standortfremde, in-
vasive Arten breiten sich aus. Die ökologisch wertvollen Flächen vergrössern sich und deren 
Qualität und Vernetzung verbessert sich in einzelnen Gebieten. Die ökologischen Ausgleichs-
flächen mit landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsverträgen sowie die Fläche von Natur-
waldreservaten und Altholzinseln nehmen weiter zu. 

− �Die Qualität der Landschaft bleibt konstant. Die Zerschneidung durch die Siedlungsentwick-
lung und den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur verändert sich wenig. Die Anzahl landschafts-
wirksamer Neubauten ausserhalb der Bauzonen reduziert sich, die Anzahl der Neubauten 
bewegt sich jedoch nach wie vor auf hohem Niveau.

− �Der Energieverbrauch pro Person sinkt leicht und der Anteil erneuerbarer Energien am Ener-
gieverbrauch nimmt kaum zu. Der absolute Energieverbrauch steigt tendenziell.

− �Sowohl der motorisierte Individualverkehr als auch der öffentliche Verkehr nehmen in den 
letzten Jahren weiter zu.

− �Die Menge Siedlungsabfall pro Kopf ist trotz Wirtschaftswachstum leicht zurückgegangen. 
Der Anteil der separat gesammelten Wertstoffe wie Glas, Papier, Altmetall und Kompost pro 
Kopf ist ebenfalls leicht rückläufig.
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Indikator
Ziel- 

richtung 
Entwicklung 
2008 – 2011

Trend 
2013 – 2023

Vergleich 
Schweiz

Umwelt
5.21 Flächenverbrauch durch  
Siedlungsentwicklung
Überbaute Bauzone, 2008 – 2011 –
Wachstum Bevölkerung im Vergleich zu 
Wachstum überbaute Bauzone, 2008 – 2011

–

5.22 Bodenqualität
Belastung des Bodens mit Schwermetallen, 
1996 – 2006 9)

–

5.23 Wasserqualität
Nitrat im Grundwasser, 2008 – 2011  bis  10)

Kieselalgenindex in Fliessgewässern, 
2005/06 – 2008/09

–

5.24 Luftqualität
Langzeit-Luftbelastungsindex, 2008 – 2011  11)

Stickstoffoxid-Jahresmittel, Suhr, 2008 – 2011  bis –
5.25 Lebensräume für Tiere und Pflanzen, 
biologische Vielfalt
Flächen wertvoller Lebensräume, 2008 – 2011  bis  12)

Kesslerindex der Artenvielfalt, 2008 – 2011  bis –
5.26 Landschaft
Zerschneidung der Landschaft, 2008, 2012  bis –
Landschaftsrelevante Neu- und Umbauten, 
2008 – 2011

–

5.27 Landwirtschaft
Landwirtschaftliche Nutzflächen, 
2008 – 2011

–

Ökologische Ausgleichsflächen mit Bewirt-
schaftungsverträgen, 2008 – 2011

–

5.28 Wald
Waldfläche, 2008 – 2011 –
Fläche Naturwaldreservate und 
Altholzinseln, 2009 – 2011

–

5.29 Energie und Klima
Bruttoenergieverbrauch pro Person 
Schweiz, 2008 – 2011

 bis –

Anteil erneuerbare Energien Schweiz, 
2008 – 2011

 bis –

5.30 Verkehr
Durchschnittlicher Tagesverkehr, 2008 – 2011 –

Angebot öffentlicher Verkehr / Gewichtete 
Bahn- und Busabfahrten, 2008 – 2011

–

5.31 Abfälle und einheimische Rohstoffe
Siedlungsabfall pro Person, 2008 – 2011  bis  bis  13)

Separatsammelquote pro Person, 2008 – 2011  bis  bis  13)

  9) �Die Erhebungen des kantonalen Bodenbeobachtungsnetzes erfolgen alle 10 Jahre.  
Die nächste Erhebung ist 2016 geplant.

10) �Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs, Daten 2009, BAFU NAQUA
11) �Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs, Daten 2007, BAFU, BFS
12) �Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs, Daten 2009
13) �Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs, Daten 2009, ohne Grünabfälle
Die Nummern vor dem Themenbereich verweisen auf die entsprechenden Kapitel im Bericht.

	� Entwicklung in Ziel- 
richtung
�Entwicklung neutral

	� Entwicklung weg von 
Zielrichtung

	� AG besser als  
schweizerisches Mittel

	� AG im schweizerischen 
Mittel

	� AG schlechter als  
schweizerisches Mittel
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4.

 

Perspektiven aus 
Sicht einer nachhaltigen 
Entwicklung

Die folgenden Perspektiven eröffnen einen Ausblick für die nachhaltige Entwicklung des Kan-
tons Aargau und sollen zur Diskussion anregen. Die aufgeführten Perspektiven leiten sich aus 
problematischen Entwicklungstendenzen ab, berücksichtigen aber auch positive Tendenzen 
die gestärkt werden sollen. Dies schliesst nicht aus, dass auch in anderen Themenbereichen 
Herausforderungen anstehen und Anstrengungen notwendig sind um das gute Gesamtbild 
Wirtschaft – Gesellschaft – Umwelt zu halten. 

Die formulierten Perspektiven zeigen mögliche Stossrichtungen auf, ohne konkrete Massnah-
men zu formulieren. Das Formulieren von Massnahmen ist explizit nicht Aufgabe des vorlie-
genden Berichts nachhaltige Entwicklung, sondern Aufgabe der institutionalisierten politischen 
Planung mit den Instrumenten Entwicklungsleitbild, Aufgaben- und Finanzplan sowie Planungs-
bericht. In vielen Bereichen werden bereits Massnahmen umgesetzt, welche diese Perspek-
tiven unterstützen. In anderen Bereichen sind zusätzliche Handlungsansätze zu entwickeln. 
Dabei braucht es die Anstrengungen aller Akteure im Kanton Aargau: Wirtschaft, Forschung, 
Bevölkerung, Gemeinden und Kanton. Diese nachfolgenden Perspektiven sind ein konkreter 
Beitrag zur Bewältigung der zehn strategischen Schlüsselherausforderungen einer nachhalti-
gen Entwicklung wie sie der Bundesrat in seiner Strategie nachhaltige Entwicklung 2012 bis 
2015 vom 25. Januar 2012 festgehalten hat. 

Im Folgenden sind neun Perspektiven dargestellt.

1	� Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung optimieren 
	� Verschiedene Standortfaktoren tragen zur Attraktivität des Aargaus bei. Dazu gehören bei-

spielsweise harte Faktoren wie die Erreichbarkeit mit dem motorisierten oder öffentlichen 
Verkehr, die Steuerbelastung oder die Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte. Daneben 
sind eher weiche Faktoren wie Naturnähe, landschaftliche Schönheit, attraktive Naherholungs-
gebiete oder kulturelle Angebote ebenso von Bedeutung. Angesichts des anhaltend intensiven 
Standortwettbewerbs müssen alle Standortfaktoren stetig weiter optimiert werden, wobei 
sich öffnende Spannungsfelder wie z. B. gute Erreichbarkeit und landschaftliche Schönheit 
zu bewältigen sind. Gute Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung tragen 
zu einem gesunden Staatshaushalt bei.

2.	 Politische Selbstbestimmung sichern 
	� Der gesunde Aargauer Finanzhaushalt eröffnet Handlungsspielräume für die heutigen und 

künftigen Generationen. Aktuelle Entwicklungen in europäischen Ländern unterstreichen 
die Bedeutung eines gesunden Staatshaushalts. Der Finanzierungsbedarf im Aargau wird in 
den kommenden Jahrzehnten beispielsweise im Gesundheitswesen oder bei der Verkehrs-
infrastruktur zunehmen, während längerfristig das wirtschaftliche Wachstum und damit die 
Einnahmen eher verhalten eingeschätzt werden. Dies bedeutet, dass die Herausforde-
rung steigt, das Ausgabenwachstum über einen Konjunkturzyklus am wirtschaftlichen 
Wachstum auszurichten und strukturelle Defizite zu vermeiden. Die Schuldenbremse 
muss deshalb weiterhin kontinuierlich umgesetzt werden. Nur ein gesunder Staatshaus-
halt ermöglicht ein weiterhin gutes Gesamtbild Wirtschaft – Gesellschaft – Umwelt.
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3.	 Umfeld für Innovation und Ressourceneffizienz verbessern
	� Unternehmen befinden sich in einem zunehmend akzentuierten, teilweise globalen Wett-

bewerb. Um in diesem Wettbewerb zu bestehen und Umsatzwachstum, steigende Wert-
schöpfung und neue Beschäftigung zu generieren, ist Innovation in immer kürzeren Zeit-
abschnitten notwendig. Weitere technische Innovationen sind zudem notwendig, um die 
Energien und Ressourcen effizienter zu nutzen und eine nachhaltige Gesellschaft oder 
Vielfalt von Lebensstilen zu fördern. Deshalb kommt günstigen Rahmenbedingungen für 
die technische Innovation im Industriekanton Aargau weiterhin eine bedeutende Rolle zu. 
Technische Neuerungen sind aber immer in eine gesellschaftliche Entwicklung integriert 
und technische Innovationen alleine lösen nicht alle Herausforderungen. Deshalb sind auch 
gesellschaftliche Neuerungen und Entwicklungen notwendig um Ressourcen schonende 
Lebensstile zu entwickeln. 

4.	 Bildungs- und Arbeitsmarktchancen ausländischer Jugendlicher erhöhen
	� Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen Familien, insbesondere auch diejenigen der 

ausländischen Bevölkerung, sind in anspruchsvolleren Bildungsgängen untervertreten und 
schaffen teilweise keinen direkten Übergang beispielsweise in eine Lehre. Ausländische 
Jugendliche im Aargau sind zudem unter den Jugendarbeitslosen stark übervertreten, 
auch deutlich stärker als im schweizerischen Mittel. Fehlende Sprachkenntnisse und in der 
Schweiz nicht gefragte oder nicht anerkannte Ausbildungen von Spätimmigrierten tragen 
dazu bei. In diesen Fällen bedarf es weiterhin intensiver, vielfältiger Bemühungen mit ent-
sprechenden Verpflichtungen der Betroffenen. Es sind sich gegenseitig ergänzende An-
strengungen verschiedenster Akteure auf privater Seite (Vereine, Hilfswerke), auf öffentli-
cher Seite (Gemeinden, Schulen), auf wirtschaftlicher Seite (Lehrbetriebe, Arbeitgeber) und 
nicht zuletzt der Betroffenen selber notwendig. Besonders erfolgversprechend ist die frühe 
Förderung von Kindern ohne lokale Sprachkenntnisse. Die Integration von ausländischen 
Kindern und Jugendlichen hat positive Wirkungen auf der individuellen Ebene wie auch für 
die wirtschaftliche Entwicklung (Bedarf an qualifizierten Fachkräften), für den öffentlichen 
Haushalt (Sozialkosten) und ist ein Beitrag an die öffentliche Sicherheit (Gewalt- und Krimi-
nalitätsprävention). 

5.	 Ältere Arbeitnehmende im Arbeitsmarkt halten
	� Einerseits werden Menschen immer älter und sollten zur Sicherung der Sozialwerke mög-

lichst lang arbeiten. Zudem mindert eine längere Lebensarbeitszeit den Fachkräftemangel. 
Andererseits gelingt es Menschen über 50 Jahre, wenn sie arbeitslos sind oder Sozialhilfeun-
terstützung beziehen, immer weniger, wieder auf dem Arbeitsmarkt Fuss zu fassen. Dieses 
Dilemma scheint sich zu verstärken, wobei regionale, branchen- und unternehmensspezifi-
sche Unterschiede bestehen. Es braucht insgesamt weitere Anreize, damit ältere Arbeitneh-
mende im Arbeitsmarkt verbleiben können. Herausforderung ist es, die persönlichen und 
fachlichen Kompetenzen älterer Arbeitnehmender mit der Gestaltung der Erwerbsarbeit 
abzustimmen. Dabei bedarf es Anstrengungen aller Akteure: Der älteren Arbeitnehmen-
den selbst (z. B. lebenslanges Lernen), der Arbeitgeber (z. B. Arbeitszeiten und Arbeitsge-
staltung) und der Gesellschaft als Ganzes (z. B. als Kunden, Lohnentwicklung im Alter). Auf 
staatlicher Seite braucht es weiterhin zielgruppenspezifische Massnahmen für die rasche 
Reintegration von älteren Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt. 

6.	 Interesse für die kommunale und kantonale Politik erhalten 
	� Wichtige Aufgaben der öffentlichen Hand sind in unserem föderalistischen System auf der 

kantonalen und kommunalen Ebene angesiedelt. Allerdings stagniert im Aargau das Inte-
resse an der kantonalen und kommunalen Politik zugunsten der nationalen Politik. Zudem 
nimmt das Interesse an der Milizarbeit auf kommunaler Ebene ab, wie auch die gesamte 
Freiwilligenarbeit. Überlagert werden diese Entwicklungen vom zunehmenden Bedarf nach 
Zusammenarbeit auf allen Ebenen, da heute Siedlungsräume und Wirtschaftsräume immer 
weniger mit politisch-administrativen Räumen wie Gemeinden oder Kantonen übereinstim-
men. Weiterentwicklungen des kommunalen Milizsystems, von alternativen Beteiligungs-
formen und der Kommunikation mit den Bürgern sowie der Zusammenarbeit auf allen Ebenen 
sind notwendig. 
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7.	 Anreize schaffen zur Bewältigung der künftigen Mobilität 
	� Das weiterhin steigende Verkehrsaufkommen führt immer häufiger zu Kapazitätsengpässen 

auf Strasse und Schiene, hauptsächlich während der morgendlichen und abendlichen Spitzen-
stunden. Die heutigen Ansätze für die Bewältigung der Mobilität, wie die Optimierung der 
bestehenden Infrastruktur zwecks besserer Auslastung sowie der Ausbau und vor allem der 
Neubau von Infrastrukturanlagen, stossen immer ausgeprägter an finanzielle und räumliche 
Grenzen. Bei der Optimierung der bestehenden Infrastruktur stehen hohe Kosten oft einer 
vergleichsweise geringen Kapazitätserhöhung gegenüber. Weil der Verkehr gleichzeitig für 
einen Viertel des Primärenergieverbrauchs verantwortlich ist, stellt die Bewältigung der 
künftigen Mobilitätsbedürfnisse – rund die Hälfte des Personenverkehrs geht allein auf die 
Freizeitmobilität zurück – eine grosse Herausforderung dar. Kapazitätsengpässe führen zu 
Ausweichverhalten, räumlich, zeitlich und was die Wahl des Verkehrsmittels anbetrifft. Gut 
mit dem öffentlichen Verkehr erschlossene, attraktive Siedlungen mit kurzen Wegen ver-
mindern die Nachfrage nach Mobilität. Preissignale können zudem das Ausweichverhalten 
unterstützen und helfen, das Verursacherprinzip umzusetzen. Die Mobilität ist das einzige 
Gut, das in den letzten Jahrzehnten nicht teurer, sondern, gemessen an der allgemeinen 
Preisentwicklung, deutlich billiger geworden ist.

8.	 Qualität und Attraktivität der Siedlungsräume steigern
	� Die Siedlungen im Zuwanderungskanton Aargau müssen weiter verdichtet und gleichzeitig 

deren Qualitäten erhöht werden: Abstimmung der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung, 
energie- und ressourceneffiziente Bau- und Bewirtschaftungsweise, lärm- und verkehrs-
arme Gestaltung von Wohngebieten, integrierte Strassen und Wege, qualitativ hochwer-
tiger Städtebau mit hohen gestalterischen Qualitäten, gute Architektur, hohe Wohn- und 
Aussenraumqualitäten, attraktive Grünstrukturen in der Siedlung und Vernetzung mit der 
Landschaft, kurze Wege und durchmischte Nutzung (Einkaufen, Arbeiten, Wohnen, Frei-
zeit), feinmaschiges und sicheres Wegnetz und attraktiv und benutzerfreundlich gestaltete 
öffentliche Freiräume, umsichtig und landschaftsverträglich gestaltete Siedlungsränder, etc. 
Dazu braucht es das Engagement von Bauherren und Investoren, der öffentlichen Hand 
sowie der betroffenen Wohn- und Arbeitsbevölkerung. Eine Steigerung der Siedlungsqua-
lität im aufgeführten Sinne trägt auch zur Energieeffizienz und indirekt zur Bewältigung der 
künftigen Mobilität sowie zur Standortattraktivität und Wohnqualität bei.

9.	 Natur in die Siedlung integrieren
	� Die Entwicklung der Artenvielfalt und ökologischen Vernetzungen in den Siedlungen ist 

notwendig. Natur- und Landschaftsentwicklung ist nicht nur in der offenen Landschaft, son-
dern auch im Siedlungsgebiet und deren Rändern zu betreiben. Neben der ökologischen 
Aufwertung des Siedlungsgebietes und der damit verbundenen Steigerung der Attraktivität 
werden dadurch auch Naherholungs- und Naturerlebnisse für die Bevölkerung vor deren 
Wohnungstür möglich. 
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Vertiefende Ausführungen
In den folgenden Kapiteln 5.1 bis 5.31 sind die 30 Themen einer nachhaltigen Entwicklung und 
die dazugehörigen Indikatoren jeweils auf zwei Seiten vertiefend erläutert (vgl. Abbildung 4). 

Für jeden Themenbereich wird die Zielrichtung allgemein sowie bezogen auf ein bis zwei Indi-
katoren beschrieben. Anhand der Indikatoren werden anschliessend der aktuelle Stand und die 
Entwicklung in den letzten vier Jahren erläutert. Wenige aber für eine nachhaltige Entwicklung 
des Lebensraums Aargau relevante Trendaussagen eröffnen den Blick in die Zukunft. Daraus wer-
den mögliche Handlungsoptionen abgeleitet. Die Fokussierung auf ein bis zwei Indikatoren sowie 
wenige Trendaussagen und Handlungsoptionen schliesst nicht aus, dass auch andere Aspekte 
von Bedeutung sind. Für vertiefende Betrachtungen sei auf die Ansprechpartner und Links in der 
Rubrik „weitere Informationen“ sowie auf das Literaturverzeichnis im Anhang verwiesen.

5.

 

Entwicklung der 
einzelnen Themen-
bereiche 
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Die Themenbereiche wurden bei der Erarbeitung des ersten Berichts nachhaltige Entwicklung 
in einem breit abgestützten partizipativen Prozess innerhalb der Verwaltung ermittelt. Ein guter 
Indikator repräsentiert den dazugehörigen Themenbereich möglichst umfassend, was mehr-
heitlich, aber noch nicht flächendeckend der Fall ist. 

Wirtschaft

InnovationWirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit

Lebenskosten

Öffentlicher Haushalt

Standortattraktivität

Ressourceneffizienz

Gesellschaft

Chancengerechtigkeit

Kultur

Politische 
Beteiligung

Sicherheit

Sozialer 
Zusammenhalt

Bildung

Arbeitsplätze
Einkommen

Armut

Steuern 
Gebühren

Wohnqualität
Lärm

FlächenverbrauchEnergie
Klima

Infrastruktur 
Investitionen

Gesundheit

Leistungsfähiger Staat

Verkehr

Umwelt

Landschaft

WasserqualitätLuftqualität

Bodenqualität

Landwirtschaft 
und Wald

Artenvielfalt 
Lebensräume

Abfälle
Einheimische Rohstoffe

Integration

Abbildung 4: Themen einer 
nachhaltigen Entwicklung im 
Aargau



Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit steigt in den letzten Jahren, liegt aber in der Regel unter 
dem schweizerischen Durchschnitt. Das Volkseinkommen pro Person wird weiter steigen, aber 
voraussichtlich unterdurchschnittlich bleiben. 

Volkseinkommen pro Person Aargau und Schweiz, 2000 – 2011

Das kantonale Volkseinkommen pro Person umfasst die gesamten Einkommen, die den Ein-
wohnerinnen und Einwohnern von innerhalb und ausserhalb des Kantons zufliessen. Es be-
inhaltet Arbeits- und Vermögenseinkommen der privaten Haushalte, Einkommen der öffent-
lichen Haushalte und der Sozialversicherungen sowie Einkommen der Kapitalgesellschaften.

Zielrichtung: Qualitatives Wachstum des Volkseinkommens
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, welche langfristig sowie sozial- und umweltverträglich aus-
gerichtet ist, bestimmt den zukünftigen Wohlstand im Aargau. Das aargauische Volkseinkom-
men pro Person soll dauerhaft und kontinuierlich erhöht und der schweizerische Durchschnitt 
übertroffen werden. Ein qualitativ wachsendes Volkseinkommen leistet aufgrund steigender 
Steuererträge bei natürlichen und juristischen Personen auch einen Beitrag an den öffentli-
chen Haushalt und die finanzielle Handlungsfähigkeit des Kantons (vgl. Kap. Öffentlicher Haus-
halt sowie Leistungsfähiger Staat). Voraussetzung für wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sind 
gute staatliche Rahmenbedingungen bezüglich dem Unternehmens- und Wohnstandort Aargau 
(vgl. Kap. Standortattraktivität, Innovation sowie Lebenskosten). Der mit der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit verbundene Energie- und Ressourcenverbrauch soll dabei vermindert wer-
den (vgl. Kap.  Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen, Innovation sowie Abfälle und einhei-
mische Rohstoffe).

Stand: Leicht wachsendes, aber unterdurchschnittliches Volkseinkommen
Das Volkseinkommen pro Person steigt in den letzten Jahren im Aargau, liegt aber in der Regel 
unter dem schweizerischen Durchschnitt. Auch die jährliche Wachstumsrate ist unterdurchschnitt-
lich. Das unterdurchschnittliche Volkseinkommen im Aargau kann ein Hinweis auf unterdurch-
schnittliches Einkommen der natürlichen Personen und der Zuzüger sowie unterdurchschnitt-
lich wertschöpfungsstarke Unternehmen sein (vgl. Kap. Steuern und Gebühren). Verglichen mit 
der gesamtschweizerischen Entwicklung erfolgte der durch die Finanz- und Wirtschaftskrise 
bedingte Einbruch der Konjunktur im Aargau in geringerem Ausmass und leicht verzögert. Dazu 
hat unter anderem beigetragen, dass die Finanzbranche im Aargau wenig vertreten ist. Der 
grösste Teil der Wirtschaftsleistung wird im Aargau vom Dienstleistungssektor erbracht. Der 
Industriesektor hat im Vergleich mit den anderen Kantonen jedoch einen überdurchschnittli-
chen Anteil an der Wertschöpfung. Verglichen mit dem Wachstum der gesamten Wirtschaft im 
Aargau ist der Industriesektor in den letzten Jahren weniger stark gewachsen (vgl. Kap. Innova-
tion). Die regionale Verteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit spiegelt sich auch in der 
räumlichen Verteilung der Arbeitsplätze mit Konzentrationen vor allem im Aare- und Limmattal, 
Fricktal und in Richtung Zug (vgl.  Kap. Arbeitsplätze). Die Wertschöpfung pro Beschäftigten 
liegt 2008 mit 143’100 Franken nahe beim Schweizer Mittel von 146’000 Franken (NAB 2010). 

Definition des Indikators

5.1 
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Datenquelle:
BAK Basel Economics

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Volkseinkommen pro Person, 2008 – 2011  bis 
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Auch dabei gibt es regionale Unterschiede. Das Fricktal mit der pharmazeutischen Industrie 
und der Nähe zu Basel weist mit 164’200 Franken den vierthöchsten Wert der 110 Schweizer 
Wirtschaftsregionen der Credit Suisse auf. Das Industriezentrum Baden mit dem Schwerpunkt 
Maschinenindustrie liegt leicht unter dem Schweizer Durchschnitt (NAB 2010). 

Trends: Weiterhin unterdurchschnittliches Volkseinkommen, Potenzial vorhanden
− �Der Aargau ist weiterhin ein attraktiver Wohnstandort. Er ist beispielsweise gut erreichbar, 

der Wohnraum ist vergleichsweise bezahlbar und die Lebenskosten sind unterdurchschnitt-
lich. Die Zuwanderung erfolgt deshalb auch aus den umliegenden Zentren (vgl. Kap. Lebens-
kosten, NAB 2012). 

− �Die Chancen und Risiken der Aargauer Branchen bezüglich ihrem Wachstumspotential wer-
den als günstig eingeschätzt. Kombiniert mit der hohen Standortattraktivität ergibt sich mit-
tel- und langfristiges Wachstumspotential (vgl. Kap. Standortattraktivität, NAB 2010).

− �Die Struktur des industriell geprägten Kantons wandelt sich. Es findet eine Verlagerung von 
wenig wertschöpfenden industriellen Prozessen zu höher wertschöpfenden industrienahen 
Dienstleistungen statt. Ein Wachstumstreiber ist die Spitzenindustrie. 

− �Die Anforderungen der Konsumentinnen und Konsumenten sowie der Gesellschaft an die So-
zial- und Umweltverträglichkeit von Produkten und Dienstleistungen dürften weiter steigen.

− �Obwohl bis 2035 für den Aargau eine weitere Bevölkerungszunahme prognostiziert wird 
(Statistik Aargau 2009), nimmt die Anzahl Personen im erwerbsfähigen Alter absolut nur 
leicht zu. Ihr relativer Anteil an der Bevölkerung sinkt deshalb stetig. Die berufliche Qualifikation 
der Erwerbstätigen wird daher entscheidend sein für die zukünftige wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit (vgl. Kap. Innovation und Bildung). 

Handlungsoptionen: Gute Rahmenbedingungen für wertschöpfungsstarke Wirtschaft 
− �Der Kanton schafft die Rahmenbedingungen für ein qualitatives Wirtschaftswachstum und 

fördert die Qualität von wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und ökologischen Standortbe-
dingungen (vgl. Kap. Standortattraktivität sowie Innovation). Entsprechend sind indirekt alle 
Aufgabenbereiche des Kantons betroffen.

− �Der Aargau hat bisher stark die Rolle des Wohnkantons für Arbeitskräfte der umliegenden 
Zentren Basel, Zürich und Zug übernommen. Die Ansiedlung von wertschöpfungsstarken Un-
ternehmen fördert die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit im Aargau. Die damit verbundenen 
Arbeitsplätze im Aargau tragen zur Reduktion des Pendlerverkehrs bei (vgl. Kap. Standort-
attraktivität, Lebenskosten sowie Wohnqualität und Lärm).

− �Das Wachstum der Staatsausgaben darf das wirtschaftliche Wachstum nicht übersteigen und 
die Staatsaufgaben sind effizient zu erfüllen, denn ein gesunder öffentlicher Haushalt ist eine 
wichtige Rahmenbedingung für wirtschaftliches Wachstum (vgl. Kap. Leistungsfähiger Staat).

Weitere Informationen
Abteilung Finanzverwaltung 
www.ag.ch/finanzverwaltung 

Amt für Wirtschaft und Arbeit 
www.ag.ch/awa

Aargau Services Standort-
förderung
www.aargauservices.ch

US-Softwareunternehmen 
gründet Europa-Hauptsitz im 
Aargau
www.green.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
245 Standortförderung
325 Hochschulen
410 Finanzen, Controlling und 
Statistik
425 Steuern
545 Sozialversicherungen
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur

Das amerikanische Softwareunternehmen AppRiver, Markt-
führer für Virus- und Spamschutz sowie Verschlüsselungs-
dienste, eröffnete seinen Europa-Hauptsitz in Lupfig. Das 
Unternehmen beherbergt seine Daten im green.ch-Rechen-
zentrum. Innerhalb der nächsten drei Jahre plant AppRiver 
den Personalbestand auf 30 hoch qualifizierte Mitarbeitende 
auszubauen. Die Ansiedlung entstand durch die Zusammen-
arbeit von green.ch und Aargau Services, der Standortmarke-
ting-Organisation des Kantons.

US-Softwareunternehmen gründet Europa-Hauptsitz im Aargau



Luftqualität 
Die Langzeitbelastung der Luft durch die drei Schadstoffe Feinstaub, Stickstoffdioxid und bo-
dennahes Ozon ist in den letzten Jahren immer noch mässig bis hoch. In Zukunft sind keine 
markanten Verbesserungen zu erwarten.

5.4

Standortqualitätsindikator Aargau, 2004 – 2012

 

Standortqualitätsindikator alle Kantone, 2012

 

Der Standortqualitätsindikator vereinigt die Standortfaktoren Steuerbelastung natürlicher und 
juristischer Personen, Verkehrsverbindungen (Erreichbarkeit), Ausbildungsstand der Wohnbe-
völkerung und Verfügbarkeit hoch qualifizierter Arbeitskräfte zu einem Index. Dieser weist für 
die Schweiz einen Mittelwert von 0 auf.

Zielrichtung: Erhaltung und Förderung der Standortattraktivität
Der Kanton Aargau steht als Standort für Unternehmen und als Wohnkanton in einem Wett-
bewerb mit anderen Kantonen und Regionen innerhalb und ausserhalb der Schweiz (vgl. auch 
Kap. Lebenskosten). Deshalb gilt es die Rahmenbedingungen für den Standort Aargau so zu ge-
stalten, dass er wettbewerbsfähig ist. Neben attraktiven wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
wie Erreichbarkeit oder Steuerbelastung, müssen auch Faktoren wie beispielsweise kulturelles 
Angebot oder landschaftliche Qualitäten gepflegt werden (vgl. Kap. Kultur sowie Landschaft, Le-
bensräume von Tieren und Pflanzen). Attraktive Rahmenbedingungen sind eine Grundlage für 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von ansässigen und künftigen Unternehmen im Aargau, 
welche wiederum das Steuersubstrat generieren (vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
Steuern und Gebühren sowie Lebenskosten). Dieses Kapitel fokussiert auf den Standortwettbe-
werb für Unternehmen. Der Aargau als Wohnkanton wird im Kapitel Lebenskosten betrachtet. 
Der Kanton Aargau soll den guten Rang beim Standortqualitätsindikator halten. Die Förderung 
der Standortattraktivität zielt darauf, Unternehmen mit hoher Wertschöpfung bei geringem 
Flächenverbrauch anzusiedeln (vgl. Kap. Innovation).
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Credit Suisse
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Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Standortqualitätsindikator, 2008 – 2012  bis

5.2 Standortattraktivität 
Die Standortattraktivität ist überdurchschnittlich und hat sich seit 2008 gegenüber den anderen 
Kantonen nochmals verbessert. Der Aargau belegt beim Standortqualitätsindikator den dritten 
Rang unter den Kantonen. Der Standortwettbewerb bleibt intensiv.
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Weitere Informationen
Abteilung Finanzen
www.ag.ch/finanzen

Amt für Wirtschaft und Arbeit 
www.ag.ch/awa

Aargau Services Standort-
förderung
www.aargauservices.ch 

Lehrbetriebsverbund aargauSüd:
www.aargausued.ch > Projekte

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung
310 Volksschule
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
325 Hochschulen
425 Steuern
610 Raumentwicklung und 
Recht
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur

Gut ausgebildete Fachkräfte sind ein wichtiger Standortfaktor. 
Mit dem Projekt Lehrbetriebsverbund aargauSüd sollen die be-
trieblichen Ausbildungsstrukturen vernetzt, koordiniert und zu 
einem Lernzentrum für industrielle Berufe ausgebaut werden. 
Mit der erhöhten Ausbildungsqualität wird die Standortattrak-
tivität der Region aargauSüd und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen gestärkt.

Lehrbetriebsverbund aargauSüd

Stand: Gute Position im Standortwettbewerb weiter gesteigert
Die Standortqualität des Aargaus ist im Vergleich mit den anderen Kantonen überdurchschnitt-
lich, dies vor allem aufgrund hoher verkehrstechnischer Erreichbarkeit und günstiger Steuerbe-
lastung. Der Ausbildungsstand der Bevölkerung und die Verfügbarkeit von hoch qualifizierten 
Arbeitskräften liegen im schweizerischen Durchschnitt. Durch die 2010 umgesetzte steuerli-
che Entlastung der Unternehmen, ist der Aargau unter den Kantonen auf Rang 3 vorgerückt, 
ein Rang den er bis 2012 halten konnte. Sämtliche Aargauer Regionen weisen im Landesver-
gleich eine überdurchschnittliche Standortqualität auf. Die Regionen Mutschellen und Baden 
sind in den besten 10 Regionen der 110 Wirtschaftsregionen der Credit Suisse vertreten (NAB 
2012). Auch weiche Faktoren wie beispielsweise landschaftliche Attraktivität spielen für Un-
ternehmen und ihre Angestellten eine Rolle (vgl. Kap. Lebenskosten). Branchen mit vielen Be-
schäftigten im Aargau sind Detailhandel, Ausbaugewerbe, Grosshandel, Gesundheitswesen, 
Elektrotechnik, Unterrichtswesen und Maschinenbau (NAB 2010). Der Industriesektor ist im 
Aargau im schweizerischen Vergleich überdurchschnittlich vertreten (vgl. Kap. wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit).

Trends: Anhaltend intensiver Standortwettbewerb
− �Der Standortwettbewerb zwischen den Kantonen und Grossregionen bleibt intensiv, da die 

Unternehmen weiterhin ihre Standortwahl optimieren. 
− �Die beschlossenen Steuerentlastungen für natürliche Personen ab 2014 und Unternehmen ab 

2016 im Aargau erhöhen die Standortattraktivität für Unternehmen und ihre Mitarbeitenden 
(vgl. Kap. Steuern und Gebühren). 

− �Das anhaltende Bevölkerungswachstum, die Siedlungsentwicklung und der damit verbun-
dene Flächenverbrauch führen dazu, dass die Siedlungsentwicklung an gut erschlossenen 
Standorten und möglichst nach innen erfolgen soll und die Sicherung des Naturraums an 
Bedeutung gewinnt (NAB 2011, vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung, Land-
schaft, etc.)

− �Der Bildungsstand der Bevölkerung steigt, weshalb auch die Zahl gut qualifizierter Fachkräfte 
steigt (vgl.  Kap. Bildung). Gleichzeitig gibt es wegen der demographischen Alterung und ge-
sellschaftlicher Entwicklungen zumindest in gewissen Branchen bereits heute einen Fach-
kräftemangel.

Handlungsoptionen: Optimierung der Standortbedingungen und Kommunikation 
− �Der Kanton muss die Rahmenbedingungen für eine wertschöpfungsstarke Wirtschaft stetig 

optimieren. Neben der Steuerpolitik bestimmen auch die Förderung von Innovation sowie 
verschiedene weitere harte Faktoren wie die Erreichbarkeit und weiche Faktoren wie land-
schaftliche Schönheit oder kulturelle Angebote die Standortqualität (vgl. Kap. Steuern und Ge-
bühren sowie Innovation). Zukünftig dürften die Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Fach-
kräften und die Verfügbarkeit von natürlichen Ressourcen wie z. B. Energie an Bedeutung 
gewinnen (vgl. Kap. Bildung sowie Energie und Klima).

− �Für den Zuzug von gut qualifizierten Fachkräften werden entsprechende Arbeitsstellen sowie 
attraktiver, qualitativ hochwertiger Wohn- und Lebensraum benötigt (vgl. Kap. Innovation, 
Lebenskosten sowie Wohnqualität und Lärm).

− �Um den Standort Aargau zu stärken müssen nicht nur die Rahmenbedingungen weiter ver-
bessert werden, sondern diese auch kommuniziert und das Image gepflegt werden.
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Wachstumsrate der Exporte Aargau und Schweiz, 2000 – 2011

 

Der Indikator zeigt die Entwicklung der Exporte in Warenwerten als prozentuale Abweichung 
vom Vorjahreswert. Eine positive Wachstumsrate setzt Wettbewerbsfähigkeit und diese wie-
derum Innovation voraus. Es spielen aber auch andere Faktoren wie Wechselkursentwicklun-
gen hinein, weshalb der Vergleich mit dem schweizerischen Durchschnitt ebenfalls relevant ist. 
Der Einbruch 2009 ist eine Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise.

Beschäftigte in innovativen Branchen Aargau, 2001, 2005, 2008

Der Indikator misst den Anteil der Beschäftigten in denjenigen Branchen, welche als innovative 
Branchen bewertet werden, an der Gesamtzahl der Beschäftigten in allen Branchen. 2008 
werden folgende Branchen als innovativ bewertet: Textil, Papier, Chemie/Pharma, Kunststoffe, 
Metallerzeugung, Maschinenbau, Elektrotechnik, Elektronik/Instrumente, Fahrzeugbau, übrige 
Industrie, Informatik/Forschung und Entwicklung. Der Wert 2011 wird infolge einer methodi-
schen Änderung bei der Arbeitskräfteerhebung ab 2013 verfügbar sein.

Zielrichtung: Innovationskraft erhalten und steigern
Umsatzwachstum im globalen Wettbewerb, steigende Wertschöpfung und neue Beschäfti-
gung bedingen Innovation (vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Standortattraktivi-
tät). Weitere technische Innovationen sind zudem notwendig, um Energie und Ressourcen 
effizienter zu nutzen und den Ressourcenverbrauch des Wachstums zu verringern (vgl. Kap. Ef-
fizienter Einsatz natürlicher Ressourcen). Technische Neuerungen sind aber immer auch in eine 
gesellschaftliche Entwicklung integriert und führen nicht automatisch zu weniger Ressourcen-
verbrauch. Die Innovationsfähigkeit muss durch die Wirtschaft erhalten oder gesteigert und 
durch den Kanton Aargau wo nötig gefördert werden. Die Wachstumsrate der Exporte im 
Aargau soll positiv und im schweizerischen Vergleich überdurchschnittlich sein. Der Anteil der 

Definition des Indikators

Datenquelle:
Eidgenössische 
Zollverwaltung

Definition des Indikators

Datenquelle:
KOF Konjunkturforschungs-
stelle ETH Zürich, Bundes-
amt für Statistik
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Beschäftigte in innovativen Branchen, 
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Innovation 
Die Innovationskraft bewegt sich im schweizerischen Mittel oder leicht darüber. Die Wachs-
tumsrate der Exporte, welche Wettbewerbsfähigkeit und diese wiederum Innovation voraus-
setzt, pendelt in den letzten Jahren um das schweizerische Mittel. Innovationsdruck und 
-geschwindigkeit werden aufgrund des globalen Wettbewerbs weiter steigen.
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Beschäftigten in innovativen Branchen soll steigen. Grundlegend dafür sind ein guter naturwis-
senschaftlich-technischer Wissensstand der Bevölkerung und genügend Jugendliche, die sich 
für eine Berufsausbildung oder ein Studium in diesen Bereichen entscheiden (vgl. Kap. Bildung).

Stand: Aargau mit Innovationsstärken und -schwächen
Die Wachstumsrate der Exporte aus dem Aargau in Warenwerten schwankt in den letzten 
Jahren um den schweizerischen Durchschnitt. Dies deutet auf eine durchschnittliche Innova-
tionskraft hin. Trotz Frankenstärke, welche vor allem auch die im Aargau gut vertretene export- 
orientierte Maschinen- und Elektroindustrie belastet, steigt die Wachstumsrate des Waren-
werts 2011 dank der Exporte der Chemiebranche über den schweizerischen Durchschnitt. Der 
Anteil der Beschäftigten in innovativen Branchen hat von 2005 bis 2008 leicht zugenommen. 
Dieser Anteil ist im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs überdurchschnittlich. 
Der Kanton Aargau hat im schweizerischen Vergleich viele Beschäftigte in Branchen wie Elek-
trotechnik, Maschinenbau oder Chemie/Pharma, welche als innovativ eingestuft werden. Im 
Aargau gibt es 2009 im schweizerischen Vergleich sowohl in der Industrie generell wie bei den 
sogenannt sauberen Technologien (Cleantech) überdurchschnittlich viele Patentanträge pro 
Beschäftigte im Industriesektor. Beim Wachstum der Patentanträge in der Industrie gene-
rell bewegt sich der Aargau im schweizerischen Schnitt, im Cleantechbereich jedoch darunter 
(BAKBASEL 2012). Ein Fünftel der KMU nannte 2011 Finanzierungsprobleme und ein Viertel 
die Verfügbarkeit von qualifizierten Mitarbeitenden als unternehmensexterne Erschwernisse 
für Innovationen (Credit Suisse 2011). 

Trends: Innovationsdruck und Innovationsgeschwindigkeit steigen
− �Die Wachstumsrate der Exporte aus dem Aargau in Warenwerten wird tendenziell leicht 

wachsen. Während einzelne Branchen durch die Frankenstärke belastet werden, wirken an-
dere Branchen wie Chemie/Pharma ausgleichend. 

− �Der globale Wettbewerb verstärkt den Kostendruck. Dies erfordert Innovation. Durch die 
Intensivierung des Wettbewerbs verkürzen sich die Innovationszyklen. 

− �Die Kundenansprüche in den gesättigten Märkten steigen und erhöhen den Qualitätswett-
bewerb. Für die Unternehmen ist entscheidend, mit einmaligen Produkten in hoher Qualität 
ihre Preise setzen zu können. 

− �Der Cleantechbereich wächst schweizweit weiter (EVD, UVEK 2011). Mit der Neuausrichtung 
der Energiepolitik ohne Ersatz der Kernkraftwerke akzentuiert sich das Bedürfnis nach effizien-
ten Techniken und erneuerbaren Energien (vgl. Energie und Klima). Der Aargau verfügt mit 
der Elektrotechnologie und Energieproduktion über eine gute Ausgangslage, um sich weiter-
hin als Energiekanton zu positionieren.

− �Der Fachkräftemangel in bestimmten Branchen wird voraussichtlich anhalten. 

Handlungsoptionen: Wissens- und Technologietransfer, Interesse an Technik fördern
− �Innovation erfordert qualifizierte Arbeitskräfte, Forschungsergebnisse und deren Transfer in 

die Praxis, Unternehmertum und finanzielle Ressourcen. Um die internationale Konkurrenz-
fähigkeit des Werk- und Forschungsplatzes Aargau auch zukünftig zu sichern, fördert der 
Kanton Aargau den Wissens- und Technologietransfer. 

− �Interesse an Naturwissenschaft und Technik soll bei Kindern verstärkt früh gefördert werden. 
In der nachobligatorischen Ausbildung und auf der Fachhochschulstufe wird das Angebot an 
Studienrichtungen erweitert (vgl. Kap. Bildung). 

Hightech-Zentrum im Rahmen von Hightech Aargau

Das Hightech-Zentrum soll Unternehmen, insbesondere KMU, 
einen massgeschneiderten Wissens- und Technologietransfer 
anbieten. Es führt Innovationsabklärungen durch, erschliesst 
systematisch die Forschungsresultate der Nanotechnologie, 
macht diese für die Wirtschaft nutzbar und vernetzt Unter-
nehmen im Bereich Energietechnologie, insbesondere Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien. Das Hightech-Zentrum 
ist eine Massnahme im Rahmen von Hightech Aargau. 

Weitere Informationen
Amt für Wirtschaft und Arbeit 
www.ag.ch/awa 

Aargau Services  
Standortförderung 
www.aargauservices.ch 

Fachstelle Hochschulen und 
Innovationsförderung Kanton 
Aargau
www.ag.ch/hochschule

Hightech Aargau 
www.ag.ch/hightech 

Betroffene Aufgabenbereiche
100 Zentrale Dienstleistungen 
und kantonale Projekte
225 Migration
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
245 Standortförderung
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
325 Hochschulen
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Credit Suisse

Definition des Indikators

Datenquelle:
Wüest & Partner

5.4

Frei verfügbares Einkommen Aargau, 2006, 2008, 2011

 

Das frei verfügbare Einkommen ist ein Index, der für die Schweiz einen Mittelwert von 0 auf-
weist. Er umfasst das gesamte Einkommen der Haushalte aus Erwerbstätigkeit, Vermögen, 
Vermietung, Transfers und Sozialversicherungen und Pensionskassen abzüglich der Fixkosten. 
Zu diesen zählen Abgaben wie Steuern, Sozialversicherungsbeiträge, berufliche Vorsorgebei-
träge, obligatorische Krankenversicherungsprämien und existenzielle Haushaltsausgaben wie 
Wohnkosten, Nebenkosten, Elektrizitäts- und Energiekosten. Der Index vergleicht das frei ver-
fügbare Einkommen in den Kantonen, sagt aber wenig über die absolute Entwicklung der frei 
verfügbaren Einkommen aus. 

Mietpreisniveau Aargau und Schweiz, 2000 – 2011

Das Mietpreisniveau zeigt den durchschnittlichen Mietpreis pro Quadratmeter Nettowohnfläche 
und Monat über ein Jahr gemittelt und basiert auf periodischen Erhebungen zum Wohnungs-
markt. Er berücksichtigt Mietpreise von Wohnungen, die aktuell auf dem Markt sind.

Zielrichtung: Hohes frei verfügbares Einkommen
Die Lebenskosten spielen im Standortwettbewerb für das Wohnen bei den Privatpersonen und 
damit auch bei Mitarbeitenden von Unternehmen eine wichtige Rolle neben Faktoren wie Natur-
nähe, Erreichbarkeiten, Ruhe, gute Schulen, etc. (vgl. Kap. Standortattraktivität sowie Wohnquali-
tät und Lärm). Wohnkosten und Steuerbelastung haben bedeutende Anteile an den Lebenskos-
ten (vgl. Kap. Steuern und Gebühren). Die Lebenskosten sollen möglichst unterdurchschnittlich 
und damit das frei verfügbare Einkommen möglichst überdurchschnittlich sein. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Frei verfügbares Einkommen, 2008 und 2011    bis  
Mietpreisniveau, 2008 – 2011  bis 

Lebenskosten 
Die Lebenskosten sind im Aargau tiefer als im schweizerischen Durchschnitt. Das frei ver-
fügbare Einkommen ist infolge steuerlichen Entlastungen in den letzten Jahren überdurch-
schnittlich. Es wird auch zukünftig voraussichtlich überdurchschnittlich bleiben.
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Das Mietpreisniveau soll konstant bleiben. Als Wohnkanton muss der Aargau über attraktive 
qualitativ hochwertige Wohnquartiere verfügen.

Stand: Überdurchschnittliches frei verfügbares Einkommen
Die Aargauer Regionen spielen aufgrund ihrer Lage nahe den Zentren Zürich, Basel und Zug 
eine wichtige Rolle als Wohngebiete (NAB 2012, vgl. Kap. Wohnqualität und Lärm). Das frei 
verfügbare Einkommen im Aargau ist überdurchschnittlich und hat sich seit 2008 gegenüber 
dem Schweizerischen Durchschnitt nochmals verbessert. Fixkosten wie Kosten für Wohnen 
oder Energie und obligatorische Abgaben wie Steuern sind im unteren Schweizer Mittelfeld 
(NAB 2011). Der Aargau positioniert sich besonders attraktiv für Haushalte, die eine grosse 
Wohnfläche, aber einen nicht allzu langen Pendelweg in die Zentren beanspruchen. Auch un-
ter Einbezug der Pendelkosten bleibt in den Agglomerationen das frei verfügbare Einkommen 
meist höher als in den teureren Zentren (Credit Suisse 2011).
Schweizweit sind Wohnen und Energie die grössten Einzelausgabeposten bei den Fixkosten. 
16.0 % des durchschnittlichen Bruttoeinkommens wurden 2009 dafür ausgegeben, gefolgt von 
den Steuern mit 12.0 % (BFS 2011). Das Mietpreisniveau im Aargau bleibt seit 2008 relativ 
konstant und im schweizerischen Durchschnitt. Urbanere Gemeinden liegen bei Stockwerk-
preisen und Mietpreisen höher als ländliche Gemeinden, ebenfalls solche an den Hauptver-
kehrsstrassen und gegen die Zentren Basel und Zürich hin (NAB 2011). Auch weiche Faktoren 
wie z. B. Naturnähe, gute Einkaufsmöglichkeiten oder gute Schulen spielen bei der Standort-
attraktivität für das Wohnen eine wichtige Rolle (gfs.bern 2010).

Trends: Konstantes bis leicht steigendes frei verfügbares Einkommen 
− �Diverse Faktoren wirken in unterschiedlicher Weise auf das frei verfügbare Einkommen wie 

beispielsweise die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit), die Steuerbelastung (vgl. Kap. Steuern und Gebühren) oder die Entwicklung der Ge-
sundheitskosten und der Krankenkassenprämien (vgl. Kap. Gesundheit und Wohlbefinden). 
Insgesamt dürfte das frei verfügbare Einkommen überdurchschnittlich bleiben, solange auch 
die Steuerbelastung und die Wohnkosten im Vergleich mit anderen Kantonen attraktiv bleiben. 

− �Das Mietpreisniveau wird sich entsprechend dem Immobilienmarkt entwickeln. Mittelfristig 
könnten die Preise durch eine erhöhte Nachfrage infolge des Bevölkerungswachstums ten-
denziell steigen.

Handlungsoptionen: Regulierungskosten und Effizienzsteigerungen
− �Staatliche Regulierungen verursachen neben Nutzen auch direkte und indirekte Kosten für 

Einwohnerinnen und Einwohner sowie Unternehmen. Mit dem Messen und Ausweisen von 
bestehenden oder neuen Regulierungskosten kann die Transparenz in diesem Bereich der Le-
benskosten erhöht werden. Diese Transparenz kann als Grundlage dienen, die Regulierungen 
bezüglich Nutzen und Aufwand weiter zu optimieren.

− �Auch indirekte Lebenskosten wie Umweltbelastungen sollen mit Effizienzsteigerungen 
reduziert werden, z. B. durch Innovationsförderung (vgl. Kap. Effizienter Einsatz natürlicher 
Ressourcen, Innovation und Bildung).

Die Entwicklung der Gesundheitskosten beeinflusst den öffent-
lichen Haushalt und damit indirekt auch die Lebenskosten. Mit 
der Strategie „finanzierbare Aargauer Gesundheitspolitik“ hat 
der Regierungsrat als erster Kanton Szenarien für die wei-
tere Entwicklung der Kosten dargestellt. Das Szenario, bei 
welchem der relative Anteil des Gesundheitsaufwandes am 
Staatshaushalt sogar etwas kleiner wird als heute, soll wei-
terverfolgt werden. Mit verschiedenen Massnahmen wie 
z. B. Monitoring und Benchmarking soll die Kostenentwick-
lung in eine günstige Richtung beeinflusst werden.

Finanzierbare Aargauer Gesundheitspolitik

Weitere Informationen
Abteilung Finanzen
www.ag.ch/finanzen 

Kantonales Steueramt
www.ag.ch/steuern

Amt für Wirtschaft und Arbeit 
www.ag.ch/awa

Finanzierbare Aargauer  
Gesundheitspolitik
www.ag.ch/gr > Geschäft 
Nr. GR.12.107

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung
425 Steuern
610 Raumentwicklung und 
Recht
620 Umweltschutz
625 Umweltentwicklung
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Staatssekretariat für Wirt-
schaft, Arbeitsmarktstatistik
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Arbeitslosenquote Aargau und Schweiz, 2000 – 2011

 

Die Arbeitslosenquote ist das Verhältnis der Arbeitslosen zu den Erwerbspersonen (Erwerbs-
tätige und Stellensuchende). 15- bis 64-jährige Personen gelten als arbeitslos, wenn sie bei den 
regionalen Arbeitsvermittlungszentralen gemeldet und sofort vermittelbar sind. Nicht registrierte 
Personen und Personen in Kursen oder Beschäftigungsprogrammen werden nicht oder nur 
teilweise erfasst. 

Zielrichtung: Geringe Arbeitslosenquote, hohe Erwerbsquote
Bezahlte Arbeit nimmt eine zentrale Stellung in unserem Leben und in der Aargauer Gesell-
schaft ein. Aus gesellschaftlicher Sicht müssen genügend bezahlte Beschäftigungsmöglich-
keiten vorhanden sein und auf der individuellen Ebene steht die Art und Qualität der Arbeit im 
Vordergrund. Aus wirtschaftlicher Perspektive müssen qualifizierte Arbeitskräfte zur Verfügung 
stehen (vgl. Kap. Standortattraktivität). Die Arbeitslosenquote und die Anzahl Langzeitarbeitslo-
se sollen möglichst gering sein, die Erwerbsquote und der Anteil der Erwerbstätigen an der 15- 
bis 64-jährigen Bevölkerung möglichst hoch. Arbeitsplätze sollen eine sinnstiftende Beschäfti-
gung und ein Existenz sicherndes Einkommen ermöglichen (vgl. Kap. Einkommen, Armut und 
soziale Unterstützung). Der Kanton Aargau als Arbeitgeber ist in Kap. 6 angesprochen.

Stand: Niedrige Arbeitslosenquote
Die Arbeitslosenquote liegt 2011 mit 2.9 % weiterhin leicht unter dem schweizerischen Durch-
schnitt von 3.1 %, nähert sich aber weiter dem schweizerischen Mittelwert an. 2010 erreichte 
die Aargauer Quote noch 3.9 %. In den vergangenen 20 Jahren ist dieser hohe Wert lediglich in 
den Jahren 1996 und 1997 überschritten worden. Die niedrigste Quote weist der Bezirk Muri 
auf (2.1 %), die höchste Quote der Bezirk Baden (3.3 %).
Die Quote der Jugendarbeitslosigkeit (16- bis 24-Jährige) erreicht 2011 3.2 % und entspricht 
dem Schweizer Mittelwert. Die Situation bei den 15- bis 19-Jährigen ist mit 1.7 % deutlich 
entspannter als bei den 20- bis 24-Jährigen mit 4.3 %. Der Anteil der über 50-Jährigen an den 
Arbeitslosen ist seit 2009 gestiegen. 
Der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen liegt im Aargau in den letzten Jah-
ren mit 1.4 % (2009) und 2.2 % (2011) unter dem schweizerischen Durchschnittswert. Bei der 
Langzeitarbeitslosigkeit sind ältere Arbeitnehmende ab 50 Jahren von allen Altersgruppen am 
stärksten betroffen (DGS 2012).

Die Anzahl der Erwerbstätigen und die Anzahl der Beschäftigten hat im Aargau zwischen 1995 
und 2008 zugenommen. Der Zuwachs von Beschäftigten für diesen Zeitraum liegt mit 11.8 % 
leicht über dem Schweizer Durchschnittswert von rund 10 % (NAB 2010). Während die An-
zahl Beschäftigter in den Wirtschaftsregionen Baden, Freiamt, Aarau, Fricktal gleich stark oder 
stärker als das Schweizer Mittel zugenommen hat, fällt die Zunahme im übrigen Kanton etwas 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Arbeitslosenquote, 2008  – 2011

5.5 Arbeitsplätze und Beschäftigung 
Die kantonale Arbeitslosenquote bewegt sich in den letzten Jahren um 3 % und liegt nahe 
dem Schweizer Durchschnittswert. Verglichen mit der Gesamtschweiz werden im Aargau auch 
in Zukunft überdurchschnittlich viele Arbeitnehmende im Industriesektor beschäftigt sein.

 Aargau
 Schweiz

*�Neue Basis Volkszählung 
2010
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schwächer aus. 2008 verfügt der Aargau mit 37.9 % Vollzeitäquivalenten im Vergleich zur Ge-
samtschweiz mit 28.5 % über eine überdurchschnittliche Anzahl Arbeitsplätze im Industriesektor 
(Credit Suisse 2008). 

Trends: Überdurchschnittliche Beschäftigung im Industriesektor
− �In den kommenden Jahren ist davon auszugehen, dass die Aargauer Arbeitslosenquote stabil 

bleibt; vorausgesetzt, grössere wirtschaftliche Einbrüche bleiben aus. Da die Arbeitsplätze 
vieler Aargauerinnen und Aargauer in den benachbarten Kantonen liegen, hängen deren Er-
werbs- und Einkommenschancen auch von der wirtschaftlichen Entwicklung der umliegenden 
Kantone ab (DGS 2012).

− �Die hohe Präsenz der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie ist für den Aargau von grosser 
Bedeutung. Gleichzeitig sind damit gewisse Risiken und Abhängigkeiten verbunden. Der Aar-
gau weist mit 28 % beispielsweise einen etwas höheren Anteil an Arbeitsplätzen auf, die voll-
kommen ins Ausland transferierbar sind (Offshorability-Index), als das schweizerische Mittel 
von 27.7 % (Credit Suisse 2008).

− �Die Jugendarbeitslosigkeit wird tendenziell abnehmen, da aufgrund der alternden Bevölke-
rung der Anteil Jugendlicher abnehmen wird. Hingegen dürfte die Situation bei den über 
50-Jährigen angespannt bleiben. Während bei den bis 50-Jährigen vor allem die Bevölkerung 
ausländischer Nationalität von Arbeitslosigkeit betroffen ist, sind es bei den über 50-Jährigen 
besonders Schweizer (vgl. Kap. Integration). 

− �Die Anzahl der Erwerbstätigen und Beschäftigten wird im Aargau weiterhin leicht zunehmen. 
Ebenfalls wird eine weitere Verschiebung von Arbeitsplätzen vom Industrie- zum Dienstleis-
tungssektor stattfinden. Trotzdem wird, verglichen mit anderen Kantonen, der Anteil des Indust-
riesektors an der wirtschaftlichen Wertschöpfung, auf absehbare Zeit überdurchschnittlich sein. 

− �Die Anforderungen an die Arbeitnehmenden werden in den kommenden Jahren ansteigen. 
Unqualifizierte und ältere Personen werden zunehmend Mühe haben, im Arbeitsmarkt Fuss 
zu fassen (vgl. Kap. Einkommen, Armut und soziale Unterstützung).

Handlungsoptionen: Qualifizierte Arbeitsplätze fördern
− �Der vom Kanton Aargau geförderte Wissens- und Technologietransfer bietet die Chance, 

wertschöpfungsintensive Arbeitsplätze für hochqualifizierte Arbeitnehmende zu schaffen. Sol-
che Arbeitsplätze sind zurzeit im Kanton unterdurchschnittlich vorhanden (vgl. Kap. Innovation).

− �Ein bedeutendes Handlungsfeld bleibt die Situation der über 50-Jährigen und der jugend-
lichen Stellensuchenden zwischen 20 und 24 Jahren. In den Beratungs-, Vermittelungs- und 
Bildungsangeboten der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren ist diesen Gruppen besondere 
Beachtung zu schenken. 

− �Angesichts eines zunehmend international ausgerichteten Arbeitsmarktes gewinnen das Amt 
für Migration und Integration sowie die Tripartite Kommission für den Vollzug der flankierenden 
Massnahmen (FLAM) an Bedeutung. Sie kontrollieren die Zulassungen zum Arbeitsmarkt so-
wie die Arbeits- und Lohnbedingungen und tragen zu deren Verbesserungen bei.

Weitere Informationen
Amt für Wirtschaft und Arbeit 
Aargau 
www.ag.ch/awa 

Initiative Hightech Aargau
www.ag.ch/hightech 

On the move
www.aufbruch-nach- 
der-lehre.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
225 Migration
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
245 Standortförderung
Berufsbildung und Mittelschule 
Sek II
325 Hochschulen
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge
510 Soziale Sicherheit
545 Sozialversicherung

„On the move“ ist ein Angebot des Kantons Aargau und ver-
schiedener Partner und unterstützt junge Erwachsene bei 
der Vorbereitung auf die Stellensuche und die Zeit nach der 
Lehre. Die Lehrabgängerinnen und Lehrabgänger erfahren 
von Fachleuten, wie sie sich an Vorstellungsgesprächen prä-
sentieren sollen und wie professionelle Bewerbungsunterla-
gen aussehen. Zudem wird auf Weiterbildungsmöglichkeiten 
hingewiesen. 

On the move
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Statistik Aargau
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Kosten Unterhalt öffentlicher Bau Aargau und Schweiz, 2000 – 2011

 

Der Indikator misst den Anteil der Unterhaltskosten am Total der Investitionen für Hoch- und 
Tiefbauten des Bundes, Kantons und der Gemeinden auf aargauischem Kantonsgebiet. Er zeigt 
den Anteil an, der aufgewendet werden muss, um die Gebrauchstauglichkeit eines bestehen-
den öffentlichen Baus wie einer Strasse oder eines Verwaltungsgebäudes zu bewahren oder 
wieder herzustellen. Die Unterhaltskosten beinhalten keine Wert vermehrenden Sanierungen.

Zielrichtung: Bauliche Infrastruktur für kommende Generationen erhalten und ausbauen
Private und öffentliche Investitionen in die Menge und Qualität von baulichen Infrastrukturen 
sind die Grundlage für die Lebensqualität und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von morgen 
(vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit). Bauten müssen unterhalten werden, um sie ge-
brauchstauglich zu halten, deren Lebensdauer zu verlängern und um sie kommenden Genera-
tionen als intakte Infrastrukturen übergeben zu können. 
Die baulichen Infrastrukturen sind langfristig wirtschaftlich, umwelt- und sozialverträglich zu 
bauen, zu erneuern und zu erhalten (vgl. Kap. Öffentlicher Haushalt, Wohnqualität und Lärm, 
Energie und Klima, Verkehr, etc.). Neubauten und Ersatzneubauten sind Flächen sparend zu 
erstellen (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung). Es gilt bei Wirtschaftlich-
keitsüberlegungen die gesamten Lebenszykluskosten zu berücksichtigen und möglichst die 
beste verfügbare Technologie zu verwenden (z. B. Wärmedämmung, Strassenbeläge). Der An-
teil Unterhaltskosten für öffentliche Bauten an den gesamten Bauausgaben soll steigen. 

Stand: Steigender Anteil Unterhaltskosten an den gesamten Bauausgaben
Der Anteil Unterhaltskosten an den Gesamtinvestitionen für öffentliche Bauten verlief in den 
vergangenen Jahren vorerst konstant, bevor er ab dem Jahr 2010 anstieg. Verglichen mit den 
anderen Kantonen ist dieser Anteil im Aargau überdurchschnittlich hoch (AG 2011: 38.7 % oder 
353 Millionen Franken, CH 2011: 25.6 %). Der hohe Anteil ab dem Jahr 2010 ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass 2009 grössere Tiefbauprojekte abgeschlossen wurden und der relative 
Anteil Unterhaltskosten dadurch in den Folgejahren gestiegen ist. Über die privaten Unterhalts-
kosten können keine Aussagen gemacht werden, da keine Daten vorliegen. Die Gesamtinvesti-
tionen des privaten Baus blieben zwischen 2008 und 2010 relativ konstant und stiegen 2011 
wieder leicht an. Der grösste Anteil macht nach wie vor der Wohnungsbau aus. Im kantonalen 
Hoch- und Tiefbau werden zunehmend ökologische und soziale Aspekte berücksichtigt. Ge-
mäss der 2011 erarbeiteten Recycling-Strategie ist bei Bauten möglichst Recycling-Beton zu 
verwenden und im Strassenbau müssen zudem ausgebaute Beläge aufbereitet und wieder 
eingebaut werden (vgl. Kap. Abfälle und einheimische Rohstoffe). Im Hochbau gilt seit 2010 für 
Neubauten der Minergie-P-Eco-Standard. Bei Erneuerungen wird der Minergie-Eco-Standard 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Kosten Unterhalt öffentlicher Bau, 2008 – 2011

5.6 Infrastrukturen und Investitionen 
Der Unterhalt an öffentlichen baulichen Infrastrukturen wie Gebäuden und Strassen hat in 
den letzten Jahren gegenüber Neubauten und Erneuerungen an Bedeutung gewonnen. Die 
ökologischen und gesellschaftlichen Ansprüche an private und öffentliche Bauten und deren 
Unterhalt werden weiter steigen. 

 Aargau
 Schweiz
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angestrebt. Im Tiefbau werden Unterhalts- bzw. Erneuerungsarbeiten zunehmend mit Strassen-
raumaufwertungen und Lärmschutzmassnahmen kombiniert.

Trends: Höhere gesellschaftliche und ökologische Ansprüche an Infrastrukturen 
− �Angesichts des Bevölkerungs- und Verkehrswachstums der nächsten Jahre muss die bauli-

che Infrastruktur weiterentwickelt und wo nötig ausgebaut werden. Zudem sind eine grössere 
Anzahl öffentlicher Infrastrukturen wie beispielsweise Ortsdurchfahrten oder Ortsumfahrun-
gen zu erneuern. Der Anteil Unterhaltskosten an den gesamten Bauausgaben wird zunächst 
leicht steigen bevor er sich aufgrund von Neu- und Erneuerungsbauten konstant entwickelt. 

− �Die anstehenden Erneuerungen und deren Finanzierung stellen Bund, Kantone und Gemeinden 
vor Herausforderungen. Im Aargau ist für einige Bereiche wie dem Strassenbau mit der Spezial-
finanzierung Strassenkasse die Finanzierung teilweise gesichert. Es stehen aber nicht genügend 
Mittel zur Verfügung, um sehr grosse Projekte zu realisieren. In anderen Bereichen wie beispiels-
weise bei der Erneuerung von Abwasseranlagen ist die Finanzierung eine Herausforderung, da 
Gemeinden und Abwasserverbände teilweise über ungenügende Rückstellungen verfügen. 

− �Grössere Bahn- oder Strassenvorhaben werden zunehmend in Tunnels realisiert. Dabei öff-
nen sich Spannungsfelder zwischen hohen Realisierungs- und Betriebskosten und den räum-
lichen und landschaftlichen Vorteilen. Diesen Vorteilen steht wiederum ein erhöhter Energie-
verbrauch gegenüber (vgl. Kap. Energie und Klima).

− �Die ökologischen und gesellschaftlichen Ansprüche an private und öffentliche Hochbauten 
steigen weiter an (Rütter-Fischbacher et al. 2010, vgl. auch Kap. Energie und Klima). Höhere 
Qualitätsansprüche wie beispielsweise eine hohe Energieeffizienz führen zunächst zu höheren 
Baukosten. Über den gesamten Lebenszyklus betrachtet, können aber in vielen Fällen Be-
triebskosten eingespart sowie langfristige ökologische, soziale und wirtschaftliche Nutzen 
erzielt werden. Dies wird in Entscheidungsprozessen oftmals noch zu wenig berücksichtigt. 
Im privaten Bau reduzieren eingesparte Energiekosten die Betriebskosten und erhöhen unter 
Umständen den Gebäudewert. Im Mietwohnungsbau profitieren davon insbesondere die 
Mietenden was deshalb nicht zwingend einen Anreiz für den Gebäudeeigentümer darstellt. 

Handlungsoptionen: Lebenszyklusbetrachtung etablieren
− �Die Planung und Realisierung von öffentlichen Hoch- und Tiefbauten orientiert sich an wirt-

schaftlichen, gesellschaftlichen und ökologischen Zielen. Herausforderung dabei ist die 
frühzeitige Einbindung aller Ansprüche und Zielsetzungen in den Planungsprozess sowie die 
Sensibilisierung der beteiligten Akteure wie Planende, Entscheidbehörden und Ausführende. 
Lebenszykluskosten, also Kosten für die Erstellung über die Nutzung bis zur Beseitigung von 
Bauten sind dabei wichtige Entscheidungsgrundlagen für Investitionen.

− �Die Nutzungskosten müssen bei bestehenden und geplanten Immobilien der öffentlichen 
Hand unter Berücksichtigung der Nutzungsanforderungen optimiert werden. Dies betrifft bei-
spielsweise Kosten für Betrieb, Verwaltung oder Instandsetzung. Eine umfassende Erhebung 
der Nutzungskosten ist die Grundlage, um die Nutzenden bezüglich ihrer Bedürfnisse und 
den daraus entstehenden Kosten zu sensibilisieren. 

− �Die bestehenden Ansätze und Anreize im Bereich der energetischen Gebäudesanierungen 
sind weiter zu entwickeln (vgl. Kap. Energie und Klima). 

Zwischen 2009 und 2012 wurde die Dorfstrasse Berikon und 
deren Lärmschutzwände saniert. Gleichzeitig ist die Strasse 
siedlungsorientiert umgestaltet worden. Die Strassenbreite 
wurde reduziert. Die so gewonnenen Flächen werden nun als 
verbreiterte Geh- und Radwege bzw. als „Boulevard“ genutzt. 
Zwei grössere Kreuzungen wurden in Kreisel umgebaut. Aus 
Gründen der Verkehrssicherheit und um den Verkehr zu beru-
higen, wird auf eine Mittelstreifenmarkierung verzichtet. 

Sanierung und Strassenraumaufwertung Berikon

Weitere Informationen
Abteilung Immobilien Kanton 
Aargau
www.ag.ch/immobilien

Abteilung Tiefbau Kanton 
Aargau
www.ag.ch/tiefbau

Strassenraumaufwertung 
Berikon
www.strasse-faescht.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
430 Immobilien
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
640 Verkehrsinfrastruktur
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Luftqualität 
Die Langzeitbelastung der Luft durch die drei Schadstoffe Feinstaub, Stickstoffdioxid und bo-
dennahes Ozon ist in den letzten Jahren immer noch mässig bis hoch. In Zukunft sind keine 
markanten Verbesserungen zu erwarten.

5.4

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Langzeit-Luftbelastungsindex (2008 – 2011)
Stickstoffoxid-Jahresmittel (2008 – 2011)

Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Energie, 
Bundesamt für Statistik

Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik
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Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Endenergieverbrauch im Verhältnis zum 
Bruttoinlandprodukt Schweiz, 2008 – 2011

 bis 

Materialaufwand im Verhältnis zum 
Bruttoinlandprodukt Schweiz, 2008 – 2010

 

5.7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen 
Die Energieeffizienz verbessert sich langsam, die Materialeffizienz stagniert. Um einen Franken 
Wertschöpfung zu generieren wird in den letzten Jahren etwas weniger Energie und in etwa 
gleich viel Material verbraucht. Längerfristig werden die Ressourcen immer effizienter einge-
setzt und die Ressourceneffizienz steigt weiter.
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Endenergieverbrauch im Verhältnis zum Bruttoinlandprodukt Schweiz, 2000 – 2011

Der Indikator zeigt wie viel Energie aufgewendet werden muss um einen Franken wirtschaft-
liche Wertschöpfung zu erzielen. Endenergie ist die vom Verbraucher bezogene Energie wie 
beispielsweise das Heizöl im Tank oder der Strom aus der Steckdose. Aufgrund teilweise feh-
lender kantonaler Daten wurden die gesamtschweizerischen Werte übernommen, welche für 
den Aargau repräsentativ sind.

Materialaufwand im Verhältnis zum Bruttoinlandprodukt Schweiz, 2000 – 2010

 

Der Indikator zeigt die Menge an in der Schweiz oder im Ausland gewonnenem, verwertetem 
oder umgelagertem Material, das es braucht, um in unserem Land einen Franken Wertschöp-
fung zu erzielen. Diese gesamtschweizerischen Daten sind für den Aargau repräsentativ. 

Zielrichtung: Energie- und Materialeffizienz steigern 
Für die Produktion von Gütern und Dienstleistungen braucht es Energie und Materialien 
(vgl. Kap. Energie und Klima sowie Abfälle und einheimische Rohstoffe). Dabei wird die Um-
welt belastet und gewisse Ressourcen wie z. B. Erdöl stehen nicht unbegrenzt zur Verfü-
gung. Ziel ist es, den Einsatz von Energie und Materialien zu reduzieren bei gleichzeitigem 
Wirtschaftswachstum. Der Endenergie- und Materialverbrauch pro Franken Bruttoinlandprodukt 
soll deshalb sinken. Im Aargau soll gemäss Energiegesetz die Energie rationell, effizient und ent-
sprechend ihrer Qualität verwendet werden. Die Umweltbelastung soll dabei vermindert werden.

*�provisorischer Wert
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Cleaner Production: VOC-Abgabe und Umsetzung in Betrieben

Im Vollzug der Abteilung für Umwelt gibt es vielfältige Kontakte 
zu Industrie und Gewerbebetrieben. Mit dem Ansatz „Integ-
rierte Produktpolitik und Cleaner Production“ sollen Industrie 
und Gewerbe im Rahmen des Vollzugs unterstützt werden, 
über den ganzen Lebenszyklus eines Produkts Ressourcen 
zu schonen und dabei Betriebskosten einzusparen.

Neue Wege für ressourceneffiziente Prozesse und Produkte

Stand: Leicht bessere Energieeffizienz, stagnierende Materialeffizienz
Der Endenergieverbrauch pro Franken Bruttoinlandprodukt sinkt 2011 auf 0.45 Kilowattstun-
den. Dazu trägt neben einem leicht gestiegenen Bruttoinlandprodukt vor allem der milde Winter 
bei, welcher den Endenergieverbrauch 2011 sinken lässt (vgl. Kap. Energie und Klima). In den 
Vorjahren stagniert die Energieeffizienz. Gründe sind sinkende Konsumentenpreise, wirtschaft-
liche Abkühlung in den Jahren 2008 und 2009 sowie jährlich schwankende absolute Endener-
gieverbräuche. Die Auslandabhängigkeit beim Endenergieverbrauch beträgt 2011 fast 80 % 
(BFE 2012). 
Der Materialaufwand pro Franken Bruttoinlandprodukt stagniert in den letzten Jahren. Jährliche 
Veränderungen sind vor allem auf Schwankungen bei den Aktivitäten im Baugewerbe und bei 
den Importen von Metallen zurückzuführen (BFS 2012). Der Materialaufwand betrug 2010 340 
Millionen Tonnen, 67 % davon stammt aus dem Ausland. 
Die Stagnation der Materialeffizienz schliesst aber Effizienzsteigerungen bei einzelnen Produkten 
und Dienstleistungen nicht aus, wenn z. B. durch Effizienzeinsparungen das Produkt oder die 
Dienstleistung günstiger wurde.

Trends: Weitere Effizienzsteigerungen 
− �Der Anteil des Dienstleistungssektors an der Gesamtwirtschaft wächst weiter. Damit nimmt 

der inländische Ressourcenverbrauch ab. Der Import von Endprodukten dürfte hingegen weiter 
zunehmen.

− �Längerfristig erhöhen voraussichtlich steigende Energie- und Rohstoffpreise den Anreiz zu 
weiteren Effizienzsteigerungen und machen diese wirtschaftlich. Dies senkt den Material- 
und Energieverbrauch pro Franken Wertschöpfung.

− �Offen ist, ob Effizienzsteigerungen mit neuen Technologien und verändertem Verhalten ange-
sichts von Klimawandel und der Neuausrichtung der Energiepolitik ohne Ersatz der Kernkraft-
werke innert nützlicher Frist möglich sind und ob diese für den Erhalt des Lebensstandards 
ausreichen. Oft werden Einsparungen durch Mehrkonsum kompensiert, wenn beispielsweise 
mit dem sparsameren Auto längere Strecken gefahren werden (sogenannte Mengen- oder 
Reboundeffekte).

Handlungsoptionen: Lebenszyklusbetrachtungen und Innovationen
− �Das Denken über einen gesamten Produktelebenszyklus soll im Rahmen des kantonalen Um-

weltschutzvollzugs mittels Sensibilisierung und Beratung weiter gefördert werden (vgl. Neue 
Wege für ressourceneffiziente Prozesse und Produkte).

− �Mit optimalen Rahmenbedingungen für Innovation soll Aargauer Unternehmen und insbe-
sondere KMU der Zugang zu den besten und saubersten verfügbaren Technologien ermög-
licht werden (vgl. Kap. Innovation). Damit wird eine hohe Wertschöpfung bei möglichst tiefem 
Ressourcenverbrauch angestrebt.

− �Die Nutzung von Energieeffizienzpotenzialen, die wirtschaftlich und ohne Komforteinbusse re-
alisierbar sind, soll durch Verbindlichkeitserklärungen mit Grossverbrauchern erreicht werden.

− �Durch die konsequente Umsetzung einer koordinierten Verkehrs- und Siedlungsentwicklung, 
wie im Richtplan vorgesehen, können energieeffiziente Siedlungsstrukturen geschaffen und 
weitere energetische Effizienzsteigerungen erzielt werden (vgl. Kap. Energie und Klima, Verkehr 
sowie Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung). 

Weitere Informationen
Abteilung für Energie 
www.ag.ch/energie

Neue Wege für ressourcen-
effiziente Prozesse und 
Produkte
www.ag.ch/umwelt-aargau/
pdf/UAG_55_35.pdf

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung
325 Hochschulen
430 Immobilien
440 Landwirtschaft
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
640 Verkehrsangebot
645 Verkehrsinfrastruktur



|  Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 201140

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Finanzen 
und Ressourcen, Abteilung 
Finanzen

Definition des Indikators
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Nettoverschuldungsquote Kanton, 2000 – 2011

 

Der Indikator zeigt das Verhältnis der Nettoschulden des Kantons zum Volkseinkommen 
(vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit). Die Nettoschulden setzen sich aus Fremdkapital 
und Verpflichtungen für Spezialfinanzierungen abzüglich Finanzvermögen, Darlehen und Betei-
ligungen sowie Vorschüsse für Spezialfinanzierungen zusammen. 

Überschüsse und Defizite kantonaler Haushalt, 2000 – 2011

 

Der Indikator Überschüsse und Defizite zeigt die Ergebnisse der Jahresrechnungen des Kantons. 
Das Ergebnis beinhaltet bereits einen Teil des Schuldenabbaus und reduziert die verbleibende 
Schuld zusätzlich.

Zielrichtung: Ausgeglichener Haushalt ohne Schulden
Der Zustand und die Perspektiven des öffentlichen Haushaltes (Kanton und Gemeinden) be-
stimmen die finanziellen Handlungsspielräume heutiger und zukünftiger Generationen. Die 
Verteilung der begrenzten finanziellen Mittel beeinflusst wiederum alle Politikbereiche. Gesun-
de öffentliche Finanzen sind deshalb eine unabdingbare Voraussetzung, um die Aufgaben des 
Staates wahrnehmen und politische Herausforderungen meistern zu können (vgl. Kap. Leis-
tungsfähiger Staat). Der öffentliche Haushalt muss über einen Konjunkturzyklus hinweg ausge-
glichen sein und die Nettoschulden sowie die Schulden der Spezialfinanzierung Sonderlasten 
(z. B. für die Sanierung der Sondermülldeponie Kölliken) müssen vollständig abgebaut werden. 
Konjunkturelle Defizite in wirtschaftlich schlechten Jahren sind möglich, eine dauerhafte Über-
lastung des öffentlichen Haushalts (strukturelle Defizite) gilt es hingegen zu vermeiden. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Nettoverschuldungsquote Kanton, 2008 – 2011  
Überschüsse und Defizite kantonaler  
Haushalt, 2008 – 2011

 bis 

5.8 Öffentlicher Haushalt 
Der öffentliche Haushalt des Kantons Aargau ist in einer guten Verfassung. Der Kanton behält 
2011 die beste Kreditwürdigkeit. Voraussichtlich werden die Überschüsse abnehmen und die 
Nettoverschuldungsquote nur noch leicht sinken.

10
9
8
7
6
5
4
3
2
1
0

P
ro

ze
nt

2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  2008  2009  2010  2011

2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  2008  2009  2010  2011

M
ill

io
ne

n 
Fr

an
ke

n

60

40

20

0

-20

-40

-60



Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 2011  | 41

Stand: Gesunder öffentlicher Haushalt
In den letzten Jahren reduziert sich das Verhältnis der Nettoschulden zum Volkseinkommen des 
Kantons weiter. Im Jahr 2011 fällt die Nettoverschuldung auf 0.92 %des Volkseinkommens. Die 
Bruttoverschuldung ist im Vergleich mit den anderen Kantonen unterdurchschnittlich. Auch die 
Schulden der Spezialfinanzierung Sonderlasten konnten in den letzten Jahren deutlich abgebaut 
werden und betragen Ende 2011 noch 967 Millionen Franken. In der Jahresrechnung des Kan-
tons können seit 2003 Überschüsse verbucht werden. Die gute Ertragslage basiert auf einem 
stabilen Steuersubstrat, welches unterdurchschnittlich besteuert wird (vgl. Kap. Steuern und 
Gebühren). Bei den Ausgaben pro Person liegt der öffentliche Haushalt von Kanton und Ge-
meinden in allen Aufwandsbereichen unter dem schweizerischen Durchschnitt. Die gesamten 
Ausgaben Kanton und Gemeinden sind jedoch seit 1990 mit knapp 13.7 % überdurchschnittlich 
gewachsen (Durchschnitt der Kantone: 10.7 %). Der kantonale Haushalt befindet sich in einer 
guten Ausgangslage und behält 2011 die Kreditwürdigkeit AAA der Ratingagentur Standard & 
Poor’s. Die Nettoschulden der Gemeinden können per Ende 2010 ebenfalls weiter reduziert 
werden, auf 38.1 Millionen Franken gegenüber 106 Millionen Franken im Vorjahr. 91 von 220 
Gemeinden sind 2010 schuldenfrei.

Trends: Gutes Ertragspotenzial, zukünftig knappere Mittel
− �Die kantonale Schuldenbremse schreibt vor, dass der kantonale Haushalt über einen Kon-

junkturzyklus hinweg ausgeglichen sein muss. Dies garantiert auch in Zukunft finanzpolitische 
Stabilität (vgl. Die kantonale Schuldenbremse). 

− �Die Einnahmen aus Steuern könnten zusätzlich steigen, insbesondere wenn sich infolge stetig 
optimierter Rahmenbedingungen vermehrt wertschöpfungsstarke Unternehmen entwickeln 
und ansiedeln sowie hoch qualifizierte Arbeitskräfte zuwandern (vgl. Kap. Steuern und Ge-
bühren, Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Standortattraktivität sowie Innovation).

− �Auf der Ausgabenseite wächst der Finanzierungsbedarf beispielsweise im Gesundheitswesen, 
der Sicherheit und bei den Infrastrukturen (vgl. Kap. Gesundheit und Wohlbefinden, Sicherheit 
sowie Infrastrukturen und Investitionen).

− �Insgesamt werden trotz steigenden Einnahmen die Überschüsse tendenziell abnehmen. Der 
weitere Schuldenabbau bleibt deshalb eine Herausforderung. Insbesondere erfolgt die ste-
te Reduktion der Schulden der Spezialfinanzierung Sonderlasten langsam (Ausfinanzierung 
der Aargauischen Pensionskasse, Sanierung der Sondermülldeponie Kölliken), da die dafür 
gebundenen Einnahmen aus Beteiligungen wie Schweizerische Nationalbank und Axpo in 
jüngster Zeit deutlich gesunken sind.

− �Eine weitere Herausforderung stellen Anforderungen des Bundes dar, die von den Kantonen 
vollzogen werden müssen und zu Mehraufwand führen (z. B. Krankenversicherungsgesetz, 
Kinder- und Erwachsenenschutzrecht).

Handlungsoptionen: Schuldenbremse und Stärkung des Steuersubstrats
− �Die Schuldenbremse muss weiterhin vorausschauend umgesetzt werden und der Einsatz der 

Bilanzausgleichsreserve ist zu optimieren.
− �Mit einer auf qualitatives Wachstum ausgerichteten Steuer- und Standortpolitik werden das 

Steuersubstrat und damit auch der öffentliche Haushalt gestärkt (vgl. Kap. Steuern und Ge-
bühren, Standortattraktivität sowie Innovation).

− �Die Aufgabenerfüllung gilt es laufend zu optimieren und die staatlichen Aufgaben zu prüfen 
(vgl. Kap. Leistungsfähiger Staat).

Weitere Informationen
Abteilung Finanzen 
www.ag.ch/finanzen

Kantonale Schuldenbremse
www.ag.ch/finanzen 

Betroffene Aufgabenbereiche
240 Gemeindeaufsicht und 
Finanzausgleich
245 Standortförderung
325 Hochschulen
410 Finanzen, Controlling und 
Statistik
425 Steuern

Die kantonale Schuldenbremse

Die Schuldenbremse im Gesetz über die wirkungsorientierte 
Steuerung von Aufgaben und Finanzen sieht vor, dass konjunk-
turelle Defizite ab dem übernächsten Jahr in gleich bleibenden 
Raten von 20 % abgeschrieben werden, wobei die Abschrei-
bungen bei einer rezessiven Wirtschaftlage vorübergehend 
gesenkt werden können. Strukturelle Defizite sind zu vermeiden. 
Die Schuldenbremse ist Ausdruck einer nachhaltigen Finanzpoli-
tik. Sie trägt wesentlich dazu bei, den politischen Handlungs-
spielraum zukünftiger Generationen zu bewahren.
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Luftqualität 
Die Langzeitbelastung der Luft durch die drei Schadstoffe Feinstaub, Stickstoffdioxid und bo-
dennahes Ozon ist in den letzten Jahren immer noch mässig bis hoch. In Zukunft sind keine 
markanten Verbesserungen zu erwarten.

5.4

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Langzeit-Luftbelastungsindex (2008 – 2011)
Stickstoffoxid-Jahresmittel (2008 – 2011)
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Credit Suisse

Definition des Indikators

Datenquelle:
Eidgenössische 
Finanzverwaltung

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Steuerbelastung natürliche und juristische 
Personen, 2008 – 2011

 bis  

Gebührenfinanzierung von öffentlicher Ver-
sorgung und Dienstleistungen, 2008 –  2009

5.9 Steuern und Gebühren 
Der Aargau weist im schweizerischen Vergleich seit 2009 eine unterdurchschnittliche Steuer-
belastung auf. Die Steuererträge stammen hauptsächlich von einem stabilen Mittelstand. Der 
Steuerwettbewerb bleibt weiter intensiv und eine grosse Herausforderung.

Steuerbelastung natürliche und juristische Personen Aargau, 2003 – 2011

 

Der Indikator Steuerbelastung natürliche und juristische Personen auf Gemeinde- und Kantons-
ebene berücksichtigt bei den natürlichen Personen Einkommen von 50‘000 bis 300‘000 Franken 
sowie die Vermögenssteuer. Bei den juristischen Personen werden die Reingewinn- und Kapital-
steuern ermittelt.

Gebührenfinanzierung von öffentlicher Versorgung und Dienstleistungen Aargau und 
Schweiz, 2008 – 2009

 

Der Indikator zeigt an, welcher Kostenanteil der vier folgenden Bereiche auf Gemeinde- und 
Kantonsebene über Gebühren gedeckt wird: Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt, allgemeines 
Rechtswesen, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sowie Abfallwirtschaft.

Zielrichtung: Optimale Steuerbelastung, verursachergerechte Gebühren
Steuern und Gebühren sind die bedeutendste Ertragsquelle des öffentlichen Haushalts und be-
stimmen daher indirekt den finanziellen Handlungsspielraum (vgl. Kap. Öffentlicher Haushalt). 
Gleichzeitig unterliegt die Steuerbelastung aufgrund des Föderalismus einem Steuerwettbe-
werb, was zu Effizienzsteigerungen bei Staatsleistungen führen kann (vgl. Kap. Leistungsfähiger 
Staat). Tiefe Steuern erhöhen die Standortattraktivität (vgl. Kap. Standortattraktivität sowie 
Lebenskosten). Die Steuerbelastung wird deshalb im Spannungsfeld Ertrag – Attraktivität op-
timiert und das Steuersubstrat erhalten und gefördert. Die Steuerbelastung soll unterdurch-
schnittlich bleiben. In einigen Bereichen werden staatliche Leistungen verursacherabhängig 
und kostendeckend über Gebühren finanziert (siehe auch Kap. Abfälle). 
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Der Anteil Gebührenfinanzierung von öffentlicher Versorgung und Dienstleistungen soll sich im 
schweizerischen Durchschnitt bewegen.

Stand: Unterdurchschnittliche Steuerbelastung mit unterdurchschnittlichen Erträgen
Die Steuerbelastung auf kantonaler und kommunaler Ebene nimmt aufgrund von Steuersenkun-
gen seit 2009 ab und liegt sowohl bei den natürlichen Personen wie auch bei den juristischen 
Personen unter dem schweizerischen Durchschnitt. Trotzdem bleibt die steuerliche Attraktivität 
im Vergleich mit anderen Kantonen relativ konstant, weil diese ebenfalls Steuerentlastungen 
vornehmen. Von 2008 auf 2011 stieg der Aargau im kantonalen Vergleich bei den natürlichen 
Personen von Rang 10 auf 12 ab, bei den juristischen Personen verbesserte er sich hingegen 
von Rang 19 auf 13 (Credit Suisse 2012). 85 % der gesamten kommunalen und kantonalen 
Steuererträge stammen von natürlichen, 15 % von juristischen Personen. Die Steuererträge von 
natürlichen und juristischen Personen wachsen pro Person in den letzten Jahren. Die Steuer- 
erträge von juristischen Personen bewegen sich im schweizerischen Durchschnitt, diejenigen 
von natürlichen aber nach wie vor darunter (NAB 2011). 
Das Verhältnis von Steuern zu Gebühren beträgt für Kanton und Gemeinden sieben zu eins. Die 
Gebührenfinanzierung für die vier kantonalen und kommunalen Bereiche Strassenverkehrs- und 
Schifffahrtsamt, allgemeines Rechtswesen, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung so-
wie Abfallwirtschaft steigt im Aargau 2009 auf den schweizerischen Durchschnitt.

Trends: Steuerwettbewerb bleibt Herausforderung
− �Die in vielen Kantonen angespanntere finanzielle Lage hat kurzfristig einen dämpfenden Ein-

fluss auf den Steuerwettbewerb. Langfristig könnte der Steuerwettbewerb wieder an Inten-
sität gewinnen, trotz oder gerade weil die Herausforderungen künftig steigen, den Staats-
haushalt gesund zu erhalten (vgl. Kap. Öffentlicher Haushalt).

− �Der Kanton Aargau hat ebenfalls weitere Steuersenkungen beschlossen, für den Mittelstand 
ab 2014/15 und für Unternehmen ab 2016.

− �Die Steuererträge werden weiterhin zu einem hohen Prozentsatz über die natürlichen Perso-
nen generiert, was eine gewisse Stabilität der Erträge garantiert. Die Steuererträge dürften aber 
vorerst unter dem schweizerischen Durchschnitt bleiben. Durch die voraussichtlich anhaltende 
Zuwanderung auch gut qualifizierter Arbeitskräfte wird das Steuersubstrat möglicherweise leicht 
gestärkt (vgl. Kap. Arbeitsplätze und Beschäftigung, Innovation sowie Öffentlicher Haushalt).

− �Die Gebühren beispielsweise für Wasser und Abwasser könnten weiter steigen. So enthalten 
viele Abwasserrechnungen nicht alle effektiven Kosten wie z. B. Rückstellungen für die Erneue-
rung von Infrastrukturen (vgl. Kap. Infrastruktur und Investitionen). Das Kostendeckungsprinzip 
ist noch nicht überall umgesetzt.

Handlungsoptionen: Steuersystem vereinfachen, ergänzende Standortvorteile fördern
− �Das Steuersystem kann weiter vereinfacht und beispielsweise durch weniger oder vereinfachte 

Abzüge attraktiver ausgestaltet werden. Der kantonale Handlungsspielraum ist durch die Bun-
desgesetzgebung jedoch stark eingeschränkt. Deshalb unterstützt der Aargau entsprechende 
Bestrebungen auf Bundesebene zum Beispiel im Rahmen von Vernehmlassungen aktiv.

− �Für den Standort Aargau gewinnen neben der Steuerbelastung Faktoren wie die Verfügbar-
keit qualifizierter Arbeitskräfte, die Verfügbarkeit von Energie, die verkehrliche Erreichbarkeit 
oder auch landschaftliche Schönheit und kulturelle Angebote weiter an Bedeutung, weshalb 
die entsprechenden Aufgabenbereiche gefordert sind (vgl. Kap. Standortattraktivität, Lebens-
kosten, Innovation).

Das historisch gewachsene aargauische Gebührenrecht ist un-
systematisch über die Rechtsordnung verteilt und lässt sich 
nur schwer auffinden. Mit einem allgemeinen Gebührenge-
setz, dessen Einführung sich ertragsneutral verhält, soll die 
Transparenz erhöht und die Gebührenfestsetzung vereinheit-
licht werden. In einem weiteren Schritt werden die Gebüh-
ren auf Kostendeckung überprüft und allenfalls entsprechend 
angepasst.

Revision des Gebührenrechts

Weitere Informationen
Kantonales Steueramt  
www.ag.ch/steuern

Abteilung Finanzen
www.ag.ch/finanzen 

Revision Gebührenrecht
www.ag.ch/dfr 
> Über uns 
> Dossiers und Projekte

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung
325 Hochschulen
410 Finanzen, Controlling und 
Statistik
425 Steuern
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Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Staatsquote Kanton, 2008 – 2011  bis 
Allgemeiner Verwaltungsaufwand Kanton 
und Gemeinden pro Person, 2007 – 2010

 bis 

5.10 Leistungsfähiger Staat 
Staatliche Leistungen sollen wirtschaftlich und wirksam erbracht werden. Die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Staates bleibt konstant, die Staatsquote verändert sich kaum. Die 
Wirksamkeit der Leistungen zeigt sich in den einzelnen Themenbereichen des vorliegenden 
Berichts und im Gesamtbild Wirtschaft – Gesellschaft – Umwelt (Kap. 2).

Staatsquote Kanton, 2000 – 2011

 

Die Staatsquote umfasst den Anteil des Aufwands des Kantons am kantonalen Volkseinkom-
men. Die Staatsquote ist eine Masszahl für den Aufwand des Staatshaushaltes im Vergleich zur 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft. Indirekt wird damit gezeigt 
wie viel die staatlichen Leistungen kosten.

Allgemeiner Verwaltungsaufwand Kanton und Gemeinden pro Person, 2000 – 2010

 

Der Indikator umfasst die Kosten für Legislative und Exekutive, Finanz- und Steuerverwaltung 
sowie allgemeine Dienste, die in der Kostengliederung des öffentlichen Rechnungswesens 
keiner anderen Funktion zugeordnet werden können. Der Ausreisser im Jahr 2008 ist durch die 
einmalige Ausfinanzierung der Aargauischen Pensionskasse begründet.

Zielrichtung: Leistungsfähigkeit des Staates erhalten und steigern
Ein leistungsfähiger Staat handelt wirtschaftlich und wirksam. Die Leistungsfähigkeit des Staa-
tes wird bestimmt durch die Effizienz und Wirksamkeit der Institutionen wie Parlament, Regie-
rung, Verwaltung, Gerichte, etc. und deren Organisation sowie durch das individuelle Handeln der 
einzelnen Personen innerhalb der Institutionen. Wirtschaftliches staatliches Handeln hat unter 
anderem zum Ziel, bei gleichbleibend hoher Qualität der Leistungen die Staatsquote langfristig zu 
stabilisieren und wenn möglich zu senken (Gesetz über die wirkungsorientierte Steuerung von 
Aufgaben und Finanzen). Voraussetzungen dafür sind eine hohe volkswirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und ein gesunder Staatshaushalt (vgl. Kap. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Öffentli-
cher Haushalt). Der allgemeine Verwaltungsaufwand pro Person soll unter dem schweizerischen 
Durchschnitt bleiben. Die Leistungs- und Wirkungsziele der einzelnen Aufgabenbereiche des 
Kantons und die dafür notwendigen Finanzen werden im Aufgaben- und Finanzplan im Sinne 
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Weitere Informationen
Abteilung Finanzen 
www.ag.ch/finanzen 

Kantonales Steueramt 
www.ag.ch/steueramt

Aufgaben- und Finanzplan
www.ag.ch/afp

E-Government
www.ag.ch/egovernment 

Betroffene Aufgabenbereiche
120 Zentrale Stabsleistungen
245 Standortförderung
410 Finanzen, Controlling und 
Statistik
420 Personal
425 Steuern
435 Informatik

E-Government: Elektronischer Geschäftsverkehr

Der elektronische Geschäftsverkehr wird dank Verschlüsselung 
und elektronischer Unterschrift einen sicheren und einfachen 
Austausch von Geschäftsdokumenten zwischen Einwohne-
rinnen und Einwohnern sowie Unternehmen und dem Kanton 
ermöglichen. Die Erarbeitung des elektronischen Geschäftsver-
kehrs knüpft an den bereits etablierten elektronischen Rechts-
verkehr an. Dieser ermöglicht es z. B. Eingaben bei Gerichten 
oder Behörden in elektronischer Form zu übermitteln.

einer rollenden Planung jährlich festgelegt. Indirekt wird die Wirksamkeit des Staates in den 
einzelnen Themenbereichen des vorliegenden Berichts aufgezeigt. 

Stand: Unterdurchschnittlicher Staatsaufwand
Weil die staatlichen Ausgaben bei einem leichten Anstieg des Volkseinkommens ebenfalls 
nur leicht erhöht wurden, verharrt die Staatsquote des Kantons in den letzten Jahren bei rund 
12.0 %. Die Staatsquote von Kanton und Gemeinden im Aargau liegt 2009 mit 19.1 % unter 
dem Durchschnitt der Kantone von 23.7 %. Der allgemeine Verwaltungsaufwand von Kanton 
und Gemeinden pro Person liegt 2010 bei 875 Franken und damit unter dem Durchschnitt 
der Kantone von 1‘115 Franken. Der Gesamtaufwand des Kantons pro Person steigt zwischen 
2009 und 2011 um 3.1 %. Die grössten Zunahmen in diesem Zeitraum fanden in den Bereichen 
soziale Wohlfahrt (+15.3 %), öffentliche Sicherheit (+10.4 %) und Gesundheit (+9.2 %) statt. 
Demgegenüber nahmen die Ausgaben für Umwelt und Raumordnung ab (-21.9 %). 
Um die Leistungsfähigkeit des Staates zu erhalten und zu steigern, werden die Institutionen 
und deren Organisation weiterentwickelt. Beispielhaft steht dafür die Einführung der wirkungs-
orientierten Steuerung der Aufgaben und Finanzen. Aktuelles Beispiel ist die Einführung eines 
harmonisierten Rechnungslegungsmodells für Kantone und Gemeinden. 

Trends: Herausforderung gesunde Staatsfinanzen, zunehmender Koordinationsbedarf
− �Der Erhalt der gesunden Staatsfinanzen wird angesichts des unterdurchschnittlichen Volks-

einkommens und des prognostizierten Aufwandwachstums beispielsweise im Gesundheits-
wesen oder beim Ausbau der Infrastruktur zunehmend eine Herausforderung (vgl. Kap. Wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit, Öffentlicher Haushalt).

− �Immer mehr Aufgaben wie Raumplanung, Bewältigung der Mobilität, Integration oder Siche-
rung der Sozialwerke sind Querschnittsaufgaben. Diese müssen Sachpolitik übergreifend einer 
Lösung zugeführt werden. Der Koordinations- und Abstimmungsbedarf steigt, verschiedenste 
Ansprüche müssen berücksichtigt werden. 

− �Lebens- und Wirtschaftsräume sind zunehmend nicht mehr identisch mit Gebietskörper-
schaften wie Kantone oder Gemeinden. Aufgaben müssen stärker gemeinde- oder kantonsüber-
greifend wahrgenommen werden. Die Bedeutung der regionalen und überregionalen Zusam-
menarbeit steigt. 

− �Die Anforderungen an die Transparenz des staatlichen Handelns und damit an die Berichter-
stattung steigen. Daraus ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen der angestrebten Transparenz 
und einer Erhöhung des administrativen Aufwands. 

− �Die Entwicklungen in der Informations- und Kommunikationstechnik eröffnen über neue 
Kanäle Möglichkeiten für zeitgemässe und bedürfnisorientierte Dienstleistungen durch den 
Staat (vgl. E-Government). Auch die Arbeit innerhalb der kantonalen Verwaltung wird mass-
geblich von den neuen technischen Möglichkeiten beeinflusst. 

Handlungsoptionen: Verbesserung Volkseinkommen, Weiterentwicklung Organisation
− �Der Kanton muss die Rahmenbedingungen und Standortbedingungen weiter optimieren und 

kann dadurch indirekt das unterdurchschnittliche Volkseinkommen verbessern (vgl. Kap. Wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit, Standortattraktivität und Innovation).

− �Der steigende Koordinations- und Kooperationsbedarf innerhalb der Verwaltung führt lang-
fristig zu neuen Formen der Organisation und Prozessgestaltung. Bei überkommunalen und 
überkantonalen Formen der Zusammenarbeit stellt sich zusätzlich die Frage nach der demo-
kratischen Kontrolle. 
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Direkte Übertritte in die nachobligatorische Bildung Aargau, 2008 – 2012

 

Der Indikator misst den Anteil der Schulabgängerinnen und Schulabgänger der obligatorischen 
Volksschule, welcher direkt einen nachobligatorischen Bildungsweg einschlägt. Die nachobliga-
torische Bildung umfasst die allgemeinbildenden Schulen (Gymnasien und Fachmittelschulen) 
sowie die berufliche Grundbildung (Lehre/Berufsfachschulen, Informatikmittelschulen, Wirt-
schaftsmittelschulen).

Maturitätsquoten Aargau und Schweiz, 2000 – 2010

 

Der Indikator misst, wie gross der Anteil der Wohnbevölkerung ist, der eine Berufsmaturität 
oder eine gymnasiale Maturität erlangt hat. Die Berufsmaturitätsquote wird mit der Anzahl der 
Berufsmaturitätszeugnisse im Verhältnis zur 21-jährigen ständigen Wohnbevölkerung ermittelt, 
die gymnasiale Maturitätsquote mit der Anzahl der gymnasialen Maturitätszeugnisse im Ver-
hältnis zur 19-jährigen ständigen Wohnbevölkerung; nicht eingeschlossen in der Quote sind die 
Fachmaturitäten.

Zielrichtung: Nachobligatorische Bildung
Die Bildung der Menschen gehört zu den kostbarsten Ressourcen unserer Gesellschaft. Eine 
nachobligatorische Ausbildung wie z. B. eine Berufslehre ist die sicherste Massnahme für junge 
Menschen, dass sie später in der Lage sein werden, ihren Lebensunterhalt selbst zu bestreiten 
und sich privat sowie beruflich zu entwickeln (vgl. Kap. Arbeitsplätze und Beschäftigung, Ein-
kommen und Armut, Integration, etc.). Bildung ist auch für den Standort Aargau wichtig, da 
gut qualifizierte Arbeitskräfte zur Standortqualität und zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
beitragen (vgl. Nutzung der regionalen Stärken, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, etc.). Ziel ist, 
dass sich alle Schülerinnen und Schüler nach ihren Fähigkeiten bilden und entfalten, nach der 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Direkte Übertritte in die nachobligatorische 
Bildung, 2008 – 2012

 bis 

Maturitätsquoten (Berufsmaturität und 
gymnasiale Maturität), 2008 – 2010

Bildung 
Der Bildungsstand der Bevölkerung steigt. Der Anteil der Schulabgängerinnen und Schulab-
gänger der obligatorischen Volksschule, welcher direkt eine nachobligatorische Bildung be-
ginnt und die Maturitätsquoten nehmen zu. Der Bildungsstand wird weiter steigen.

5.11

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bildung, Kultur 
und Sport

Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik
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Weitere Informationen
Abteilung Volksschule 
www.ag.ch/volksschule 

Abteilung Berufsbildung und 
Mittelschule
www.ag.ch/berufsbildung 

Abteilung Hochschulen
www.ag.ch/hochschulen

Abteilung Sonderschulen und 
Behindertenbetreuung 
www.ag.ch/sonderschulen

Fachstelle 1155
www.1155.ch

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration 
Migration
245 Standortförderung
310 Volksschule
315 Sonderschulen, Heime 
und Werkstätten
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
325 Hochschulen
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge

Fachstelle Team 1155

Die Fachstelle Team 1155 engagiert sich gezielt für junge 
Menschen aus dem Kanton Aargau mit mehrfachen Schwie-
rigkeiten und erschwerten Startbedingungen beim Einstieg 
in eine Berufslehre, während der Ausbildung und bis zum er-
folgreichen Abschluss. Wenn bestehende Angebote nicht aus-
reichen, werden Jugendliche individuell beraten und begleitet. 

obligatorischen Volksschule möglichst ohne Unterbruch den Bildungsweg fortsetzen und 95 % 
eine nachobligatorische Ausbildung (allgemeinbildende Schulen, berufliche Grundbildung) ab-
schliessen können. 

Stand: Vier Fünftel der Schulabgänger beginnen direkt eine nachobligatorische Bildung
Untersuchungen zu den Schulleistungen von Schülerinnen und Schülern (PISA, 2009) zeigen, 
dass der Kanton Aargau in der Mathematik und beim Lesen im schweizerischen Durchschnitt 
liegt und in den Naturwissenschaften überdurchschnittlich gut abschneidet (Moser et al. 2009). 
Damit besteht für eine grosse Mehrheit der Lernenden eine gute Grundlage für den direkten 
Übertritt in eine nachobligatorische Bildung: Mehr als die Hälfte der Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger der obligatorischen Volksschule startet 2011 mit der beruflichen Grundbildung 
in einem Lehrbetrieb; ein Viertel tritt in eine allgemeinbildende Schule ein. Die direkte Über-
trittsquote in eine nachobligatorische Bildung beträgt insgesamt 81 % (STEP I, BKS und DFR 
2011). Der Anteil der Wohnbevölkerung, der eine Berufsmaturität erlangt hat (Berufsmaturi-
tätsquote), erreicht 2009 und 2010 erstmals den schweizerischen Durchschnitt. Die Quoten 
der gymnasialen Maturität steigen von 2009 bis 2010, bewegen sich aber immer noch unter 
dem schweizerischen Durchschnitt. Die Absolventinnen und Absolventen der aargauischen 
Mittelschulen weisen im gesamtschweizerischen Vergleich eine überdurchschnittliche Stu-
dienerfolgsquote auf. Der Anteil der erwerbsfähigen Wohnbevölkerung im Aargau mit einem 
Abschluss der höheren Berufsbildung, einer Fachhochschule oder Universität ist 2011 mit gut 
33.4 % im schweizerischen Vergleich unterdurchschnittlich (CH 35.3 %).

Trends: Steigendes Bildungsniveau
− �Der Anteil Schulabgängerinnen und Schulabgänger, welcher direkt eine nachobligatorische 

Bildung beginnt, wird konstant bleiben oder sogar weiter leicht steigen. Auch die Maturitäts-
quoten werden weiter steigen. 

− �Diese Trends spiegeln sich in Prognosen auf schweizerischer Ebene wider: 2018 könnten 
rund 45 % der erwerbsfähigen Bevölkerung einen Abschluss einer höheren Berufsbildung, 
Fachhochschule oder Universität besitzen (BFS 2009). 

− �Parallel dazu wird die Bedeutung von lebenslangem Lernen und Weiterbildung für die berufliche 
Entwicklung und den Erhalt der Arbeitsmarktfähigkeit weiter steigen. 

Handlungsoptionen: Optimale Förderung und Beratung sowie Nachholqualifikationen
− �Die Schulleistungen aller Lernenden sind weiter zu verbessern. Insbesondere bei Jugendlichen, 

die im Bereich Deutsch bis anhin das tiefste Leistungsniveau erreichen, soll verstärkt angesetzt 
werden. Auf der anderen Seite des Spektrums gilt es Hochbegabte gezielt zu unterstützen.

− �Die gute Förderung aller Lernenden bedeutet an der Real-, Sekundar- und Bezirkschule auch, 
dass bei überdurchschnittlichen Leistungen der Wechsel in einen höheren Schultyp ohne 
Jahresverlust besser möglich sein soll (Optimierte Durchlässigkeit).

− �Verschiedenste, auf die individuellen Bedürfnisse von Jugendlichen ausgerichtete Unterstüt-
zungsangebote für die Berufs- und Bildungslaufbahn (wie ask! oder Fachstelle 1155) werden 
koordiniert und weiterentwickelt.

− �Qualifizierte Fachkräfte mit Umsetzungsfähigkeiten werden auf dem Arbeitsmarkt stark 
nachgefragt. Neben der Erhöhung der Rate höherer Abschlüsse wie zum Beispiel der Berufs-
maturität oder der höheren Berufsbildung, gilt es die Möglichkeit, berufliche Ausbildungen 
nachzuholen, weiter zu verbessern (Nachholqualifikationen).
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Gesundheit 
und Soziales, Sozialbericht 
Kanton Aargau, 2012

Sozialhilfequote Aargau, 2004 – 2011 und Schweiz, 2004 – 2010
 

Die Sozialhilfequote zeigt den Anteil der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger an der 
ständigen Wohnbevölkerung. Die Quote wird seit 2004 gesamtschweizerisch erhoben.

Anteil Haushalte mit (sehr) knappen Mitteln Aargau, 2004 – 2008

 

Der Indikator Anteil der Haushalte mit (sehr) knappen finanziellen Mitteln zeigt den Anteil der 
Haushalte an allen Haushalten, welcher mit 60 % (50 %) des Medianeinkommens auskommen 
muss. 50 % des Medianeinkommens sind 2008 standardisiert auf einen Einpersonenhaushalt 
2’131 Franken pro Monat, 60 % sind 2’557 Franken pro Monat. 

Zielrichtung: Armut verhindern, Unterstützungsbedarf stabilisieren
Alle Personen oder Personengruppen wie zum Beispiel Familien müssen über ein Einkommen 
verfügen, welches für den Lebensunterhalt ausreichend ist. Rahmenbedingungen und Anreize 
sind so zu gestalten, dass möglichst viele Personen eigenverantwortlich ein Existenz sichern-
des Einkommen erwirtschaften. Die dazu notwendigen Fähigkeiten müssen erworben werden 
können. Die entsprechenden Handlungs- und Verwirklichungschancen müssen vorhanden sein 
(sogenannter Capability-Ansatz). Eine solidarische Gesellschaft unterstützt aber auch Personen 
in materieller oder sozialer Not. Armut oder Unterstützungsbedarf darf nicht zu sozialer Isola-
tion und Perspektivenlosigkeit führen (vgl. Kap. Integration und Sozialer Zusammenhalt). Der 
Anteil Personen an der Wohnbevölkerung, welche Unterstützung benötigen, soll stabilisiert 
oder verringert werden. Die Unterstützung soll möglichst vorübergehend erfolgen.

Stand: Anteil Personen mit Unterstützungsbedarf konstant
Die Sozialhilfequote liegt im Aargau in den letzten Jahren konstant bei 1.9 % und unter dem 
schweizerischen Mittel von 3 %. Kinder und junge Erwachsene bis 25 Jahre haben stark über-

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Sozialhilfequote, 2008 – 2011  bis 
Anteil Haushalte mit (sehr) knappen 
finanziellen Mitteln, 2004 – 2008

5.12 Einkommen, Armut und soziale Unterstützung 
Im Kanton Aargau haben breite Bevölkerungsschichten eine solide Einkommensmöglichkeit. 
Der Anteil der Personen mit Sozialhilfeunterstützung stagniert in den letzten Jahren. In Zu-
kunft ist ein leichter Anstieg des Anteils an Personen mit Unterstützungsbedarf zu erwarten.

 �Haushalte mit knappen 
finanziellen Mitteln (60 % 
des Medianeinkommens)

 �Haushalte mit sehr knappen 
finanziellen Mitteln (50 % 
des Medianeinkommens)
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Weitere Informationen
Kantonaler Sozialdienst
www.ag.ch/sozialdienst

Pforte Arbeitsmarkt
www.pforte-arbeitsmarkt.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
310 Volksschule
320 Berufsbildung und  
Mittelschule Sek II
325 Migration
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge
335 Jugend und Sport
510 Soziale Sicherheit
520 Gesundheitsschutz 
Prävention und ärztliche  
Aufsicht, dezentrale  
Akutversorgung
545 Sozialversicherungen
610 Raumentwicklung und 
Recht

Zehn Gemeinden im Bezirk Kulm starten 2012 ein schweizweit 
einzigartiges Projekt: Die Sozialdienste der Gemeinden, die IV-
Stelle und das Regionale Arbeitsvermittlungszentrum arbeiten 
gemeinsam am Ziel, möglichst viele Menschen mit Unterstüt-
zung wieder in den ersten Arbeitsmarkt einzugliedern. Eine 
einzige Ansprechperson betreut die Kunden und sucht indivi-
duelle, massgeschneiderte Lösungen. Ein wesentlicher Punkt 
sind die Kontakte zum lokalen Gewerbe.

Konkretes Beispiel: Pforte Arbeitsmarkt im Wynental

durchschnittliche Sozialhilfequoten. Sie machen 2010 rund 42 % der unterstützten Personen 
aus. In den letzten Jahren stark gestiegen ist die Sozialhilfequote der 56- bis 64-Jährigen. Etwas 
weniger als die Hälfte aller unterstützten Personen sind ausländischer Nationalität (vgl. Kap. In-
tegration). Knapp 60 % der 2010 abgeschlossenen Dossiers weisen eine Bezugsdauer von 
unter einem Jahr auf. Der Anteil der Dossiers, welcher aufgrund einer Verbesserung der Er-
werbssituation abgeschlossen werden konnte, geht seit 2009 zurück. In den Jahren vor 2008 
mussten rund 12 % der steuerpflichtigen Haushalte des Kantons Aargau mit knappen finan-
ziellen Mitteln auskommen. Bei rund 8 % der Haushalte waren die finanziellen Mittel sehr knapp 
(DGS 2012). Diese Quoten weisen darauf hin, dass es im Kanton Aargau einen erheblichen 
Anteil von Haushalten gibt, die auf weitere Unterstützung wie Ergänzungsleistungen oder Prä-
mienverbilligungen angewiesen sind. Bezüglich der Haushaltssituation weisen alleinerziehende 
Frauen bei der Sozialhilfequote und bei den Haushalten mit knappen finanziellen Verhältnissen 
die grössten Anteile auf. Dies trägt zur hohen Sozialhilfequote von Kindern bei. 

Trends: Zunehmender Druck auf Haushalte mit knappen Einkommen 
− �Ein wesentlicher Grund für die mangelnde Integration ins Erwerbsleben sind Ausbildungsde-

fizite. Beispielsweise sind Personen ohne beruflichen Abschluss bei den Sozialhilfebeziehen-
den stark übervertreten. Die weitere strukturelle Veränderung des Arbeitsmarktes, welcher 
je länger je mehr auf gut Qualifizierte ausgerichtet ist, erschwert zunehmend die Eingliede-
rung von wenig Qualifizierten in den Arbeitsmarkt.

− �Der steigende Anteil der über 50-Jährigen an den Arbeitslosen (vgl. Kap. Arbeitsplätze und 
Beschäftigung) hat Folgewirkungen: Fehlende Beiträge in der AHV oder beruflichen Vorsorge 
wirken sich negativ auf die finanzielle Sicherheit im Alter aus. Dies kann zu einer höheren 
Belastung der staatlichen Sicherungssysteme führen. 

− �Mit dem Wertewandel in der Gesellschaft bestehen verschiedenste Lebensformen gleich-
wertig nebeneinander. Bei einem Teil der Bevölkerung erhöht dies die Armutsrisiken. Z. B. sind 
Alleinerziehende und alleinlebende Personen stärker von Sozialhilfe oder knappen finanziellen 
Verhältnissen betroffen, als andere Lebensformen.

Handlungsoptionen: Verhindern von Armut als Querschnittsaufgabe
− �Eigenverantwortung und Leistungswille sind Grundvoraussetzungen für ein eigenständi-

ges Leben ohne Unterstützung. Weitere Voraussetzungen, welche ein autonomes Leben 
begünstigen, sind: ausreichendes Einkommen, gute körperliche und seelische Gesundheit 
(vgl. Kap. Gesundheit), stabile Erwerbstätigkeit (vgl. Arbeitsplätze und Beschäftigung), eine 
nachobligatorische Bildung (vgl. Kap. Bildung), gute Wohnqualität (vgl. Kap. Wohnqualität 
und Lärm) sowie stabile soziale Beziehungen (vgl. Kap. Integration, Sozialer Zusammenhalt). 
Die Massnahmen in diesen Handlungsfeldern sind darauf auszurichten, dass möglichst viele 
Menschen ihre Potentiale eigenverantwortlich entwickeln und nutzen können.

− �Insbesondere Kinder und junge Erwachsene dürfen der Gesellschaft nicht verloren gehen. 
Prävention von Armut durch Investitionen in die vorschulische Förderung, in die Bildung und 
Berufsausbildung von sozial benachteiligten Kindern und Jugendlichen sind deshalb wesent-
liche Stossrichtungen (vgl. Kap. Bildung sowie Integration). 

− �Die steigenden Anforderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt führen dazu, dass möglicherweise 
mehr Personen nicht mehr in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden können. Hier gilt es 
Lösungen zu finden, welche diesen Personen ebenfalls eine sinnvolle Beschäftigung und 
soziale Integration ermöglichen.



Definition des Indikators

Datenquellen:
Departement Bildung, Kultur 
und Sport

Definition des Indikators

Datenquelle:
Statistik Aargau, Staatsse-
kretariat für Wirtschaft
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Anteil Schulabgänger mit direktem Übertritt in nachobligatorische Bildung Aargau, 
2008 – 2012

 

Der Indikator zeigt die Anteile Schulabgänger schweizerischer und ausländischer Nationalität 
mit direktem Übertritt von der obligatorischen Volksschule in eine nachobligatorische, allge-
meinbildende Schule (Gymnasien und Fachmittelschulen) oder in die berufliche Grundbildung 
(Lehre/Berufsfachschulen, Informatikmittelschulen, Wirtschaftsmittelschulen). 

Arbeitslosenquote nach Nationalität Aargau und Schweiz, 2003 – 2011

Die Arbeitslosenquote ist das Verhältnis der Arbeitslosen zu den Erwerbspersonen (Erwerbstätige 
und Stellensuchende). Vgl. Kap. Arbeitsplätze und Beschäftigung.

Zielrichtung: Gleiche Teilnahme am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben
Eine Grundbedingung für eine funktionierende Gesellschaft ist, dass alle Menschen und Bevöl-
kerungsgruppen am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben teilnehmen können und in 
gegenseitiger Achtung und Toleranz zusammenleben. Beispiele für Bevölkerungsgruppen sind 
Alte und Junge (vgl. Kap. Sozialer Zusammenhalt), Arme und Reiche (vgl. Kap. Einkommen, Ar-
mut und soziale Unterstützung), Männer und Frauen, Menschen mit und ohne Behinderungen 
(vgl. Kap. Chancengerechtigkeit) sowie schweizerische und ausländische Personen. Ziel ist, dass die 
ausländische Bevölkerung am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben in ähnlichem Ausmass 
teilnimmt wie die schweizerische Bevölkerung. Voraussetzung ist die Integrationsbereitschaft aller 
Beteiligten. Integration ist eine Querschnittsaufgabe und bedarf der Zusammenarbeit aller Ak-
teure. Möglichst viele ausländische Schülerinnen und Schüler sollen nach der obligatorischen 

5.13 Integration 
Das vorliegende Kapitel fokussiert auf die Integration der ausländischen Bevölkerung im Aargau. 
Ausländische Jugendliche sind in anspruchsvolleren Bildungsgängen schwächer vertreten und 
öfter auf Zwischenlösungen angewiesen als Schweizer Jugendliche. Die ausländische Bevölke-
rung, vor allem diejenige der sogenannten alten Zuwanderdung, ist schlechter in den Arbeits-
markt integriert als die schweizerische Bevölkerung. In Zukunft wird sich der Bildungsstand der 
ausländischen Jugendlichen erhöhen.

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Anteil ausländische Schulabgänger mit direktem 
Übertritt nachobligatorische Bildung, 2008 – 2012

 bis

Arbeitslosenquote Ausländer im Vergleich zu 
Arbeitslosenquote Schweizer, 2008 – 2011

 �Aargau Schweizer
 �Aargau Ausländer
 Schweiz Schweizer
 Schweiz Ausländer

 Schweizer/innen
 Ausländer/innen
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Schulzeit direkt einen nachobligatorischen Bildungsweg einschlagen. Die Arbeitslosenquote 
der Ausländer soll nicht höher sein als diejenige der Schweizer.

Stand: Ungenügende Integration der ausländischen Bevölkerung in den Arbeitsmarkt
Der Anteil Ausländer an der Wohnbevölkerung im Aargau beträgt 2011 22.8 % und entspricht dem 
Schweizer Durchschnitt. Gut 20 % der ausländischen Bevölkerung stammt aus Deutschland, ge-
folgt von Italien (knapp 18 %), Serbien (rund 10 %) und der Türkei (knapp 8 %). Der Aargau zeich-
net sich im schweizerischen Vergleich durch einen überdurchschnittlichen Anteil von Personen aus 
Deutschland sowie aus Serbien, der Türkei und dem Kosovo aus. 
Ausländische Schülerinnen und Schüler sind an der Realschule überproportional, an der Sekun-
darschule und der Bezirksschule unterproportional vertreten. Dies gilt allerdings nicht gleicherma-
ssen für Schülerinnen und Schüler aus dem deutschen Sprachraum (Deutschland, Österreich und 
Lichtenstein). Ausländische Schulabgänger beginnen nach der obligatorischen Volksschule weniger 
oft direkt eine berufliche Grundbildung oder Allgemeinbildung als Schweizer Schüler. Der Anteil 
ausländischer Schulabgänger mit direktem Übertritt in eine nachobligatorische Bildung steigt aber 
in den letzten Jahren. Die Arbeitslosenquote der ausländischen Bevölkerung liegt mit 6.4 % im Jahr 
2011 deutlich über derjenigen der schweizerischen Bevölkerung im Aargau mit 2 %. Während 
gut qualifizierte Ausländer der neuen Zuwanderung aus dem deutschsprachigen Raum und 
aus Westeuropa gut in den Arbeitsmarkt integriert sind, sind wenig qualifizierte Ausländer der 
alten Zuwanderung aus den Herkunftsländern Süd- und Südosteuropa tendenziell schlechter 
integriert. Insgesamt sind Ausländer stärker von konjunkturellen Schwankungen betroffen. 
Ausländische Jugendliche, die rund 22 % der Aargauer Jugendlichen ausmachen, sind 2011 un-
ter den Jugendarbeitslosen des Kantons Aargau mit 43.5 % stark übervertreten; auch deutlich 
stärker als im schweizerischen Mittel (36.2 %).

Trends: Neue Zuwanderung und alte Herausforderungen
− �Der Ausländeranteil an der aargauischen Bevölkerung wird weiter leicht steigen. In den letz-

ten Jahren hat der Anteil gut Qualifizierter an der ausländischen Bevölkerung zugenommen 
und die neue Zuwanderung wird voraussichtlich weiter zunehmen. 

− �Die Eingliederung von wenig qualifizierten Ausländern der alten Zuwanderung wird zunehmend 
erschwert, weil sich der Arbeitsmarkt je länger je mehr auf gut qualifizierte Arbeitnehmende 
ausrichtet. Besonders betroffen sind spät immigrierte Jugendliche (Familiennachzug, Flücht-
linge) ohne genügende Sprachkenntnisse oder Ausbildung.

Handlungsoptionen: Steigerung der Bildungs- und Arbeitsmarktchancen
− �Die nächste Generation der ausländischen Bevölkerung, also die heutigen Kinder und Jugend-

lichen müssen sprachlich und bezüglich der Bildung so integriert werden, dass ihre Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt intakt sind. Dabei müssen Betroffene, der Staat, Wirtschaft und private 
Organisationen zusammenarbeiten. Gefordert sind in unserer fein strukturierten Gesellschaft 
auch die Gemeinden. 

− �Die vorschulische Betreuung ist ein Bereich, der für Kinder von bildungsfernen Zugewander-
ten besondere Vorteile mit sich bringt, insbesondere im für die Integration entscheidenden 
Alter von drei bis vier Jahren. Dabei können auch die Mütter dieser Kinder erreicht werden 
(Liebig et al. 2012).

− �Spät immigrierte Jugendliche ohne genügend Sprachkenntnisse und Berufsausbildung be-
dürfen spezieller Integrationsbemühungen, damit sie den Anschluss an die hiesigen Ausbil-
dungsabschlüsse schaffen.

In Windisch wohnen Menschen aus 66 Nationen. Jedes Jahr 
kommen Kinder in den Kindergarten, die noch keinen Kontakt 
zum Alltagsleben in der Gemeinde hatten. Deshalb wurden 
gezielt niederschwellige Angebote für Migrantenfamilien auf-
gebaut. Dazu gehören im Besonderen die Beratungsbesuche. 
11 Vernetzerinnen besuchen Familien und beraten diese in ihrer 
Muttersprache. Der Treffpunkt Integration arbeitet mit den Ge-
meinden Brugg, Birr und ab 2013 mit Hausen zusammen

Treffpunkt Integration Brugg-Windisch

Weitere Informationen
Amt für Migration und  
Integration 
www.ag.ch/migrationsamt 

Treffpunkt Integration  
Brugg-Windisch
www.integration-windisch-
brugg.ch 
 

Betroffene Aufgabenbereiche
225 Migration
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
310 Volksschule
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge
335 Jugend und Sport
340 Kultur
510 Soziale Sicherheit
545 Sozialversicherungen
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik

Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik

Beteiligung der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit Schweiz, 2000, 2004, 2007, 2010

 

Der Indikator zeigt den Anteil an der ständigen Wohnbevölkerung ab 15 Jahren, welcher institu-
tionalisierte (z. B. Mitwirkung in einem Verein) und informelle Freiwilligenarbeit (z. B. Kinder von 
Bekannten hüten) leistet.

Wohnbevölkerung in Familienhaushalten Aargau, 2000 und 2010

 

Der Indikator zeigt den Anteil der Wohnbevölkerung im Aargau in fünf verschiedenen Haushaltsfor-
men in Prozenten. Zu den Familienhaushalten werden Paare mit Kind und Einelternfamilien gezählt.

Zielrichtung: Einbindung aller Gesellschaftsmitglieder, soziales Engagement der Bürger
Unter dem umfassenden Begriff des sozialen Zusammenhalts werden verschiedene gesell-
schaftliche Phänomene verstanden, welche einer Gesellschaft zu ihrer Einheit verhelfen. Es 
sind konkrete Werte und Normen einer gemeinsamen Erfahrungsbasis, die eine Gesellschaft 
teilt und die einen Austausch ermöglichen. Sie spiegeln das individuelle Engagement der Bürge-
rinnen und Bürger und sind Ausdruck ihrer Verbundenheit mit der Gemeinschaft. Kollektive Werte 
und Normen entstehen im Austausch in gesellschaftlichen Institutionen, wie beispielsweise 
der Familie, der Schule, der Kirche, am Arbeitsplatz, im Sport oder an kulturellen Veranstal-
tungen. Sozialer Zusammenhalt entsteht auch aus der Integration möglichst vieler Menschen 
und Bevölkerungsgruppen in die Gesellschaft (vgl. Kap. Integration, Politische Beteiligung, 
Chancengerechtigkeit, etc.). Ziel ist es, das gemeinschaftliche Verbundenheitsgefühl der Be-
völkerung zu stärken (vgl. auch Kap. Bildung, Einkommen, Armut und soziale Unterstützung, 
Arbeit und Beschäftigung, Integration). Möglichst viele Gesellschaftsmitglieder sollen sich 
sozial eingebunden fühlen und sich an relevanten gesellschaftlichen Prozessen beteiligen. Die 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Beteiligung der Bevölkerung an der 
Freiwilligenarbeit Schweiz, 2007 – 2010 
Wohnbevölkerung in Familienhaushalten, 2010 –

5.14 Sozialer Zusammenhalt 
Es gibt Indizien, die auf eine Verminderung des sozialen Austausches in gesellschaftlichen 
Institutionen und damit indirekt des sozialen Zusammenhalts hindeuten. Die Beteiligung der 
Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit und der Anteil der Wohnbevölkerung in Familienhaus-
halten nehmen ab. Diese Tendenzen werden sich voraussichtlich fortsetzen.

 �Andere Haushaltsformen
 �Einelternfamilien
 Einpersonenhaushalte
 Paare ohne Kinder
 �Paare mit Kind(ern)
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Beteiligung der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit soll zunehmen und der Anteil der Wohn-
bevölkerung in Familienhaushalten soll mindestens stabil bleiben.

Stand: Abnahme von Familienhaushalten, Rückgang der Freiwilligenarbeit
Es gibt Indizien, welche in Richtung einer Individualisierung der Gesellschaft deuten. Freiwilligen-
arbeit dient als Indikator für den persönlichen Austausch und das Engagement des einzelnen Bür-
gers. Der Anteil der Bevölkerung, welcher Freiwilligenarbeit leistet nimmt gesamtschweizerisch 
ab. 2010 sind es 32.9 % der Wohnbevölkerung ab 15 Jahren.
Es gibt weitere Indizien, die auf eine Verminderung des Austausches in gesellschaftlichen Insti-
tutionen wie beispielsweise der Familie oder Vereinen hinweisen. Immer weniger Menschen leben 
in einem Familienhaushalt. Im Jahre 2010 sind dies, gemäss Schätzungen des Bundesamtes für 
Statistik, im Aargau 54 %, in der Schweiz rund 53 %. Die Anzahl Einzelpersonenhaushalte hingegen 
und die der kinderlosen Paarhaushalte steigt, auf nationaler wie auf kantonaler Ebene (DGS 2012). 

Trends: Weiterer Rückgang der Familienhaushalte und der Freiwilligenarbeit
− �Der Verlauf der erwähnten Indikatoren zeichnet sich bereits seit mehreren Jahren oder Jahr-

zehnten ab und wird sich tendenziell auch in den nächsten Jahren in diese Richtung bewe-
gen. Gesellschaftliche Trends unterliegen einer langfristigen Entwicklung und haben selten 
unmittelbare Konsequenzen. Trotzdem ist darauf ein Augenmerk zu legen, denn soziale Chan-
cen und Herausforderungen sind frühzeitig zu erkennen. 

− �Dies gilt auch für zwei weitere Themenbereiche in Bezug auf den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, welche in Zukunft vermehrt zu diskutieren geben werden. Es betrifft einerseits den 
Zusammenhalt der Generationen sowie die Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund (vgl. Kap. Integration). 

− �Auch auf der individuellen Ebene entstehen durch die demographische Alterung neue Chancen 
und Herausforderungen: Fast ein Fünftel der aargauischen Rentner und Rentnerinnen fühlt 
sich einsam (DGS 2012). 

Handlungsoptionen: Vereinbarkeit Familie und Beruf, Förderung Freiwilligenarbeit
− �Weitere Anstrengungen zur Chancengerechtigkeit von Mann und Frau und dabei insbesonde-

re für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wirken auch dem Rückgang von Familienhaus-
halten entgegen (vgl. Kap. Chancengerechtigkeit).

− �Die Freiwilligenarbeit fördert auf vielfältige Art und Weise den Zusammenhalt in unserer Ge-
sellschaft und erspart staatliche Leistungen. Deshalb kommt der Förderung der Freiwilligen-
arbeit grosse Bedeutung zu. Die Förderung der Freiwilligenarbeit ist weiterhin zu verfolgen 
und auf die Bedürfnisse des Kantons Aargau auszurichten. 

− �Der rasante Zuwachs der älteren Bevölkerung verlangt ein Umdenken, nicht nur aus sozial-
versicherungstechnischer Hinsicht sondern auch in Bezug auf den sozialen Zusammenhalt. 
Es sind Strukturen zu schaffen, damit die ältere Bevölkerung ihre Ressourcen und Potentiale 
nutzen und in die Gesellschaft einbringen kann. Konkret ist die Selbstständigkeit von älteren 
Personen zu bewahren und zu fördern (vgl. Kap. Gesundheit). Entsprechende Anreize sollen 
vermehrt ambulante Pflege statt stationäre Pflege ermöglichen.

Weitere Informationen
Sozialpolitische Planung
www.ag.ch/dgs 

Fachstelle Familie und  
Gleichstellung
www.ag.ch/dgs

Fachstelle für Altersfragen
www.ag.ch/dgs 

BENEVOL AARGAU
www.benevol-aargau.ch 

Freiwilligendienst am  
Kantonsspital Aarau
www.ksa.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
310 Volksschule
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
325 Migration
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge
335 Jugend und Sport
510 Soziale Sicherheit
520 Gesundheitsschutz, 
Prävention und ärztliche 
Aufsicht, dezentrale 
Akutversorgung
525 Gesundheitsversorgung
545 Sozialversicherungen

Freiwilligendienst am Kantonsspital Aarau

Eine Gruppe freiwilliger Helferinnen und Helfer begleitet auf 
Wunsch Patientinnen und Patienten während des Spitalauf-
enthaltes. Erzählen, vorlesen, spazieren im Park, zuhören, 
etc. helfen den Spitalalltag zu bewältigen. 
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik

Frauen in Kaderpositionen Aargau und Schweiz, 2000 und 2010

Der Indikator zeigt den Anteil der Frauen in Kaderpositionen am gesamten Anteil Erwerbstätige 
mit Kaderpositionen. 

Zielrichtung: Chancengerechtigkeit erhöhen
Chancengerechtigkeit ist die Möglichkeit einer selbstverantwortlichen individuellen Lebensge-
staltung sowie das Nutzen von gesellschaftlichem Potential. Beim Individuum liegt die Aufgabe, 
die sich bietenden Chancen und gegebenen Fähigkeiten zu nutzen, wobei die öffentliche Hand 
strukturbedingte Barrieren beseitigt. Ausserdem bedeutet Chancengleichheit für die Gesell-
schaft auch ein Erschliessen von Potential wie beispielsweise gut ausgebildete weibliche Fach-
kräfte für den Arbeitsmarkt. Die Chancengerechtigkeit überschneidet sich mit einer Vielzahl 
von Themenbereichen (vgl. Kap. Arbeitsplätze und Beschäftigung, Bildung, Einkommen, Armut 
und soziale Unterstützung, Integration, Gesundheit und Wohlbefinden, Sozialer Zusammen-
halt). Dieses Kapitel fokussiert auf zwei Aspekte der Chancengerechtigkeit: jene zwischen Frau 
und Mann sowie jene zwischen Menschen mit und ohne Behinderung. Die Chancengerechtig-
keit im Kanton Aargau soll steigen und strukturelle Hindernisse sollen abgebaut werden. Der 
Anteil Frauen in Kaderpositionen soll steigen. 

Stand: Fortschritte, aber immer noch Handlungsbedarf
Frauen sind im Vergleich mit Männern in Kaderpositionen untervertreten, wobei der Anteil Frau-
en in Kaderpositionen im Aargau mit 30.7 % in etwa dem schweizerischen Schnitt von 30.9 % 
entspricht. Der Anteil der Frauen in Kaderpositionen ist seit 2000 sowohl im Aargau wie ge-
samtschweizerisch gestiegen. Frauen sind stärker in Berufen mit tiefen Löhnen vertreten als in 
Berufen mit hohen Löhnen und auch der Frauenanteil in der Politik auf kantonaler und kommu-
naler Ebene entspricht nicht der Ausgeglichenheit im Bundesrat (BFS 2012). 
Im Jahre 2010 stehen rund zwei Drittel der Aargauer Mütter mit Kindern unter 4 Jahren im 
Erwerbsleben (DGS 2012). Sind die Kinder über 10 Jahre alt, steigt dieser Anteil auf 90 %. 
Eine bleibende Nichterwerbstätigkeit der Mütter wird also lediglich von einer Minderheit gelebt 
(10 %). Allerdings passen insbesondere die Frauen das Erwerbspensum der Familiensituation 
an, während eine Geburt die Erwerbsquote der Männer nicht gross beeinflusst. Diese Tatsache 
wird im Allgemeinen als der „weibliche Karriereknick” bezeichnet, denn ein Unterbruch oder 
auch schon eine Reduktion der Arbeitstätigkeit hemmt den Karriereverlauf. Zu sehen ist dies 
am Beitrag der Ehegattin zum Erwerbseinkommen, welcher in über 90 % der Fälle weniger 
als die Hälfte beträgt (DGS 2012). Auch in Paarbeziehungen ohne Kinder tragen dreiviertel der 
Frauen weniger als die Hälfte zum Haushaltseinkommen bei.

5.15

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Frauen in Kaderpositionen, 2010 –  bis  

Chancengerechtigkeit 
Dieses Kapitel fokussiert auf die Chancengerechtigkeit zwischen Frau und Mann sowie 
jene zwischen Menschen mit und ohne Behinderung. Der Anteil Frauen in Kaderpositionen 
steigt im letzten Jahrzehnt. Menschen mit Behinderungen erfahren im Alltag nach wie vor 
Benachteiligungen.
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Weitere Informationen
Fachstelle Familie und 
Gleichstellung
www.ag.ch/dgs

Abteilung Sonderschulung, 
Heime und Werkstätten
www.ag.ch/bks

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration
310 Volksschule
315 Sonderschulung, Heime 
und Werkstätten
320 Berufsbildung und 
Mittelschule Sek II
330 Bildungsberatung und 
Ausbildungsbeiträge
335 Jugend und Sport
510 Soziale Sicherheit
520 Gesundheitsschutz, 
Prävention und ärztliche 
Aufsicht, dezentrale 
Akutversorgung
525 Gesundheitsversorgung
545 Sozialversicherungen

Zehn Firmen kamen durch die Teilnahme am Pilotprojekt Fami-
lienfreundliche KMU ihrem Ziel, als Arbeitgeber attraktiver für 
Eltern zu werden, näher. Dabei wurden nach einer eingehen-
den Analyse eine breite Palette von Massnahmen umgesetzt: 
Von flexibleren Arbeitszeiten, angepassten Schichtmodellen 
über flexiblere Arbeitsplätze mit Heim- oder Telearbeit bis 
Unterstützung bei der familienergänzenden Kinderbetreuung. 
Das Pilotprojekt des Kantons war breit abgestützt und wur-
de auch von den Wirtschaftsverbänden im Aargau begleitet. 
Das Pilotprojekt hat auch in zwei benachbarte Kantone aus-
gestrahlt, wo ähnliche Stossrichtungen aufgegriffen werden.

Familienfreundliche KMU

Mehr als jeder zehnte Bürger in Privathaushalten im Kanton Aargau hat eine Behinderung körper-
licher, sensorischer, geistiger oder psychischer Art (DGS 2012). Darunter leben rund 470 Kinder 
und Jugendliche sowie 1’500 erwachsene Menschen in einer Wohneinrichtung für Menschen 
mit Behinderungen. Es gibt auch heute noch Benachteiligungen im Alltag, die es Menschen 
mit einer Behinderung verunmöglichen einen normalen Alltag zu gestalten. Beispielsweise ist 
die Zugänglichkeit von öffentlichen Gebäuden und Verkehrsmitteln trotz fortschrittlicher Bau-
gesetzgebung und zahlreichen baulichen Anpassungen noch nicht flächendeckend realisiert. 

Trends: Gut qualifizierte Frauen, steigender Anteil Betagte mit Behinderung
− �Das steigende Bildungsniveau der Frauen wird sich auch in der Verteilung der Fachkräfte und 

möglicherweise im Anteil der Frauen in Kaderpositionen niederschlagen. 
− �Gut qualifizierte Frauen werden nicht mehr bereit sein, nach dem traditionellen Familienmodell 

zu leben und die ganze Verantwortung für die unbezahlte Familienarbeit zu tragen. Tatsache ist 
auch, dass sich vermehrt junge Männer an der Kindererziehung und der unbezahlten Familien-
arbeit beteiligen wollen. Nach wie vor bestehende Lohnunterschiede zwischen Männern und 
Frauen führen aber dazu, dass aus monetären Anreizen der Mann als Verdiener bestimmt wird. 

− �Die Lebenserwartung von Menschen mit Behinderung wird in den nächsten Jahren weiter 
steigen (BKS 2011). Eine besondere Herausforderung für Gesellschaft und Politik sind somit 
auch betagte Menschen mit einer Behinderung für die es adäquate Betreuungsplätze und 
deren Finanzierung bedarf. 

− �Ausserdem zeichnet sich als Folge der IV-Revisionen ein weiterer Rückgang an Menschen 
ab, die eine Rente der Invalidenversicherung beziehen. Diese Menschen werden nur schwer 
einen Arbeitsplatz finden können. 

Handlungsoptionen: Vereinbarkeit Familie und Beruf, Betreuung für behinderte Betagte 
− �Beruf und Familie müssen vereinbar sein für Mütter wie für Väter. Dies beinhaltet auch die 

Notwendigkeit die Arbeitsorganisation in Betrieben anzupassen. Der anstehende Fachkräfte-
mangel ist eine Chance das Potential von gut ausgebildeten Müttern zu nutzen. Dazu gehört 
auch der weitere Ausbau der ausserfamiliären Kinderbetreuung. Diese muss jedoch ohne 
Abstriche in der Qualität (Betreuungsschlüssel, Ausbildungsstandard und Lohnniveau Be-
treuungspersonen) erfolgen. 

− �Für betagte Menschen mit einer Behinderung braucht es adäquate Betreuung und Anlauf-
stellen. Die führt voraussichtlich zu einer Neuausrichtung der Leistungen von Betreuungs-
institutionen, Alters- und Pflegeheimen.
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Verlorene potentielle Lebensjahre Aargau und Schweiz, 2000 – 2010

 

Der Indikator verlorene potentielle Lebensjahre bildet die Sterbefälle vor dem 70. Lebensjahr 
ab, welche in einem Jahr erfolgen. Er ist ein Mass für die vorzeitige Sterblichkeit und umfasst 
Faktoren, welche die Gesundheit beeinträchtigen und schliesslich zum Tode führen. Die Diffe-
renzen zwischen dem Sterbealter und dem 70. Lebensjahr werden aufsummiert und für eine 
Bevölkerung von 100‘000 Personen angegeben. 

Zielrichtung: Steigerung des Wohlbefindens und des Gesundheitszustandes 
Gesundheit trägt wesentlich zur individuellen Lebensqualität und zur Leistungsfähigkeit der 
gesamten Gesellschaft bei. Schlechtes Wohlbefinden, Krankheit und Unfallfolgen verursachen 
menschliches Leid und haben direkte und indirekte Kosten zur Folge (vgl. auch Kap. Öffentlicher 
Haushalt und Leistungsfähiger Staat). Verschiedene Faktoren wie genetische Voraussetzungen, 
medizinische Versorgung, natürliche und soziale Umweltfaktoren sowie der persönliche Lebens-
stil beeinflussen die Gesundheit und das Wohlbefinden (vgl. Kap. Arbeitsplätze und Beschäf-
tigung, Bildung, Einkommen, Armut und soziale Unterstützung, Sicherheit, Integration, Wohn-
qualität und Lärm, Landschaft). 
Ziel ist es, das körperliche und seelische Wohlbefinden sowie den allgemeinen Gesundheitszu-
stand der Bevölkerung zu erhöhen. Die verlorenen potenziellen Lebensjahre sollen weiter sinken. 

Stand: Weitere Abnahme der verlorenen potentiellen Lebensjahre 
Gemessen an den verlorenen potentiellen Lebensjahren und der Lebenserwartung war der Ge-
sundheitszustand der Aargauer Wohnbevölkerung noch nie so gut wie heute. Sterbefälle vor dem 
70. Altersjahr und damit die verlorenen potentiellen Lebensjahre haben in den letzten Jahren aber 
kaum mehr abgenommen und nähern sich dem schweizerischen Durchschnitt. Häufigste Todesur-
sachen vor dem 70. Altersjahr sind Krebs, Unfälle und Herzkreislaufkrankheiten. Männer verlieren 
rund einen Drittel mehr potentielle Lebensjahre als Frauen, aufgrund ihres tendenziell risikoreiche-
ren Lebensstils (Unfälle, Alkoholmissbrauch etc.) und einer geringeren Sensibilisierung für den eige-
nen Gesundheitszustand. Die geschlechtlichen Unterschiede nehmen jedoch tendenziell ab. 
Im Jahre 2010 beurteilten 84 % der Aargauer Bevölkerung ihren eigenen Gesundheitszustand 
als (sehr) gut (DGS 2012). Damit unterscheidet sich der Aargau kaum vom Schweizer Durch-
schnittswert (83 %). Wer seine Gesundheit positiv einschätzt, hat eine höhere Überlebens-
wahrscheinlichkeit in den folgenden Jahrzehnten (Bopp et al. 2012). Die Aargauer Jugendlichen 
zwischen 11 und 15 Jahren beurteilen ihren eigenen Gesundheitszustand ebenfalls als (sehr) gut 
(Rohrbach et al. 2011). Positiv fällt der stabil hohe Anteil an Jugendlichen auf, der mindestens eine 
Stunde pro Woche Sport betreibt. Bedenklich ist die Tendenz zu vermehrt ungeschütztem Ge-
schlechtsverkehr und die Zunahme des Anteils an Jugendlichen, der mindestens zwei Stunden 
am Tag vor einem Bildschirm (Computer, Fernseher) verbringt. 

Definition des Indikators

Datenquelle:
Bundesamt für Statistik, 
Todesursachenstatistik 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Verlorene potentielle Lebensjahre, 2007 – 2010  bis  bis

5.16 Gesundheit und Wohlbefinden 
Der Gesundheitszustand der Bevölkerung verbessert sich weiter, aber verlangsamt. Die ver-
lorenen potentiellen Lebensjahre nehmen in den letzten zwei Jahren kaum mehr ab und nähern 
sich dem schweizerischen Mittel. Das psychologische Wohlbefinden bleibt konstant. 
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Trends: Demographische Alterung als grosse Herausforderung
− �Der Verlust an potentiellen Lebensjahren wird auch in Zukunft weiter abnehmen, vor allem 

wegen den medizinischen Fortschritten. Die Abnahme wird jedoch verlangsamt und das 
Potential für weitere Abnahmen wird immer kleiner. Aufgrund vielfältiger Einflussfaktoren 
können vorzeitige Sterbefälle nicht vollständig vermieden werden. 

− �Die demografische Alterung wird in den nächsten Jahren auch im Aargau zu immer mehr 
Betagten führen – jedoch bleiben diese länger gesund. Die Anzahl Schwerstpflegefälle wird 
hingegen zunehmen (DGS 2010). Damit verbunden ist gesamthaft ein überproportionales 
Wachstum beim Leistungsbezug und damit den Kosten.

− �In den nächsten Jahren werden im Aargau über 2’000 zusätzliche Pflegeplätze benötigt. Ein 
Grossteil der betagten und chronisch kranken Menschen wird jedoch auch künftig zu Hause 
gepflegt werden. Die Nachfrage nach professioneller Pflegeleistungen zu Hause wird zunehmen 
(Höpflinger et al. 2011). Die schwindende Bereitschaft der unentgeltlichen Pflege durch An-
gehörige verstärkt diesen Trend zusätzlich.

− �Den Verbesserungen des allgemeinen Gesundheitszustandes in der Bevölkerung wirken 
Entwicklungen entgegen, welche das Wohlbefinden mindern können. Die tendenziell stei-
genden Arbeitsbelastungen beispielsweise erhöhen den Anteil an Personen, welche bei der 
Arbeit Stress empfindet (SECO 2010). Hingegen zeigen Schuler und Burla (2012), dass die 
psychische Gesundheit der Bevölkerung in der Schweiz in den letzten Jahren stabil ist.

− �Die Anzahl Personen, welche an chronischen Erkrankungen wie Herzschwäche und Krebs 
leiden, wird steigen. Bei Kindern und Jugendlichen werden Übergewicht, Diabetes und 
Asthma häufiger; es besteht ein hohes Risiko, dass diese chronischen Erkrankungen im 
Erwachsenenalter bestehen bleiben (Leuenberger 2010). 

Handlungsoptionen: Gesundheitsförderung und Prävention stärken
− �Das Gesundheitssystem des Kantons Aargau und der Schweiz ist bis anhin stark auf die 

Gesundheitsversorgung und weniger auf die Gesundheitsförderung ausgerichtet. In seiner 
Gesundheitspolitischen Gesamtplanung (DGS 2010) verstärkt der Kanton Aargau deshalb 
neben der Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung die Gesundheitsförderung. Bei 
der Weiterentwicklung der Versorgung sollen beispielsweise integrierte Versorgungssysteme 
(IVS) besonders berücksichtigt werden, weil die stärkere Vernetzung von Hausärzten, Fach-
ärzten und Spitälern die Qualität der Patientenversorgung verbessert und gleichzeitig die Ge-
sundheitskosten senkt.

− �In der Gesundheitsversorgung müssen Zusammenhänge zwischen Gesundheit, Umweltsi-
tuation, Ernährungsgewohnheiten, Bewegungs- und Mobilitätsverhalten sowie sozialen Un-
terschieden thematisiert werden (Schweizerischer Bundesrat 2012). In der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung gilt es beispielsweise Quartiere und den Langsamverkehr vor dem Hinter-
grund der Bewegungsförderung zu entwickeln (vgl. Kap. Wohnqualität und Lärm). Aspekte der 
Gesundheitsförderung müssen auch in Schulen (z. B. Suchtprävention, Sensibilisierung hin-
sichtlich geschütztem Geschlechtsverkehr), in Unternehmen oder in Institutionen, welche 
sich Altersfragen annehmen, angesprochen werden. Seit 2011 existiert beispielsweise der 
Verein „Aargauer Netzwerk Gesundheitsförderung im Alter“. Ziel ist es, Gemeinden und 
Institutionen, welche sich Altersfragen annehmen, zu vernetzen und gemeinsame Aktivitäten 
zu fördern. 

Weitere Informationen
Kantonsärztlicher Dienst 
Kanton Aargau
www.ag.ch/gesundheit

Gesundheitspolitische 
Gesamtplanung
www.ag.ch/gesundheit 
> Gesundheit 
> Gesundheitsversorgung

Schweizerisches 
Gesundheitsobservatorium:
www.obsan.admin.ch

Betriebliches 
Gesundheitsmanagement
www.bgm-ag.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
230 Arbeitssicherheit und 
arbeitsmarktliche Integration 
310 Volksschule
335 Sport, Jugend
340 Kultur
510 soziale Sicherheit
520 Gesundheitsschutz, 
Prävention und ärztliche 
Aufsicht, dezentrale 
Akutversorgung 
533 Verbraucherschutz
610 Raumentwicklung und 
Recht
625 Umweltentwicklung
640 Verkehrsinfrastruktur 

Forum Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM)

Das Forum BGM hat zum Ziel, die Gesundheit der erwerbs-
tätigen Bevölkerung zu verbessern und die Produktivität der 
Unternehmen zu fördern. Im Rahmen seines Schwerpunktpro-
gramms „Betriebliche Gesundheitsförderung“ verknüpft der 
Kanton Aargau seine Aktivitäten mit denjenigen des Forums 
und finanziert deren Geschäftsstelle. Ein prominentes und ak-
tives Mitglied des Forums ist ABB Schweiz. 



Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung 
Raumentwicklung

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung 
Tiefbau

Erschliessung überbaute Wohn-/ Mischzonen mit dem öffentlichen Verkehr Aargau, 
2007 – 2011

 

Der Indikator zeigt den Anteil der überbauten Wohn- und Mischzonen in den vier ÖV-Güte-
klassen. Diese sind ein Mass für die Qualität der Erschliessung durch den öffentlichen Verkehr 
(öV), wobei die Art der Verkehrsmittel, die Kursintervalle und die Distanz zur Haltestelle be-
rücksichtigt werden. Güteklassen A und B bedeuten eine sehr gute resp. gute Erschliessung.

Anteil Bevölkerung mit Strassenlärmbelastung Aargau (IGW-Überschreitung), 2011
Der Indikator misst den Anteil der Wohnbevölkerung, welcher Immissionsgrenzwert (IGW)-
Überschreitungen durch den Strassenlärm ausgesetzt ist. Die Daten wurden für das Jahr 
2011 erstmals erhoben und werden in Zukunft jährlich fortgeschrieben. Im Aargau sind 2011 
rund 13.4 % der Wohnbevölkerung oder rund 83‘000 Personen von Immissionsgrenzwert-
Überschreitungen durch den Strassenlärm betroffen.

Zielrichtung: Hohe Wohnqualität, geringe Lärmbelastung
Wohnqualität setzt sich im Wesentlichen zusammen aus einer ruhigen, sonnigen Wohnlage und 
einem attraktiven Wohnumfeld mit guter Erreichbarkeit (vgl. Kap. Standortattraktivität, Lebens-
kosten, Verkehr). Ein attraktives Wohnumfeld ermöglicht auch Kindern oder älteren Menschen 
genügend Bewegungsfreiheit und Begegnungsorte. Es bietet Einkaufmöglichkeiten, Schulen, 
etc. sowie attraktive Freiräume und Naherholungsgebiete. Ein weiterer Aspekt sind gute nach-
barschaftliche Kontakte. Die Erreichbarkeit mit dem öffentlichen Verkehr ist im Hinblick auf 
attraktive, dichte Quartiere mit kurzen Wegen von Bedeutung. Mit der Lärmbelastung sind Kos-
ten für den Lärmschutz und Folgekosten für die Gesundheit oder für die Wertminderung von 
Immobilien verbunden. Der Anteil überbauter Wohn- und Mischzonen in den ÖV-Güteklassen 
A und B soll erhöht werden. Die Lärmemissionen und -immissionen sollen weiter vermindert 
werden. Massgebend ist die Lärmschutzverordnung des Bundes.
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5.17 Wohnqualität und Lärm 
Gute Erschliessung und Ruhe sind wesentliche Aspekte der Wohnqualität. Die Erschliessung 
mit dem öffentlichen Verkehr (öV) ist im Aargau im Vergleich mit anderen Kantonen durch-
schnittlich. Der Anteil der Bevölkerung, welcher Strassenlärmbelastungen ausgesetzt ist, 
bewegt sich unter dem schweizerischen Durchschnitt. Sie wird in Zukunft infolge fort-
schreitender Sanierungsmassnahmen sinken.

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Überbaute Wohn- und Mischzonen mit guter 
bis sehr guter ÖV-Erschliessung, 2008 – 2011

 

Anteil Bevölkerung mit Srassenlärm- 
belastungen (Immissionsgrenzwert-Über-
schreitungen), 2011
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Weitere Informationen
Abteilung Raumentwicklung 
www.ag.ch/raumentwicklung 

Abteilung für Umwelt
www.ag.ch/afu 

Thema Lärm, inkl. interaktive 
Karten zum Thema Lärm
www.ag.ch/laerm

Wohnstandortwettbewerb 
Aargau
www.wohnkantonaargau.ch

Betroffene Aufgabenbereiche
335 Sport, Jugend
430 Immobilien
520 Gesundheitsschutz und 
ärztliche Aufsicht, dezentrale 
Akutversorgung
610 Raumentwicklung und 
Recht 
615 Energie
625 Umweltentwicklung
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur

Wohnstandortwettbewerb

Mit einem breit angelegten Konkurrenzverfahren „Wohnstand-
ort-Wettbewerb Aargau“ wurden für fünf zentral gelegene Ent-
wicklungsgebiete innovative, gestalterisch und ästhetisch hoch-
stehende Siedlungskonzepte und Wohnbauprojekte entworfen. 
Die Resultate sind für Gemeinden und Grundeigentümer eine 
Anstiftung zum guten Bauen.

Stand: durchschnittliche Erschliessung, unterdurchschnittliche Strassenlärmbelastung 
Im Aargau sind gut 10 % der überbauten Wohn- und Mischzonen gut bis sehr gut mit dem 
öffentlichen Verkehr erschlossen (ÖV-Güteklasse A und B). Beim Zugang zum öffentlichen Ver-
kehr, gemessen an der durchschnittlichen Luftliniendistanz vom Wohnort zur nächsten Halte-
stelle des öffentlichen Verkehrs, liegt der Aargau 2009 im Vergleich von 19 Kantonen im Mit-
telfeld (Cercle Indicateurs 2011). Im Aargau sind 2011 rund 13.4 % der Wohnbevölkerung oder 
rund 83’000 Personen von Immissionsgrenzwert-Überschreitungen durch den Strassenlärm 
betroffen. Schweizweit sind 2009 16 % der Bevölkerung am Tag von Lärmgrenzwert-Über-
schreitungen von Strassenverkehr betroffen (BAFU 2009). Die Grenzwerte für Fluglärm wer-
den 2011 im Tagbetrieb von 6 bis 22 Uhr im Kanton Aargau eingehalten. Wohngebiete in sieben 
Aargauer Gemeinden sind jedoch von Planungswert-Überschreitungen und in einem Fall von 
Imissionsgrenzwert-Überschreitungen in der zweiten Nachtstunde (23 bis 24 Uhr) betroffen 
gewesen. Von immer grösserer Bedeutung ist der sogenannte Alltagslärm. Darunter fällt eine 
breite Palette von Lärm, welche von Freizeitaktivitäten, Spiel- und Sportplätzen, Gartenarbeiten 
und Kirchenglocken bis Lärm von Tieren reicht. 

Trends: Chancen für attraktive und lärmarme Quartiere
− �Der Aargau bleibt ein Zuwanderungskanton, was eine rege Bautätigkeit zur Folge hat. Dies 

bietet Chancen für eine aktive und qualitativ hochstehende Gestaltung der jeweiligen Quartiere 
und ihr Wohnumfeld. 

− �Die Alterung der Gesellschaft und die Individualisierung der Lebensformen erfordern neue 
Wohnformen und Wohnkonzepte, welche wiederum Chancen für neue Wohnqualitäten und 
attraktive Quartiere schaffen. 

− �Die Notwendigkeit Siedlungen an gut erschlossenen Standorten quartierspezifisch zu ver-
dichten führt aber auch zu einem Spannungsfeld mit dem Lärm: Der Alltagslärm nimmt 
aufgrund zunehmendem Wohlstand, Individualismus, zunehmende Aktivitäten im Freien, 
etc. zu, was sich in verdichteten Siedlungen akzentuiert. Auch nehmen Klagen wegen Lärm 
von Wärmepumpen zu.

Handlungsoptionen: Nachhaltige Quartierentwicklung
− �Die Gestaltung von Quartieren oder Überbauungen muss sich an wirtschaftlichen, gesellschaft-

lichen und ökologischen Zielen orientieren, wie beispielsweise kurz- und langfristige Wirtschaft-
lichkeit, ÖV-Anbindung, eine generationenübergreifende Durchmischung der Bevölkerung oder 
ökologische Vernetzungskorridore. Herausforderung dabei ist die Sensibilisierung aller betei-
ligten Akteure, vom Investor und Bauherr über die Planenden, die Bewilligungsbehörden bis 
zu den Ausführenden. 

− �Bei der Planung eines Vorhabens im lärmbelasteten Gebiet muss der Lärmschutz von Anbe-
ginn einbezogen werden. Dies gewährleistet, dass auch bei einer hohen Lärmbelastung op-
timale Lösungen gefunden werden können, beispielsweise mit einer geeigneten Anordnung 
der Baukörper, mit baulichen Massnahmen oder Baustandards wie Komfortlüftung. 

− �Beim Lärm sind in erster Linie Massnahmen an der Quelle zu realisieren. Beim Strassenver-
kehrslärm sollen vermehrt lärmarme Beläge eingesetzt werden. Auch die Fahrzeuge müssen 
weiter leiser und mit lärmarmen Reifen ausgerüstet werden. 
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Volkswirtschaft 
und Inneres, Kantonspolizei

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Volkswirtschaft 
und Inneres, Kantonspolizei

Schwere Gewaltstraftaten Aargau und Schweiz, 2009 – 2011

 

Der Indikator misst die Anzahl der von der Polizei pro 100’000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner registrierten schweren Gewaltstraftaten. Gemäss der Polizeilichen Kriminalstatistik PKS 
(BFS 2012) zählen folgende Handlungen zu den schweren Gewaltstraftaten: Tötungsdelikte, 
schwere Körperverletzung, Raub, Geiselnahme und Vergewaltigung. Aufgrund einer anderen 
Erhebungs- und Berechnungsweise sind die Datensätze vor 2009 nicht mit denjenigen ab 2009 
vergleichbar. 

Verkehrsunfälle Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator misst die Anzahl rapportierter Unfälle mit und ohne Personenschäden. Zusätzlich 
sind die Anzahl Leichtverletzte, Schwerverletzte und Tote pro Jahr aufgezeigt. Pro Unfall mit 
Personenschaden kann es mehrere Verletzte oder Tote geben.

Zielrichtung: Niveau der objektiven und subjektiven Sicherheit halten und verbessern 
Die objektive Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung sind 
wichtige Faktoren der Lebensqualität und Attraktivität von Wohnorten und Firmenstandorten 
(vgl. Kap. Standortattraktivität, Lebenskosten sowie Wohnqualität und Lärm). Die Gewährleistung 
der öffentlichen Sicherheit ist eine staatliche Kernaufgabe.
Das Niveau der objektiven Sicherheitslage und des subjektiven Sicherheitsgefühls soll gehalten 
oder verbessert werden. Trotz Bevölkerungs- und Verkehrswachstum sollen die schweren Ge-
waltstraftaten abnehmen und die Verkehrsunfälle nicht zunehmen. 

5.18 Sicherheit 
Die objektive Sicherheitslage im Kanton Aargau bleibt auf hohem Niveau. Die Anzahl schwerer Ge-
waltstraftaten und Verkehrsunfälle haben in den letzten Jahren leicht abgenommen. Trotz weiterem 
Bevölkerungs- und Verkehrswachstum wird sich an diesem Bild in Zukunft nur wenig ändern.

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Schwere Gewaltstraftaten , 2009 – 2011  bis  
Verkehrsunfälle, 2008 – 2011  
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Stand: Abnahme bei schweren Gewaltstraftaten und Verkehrsunfällen
Obwohl die Bevölkerung weiter gewachsen ist, haben die schweren Gewaltstraftaten 
nach Strafgesetzbuch in den vergangenen Jahren leicht abgenommen. Der Aargau weist im 
schweizweiten Vergleich einen unterdurchschnittlichen Wert auf. Die Anzahl aller nach Straf-
gesetzbuch zur Anzeige gebrachten Straftaten – also nicht nur die schweren Gewaltstraftaten 
– hat sich in den letzten Jahren kaum verändert. Der Wert liegt ebenfalls unter dem Schweizer 
Durchschnitt. Leicht zugenommen hat im Aargau die Anzahl Einbruchdiebstähle. Beinahe die 
Hälfte aller Straftaten nach Strafgesetzbuch werden von Personen ausländischer Nationalität 
begangen; dieser Wert liegt im Aargau 2011 bei 47.7 %. Mehr als 80 % der Jugendlichen sind 
in strafrechtlicher Hinsicht unproblematisch. 4 bis 6 % der Jugendlichen hingegen begehen 40 
bis 60 % der Straftaten ihres Jahrgangs. Die Befragung von 2007 zum subjektiven Sicherheits-
gefühl ergab, dass sich 95 % der Bevölkerung sicher fühlen. Neuere Daten werden im Rahmen 
der Sicherheitsbefragung 2012 erhoben, deren Ergebnisse voraussichtlich 2013 vorliegen.
Trotz zunehmendem Verkehrsaufkommen sank in den vergangenen Jahren die Anzahl Verkehrs-
unfälle weiter. Auch bei den Verkehrstoten, Schwer- und Leichtverletzten fand eine Verbesserung 
statt. Massnahmen wie selektive und zielgruppenorientierte Polizeikontrollen, sicherheitsrelevanter 
Ausbau der Strasseninfrastruktur und besser ausgerüstete Fahrzeuge wirken sich positiv aus. 

Trends: Gesellschaftlicher Wandel führt zu neuen Herausforderungen
− �Gesellschaftliche Entwicklungen hin zur sogenannten 24-Stunden-Gesellschaft und das damit 

verbundene Freizeitverhalten erfordern zunehmend polizeiliche Präsenz an Wochenenden und 
in der Nacht. 

− �Die allgegenwärtige Verfügbarkeit von Kommunikationstechnologien trägt dazu bei, dass die 
öffentliche Sicherheit vermehrt auch von Handlungen im virtuellen Raum beeinflusst wird 
(z. B. Cyber-Mobbing, Pornografie). 

− �Die objektive Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsgefühl wird sich trotz dieser 
Entwicklungen auf dem heutigen hohen Niveau halten können. Voraussetzungen hierfür 
sind, dass die polizeiliche Präsenz im öffentlichen (inkl. virtuellen) Raum erhöht wird sowie 
die Arbeitslosenzahlen und Migrationsströme nicht übermässig zunehmen. 

Handlungsoptionen: Schwerpunkte (um-)setzen, Polizeidichte
− �Schwere Verbrechen sollen kompromisslos bekämpft, Gewalt im öffentlichen Raum einge-

dämmt, mehr Einbruchdiebstähle verhindert und aufgeklärt, Vermögensdelikte konsequenter 
verfolgt, jugendliche Intensivtäter früher identifiziert und das Strafverfahren beschleunigt wer-
den. Diese regierungsrätlichen Schwerpunkte sollen umgesetzt werden, um die öffentliche 
Sicherheit zu erhalten und zu verbessern.

− �Der Kanton Aargau hat schweizweit die niedrigste Polizeidichte. Im Jahr 2011 kommen auf 
741 Einwohnerinnen und Einwohner eine kantonale oder kommunale Polizeikraft. Gemäss 
dem Polizeigesetz gilt es die Dichte bis ins Jahr 2017 kontinuierlich auf 700 Einwohnerinnen 
und Einwohner pro Polizeikraft zu erhöhen. Die Präsenz ist insbesondere an neuralgischen 
Punkten des öffentlichen Raumes zu erhöhen. 

− �Die öffentliche Sicherheit ist eng mit dem sozialen Status und Bildungsstand einer Person so-
wie mit dessen Möglichkeiten verbunden, am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen (vgl. Kap. Bildung sowie Integration). Massnahmen in diesen Bereichen wirken 
deshalb auch präventiv gegen Gewalt und Kriminalität.

− �Die Verkehrssicherheit muss insbesondere auch mit baulichen Massnahmen weiter ver-
bessert werden. 

Seit 2009 werden im Aargau polizeiliche Einsätze aufgrund 
häuslicher Gewalt bei der gleichnamigen Anlaufstelle gemel-
det. Die Stelle kontaktiert anschliessend Gewaltbetroffene und 
-ausübende oder sorgt für die Kontaktaufnahme durch andere 
Organisationen. Zudem stellt sie sicher, dass die Betroffenen 
über Beratungs- und Hilfsangebote informiert werden. Seit 
einigen Jahren sind Polizeieinsätze wegen häuslicher Gewalt 
rückläufig. 

Anlaufstelle gegen häusliche Gewalt 

Weitere Informationen
Kantonspolizei Aargau 
www.ag.ch/kantonspolizei

Abteilung Strafverfolgung und 
Strafvollzug
www.ag.ch/dvi 

Fachstelle Intervention gegen 
häusliche Gewalt
www.ag.ch/dvi 
> über uns > Organisation 
> Generalsekretariat 
> Häusliche Gewalt
 

Betroffene Aufgabenbereiche
210 Polizeiliche Sicherheit
215 Verkehrszulassung
220 Strafverfolgung und 
Strafvollzug
225 Migration
310 Volksschule
335 Sport, Jugend
510 Soziale Sicherheit
540 Militär und 
Bevölkerungsschutz
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Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Gemeinden oder Schulverbände mit 
Kulturverantwortlichen, 2008 – 2011
Bestand an kantonal geschützten Bauten, 
2008 – 2011

Kultur 
Das Interesse für Kulturvermittlung an Aargauer Schulen nimmt zu und wird weiter wachsen. 
Die Anzahl kantonal geschützter Bauten erhöht sich geringfügig. Gemessen am Gesamtgebäu-
debestand nimmt ihr Anteil tendenziell ab. 

5.19

Gemeinden oder Schulverbände mit Kulturverantwortlichen Aargau, 2008 – 2011

Der Indikator ist ein Mass für die Verankerung der Kulturvermittlung in den aargauischen Schulen. 
Die Kulturverantwortlichen an den Schulen vermitteln Kindern und Jugendlichen den Zugang zu 
Kunst und Kultur. Das Netzwerk der Kulturverantwortlichen trägt dazu bei, die Zusammenarbeit 
zwischen den Institutionen, den Kulturschaffenden und den Schulen zu optimieren, Angebote 
des Kantons praxisnah umzusetzen und kulturelle Aktivitäten in den Schulen zu verankern. Ins-
gesamt gibt es im Kanton 223 Gemeinden oder Schulverbände.

Bestand kantonal geschützter Bauten Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator ist ein Mass für den geschützten Baubestand in einer Zeit reger Bautätigkeit. Er 
umfasst die Anzahl Einzelbauten und Bauensembles, welche unter kantonalem Denkmalschutz 
stehen (vgl. Glossar). 

Zielrichtung: Identität schaffen und Horizont erweitern
Kulturelle Vielfalt und kulturelles Erbe im Aargau tragen zur Unverwechselbarkeit, zum Charak-
ter und zur Standortattraktivität des Kantons bei und sind damit Teil der Identität und seiner Aus-
strahlung. Mit seinen Aushängeschildern leistet der Aargau einen Beitrag zum schweizerischen 
Kulturleben (vgl. Kap. Standortattraktivität und Lebenskosten). Das bauliche kulturelle Erbe prägt 
Ortsbilder und Landschaft und bildet einen wichtigen Faktor der Wohnqualität (vgl. Kap. Land-
schaft, Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung, Wohnqualität und Lärm).

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bildung, Kultur 
und Sport

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bildung, Kultur 
und Sport
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Der breiten Bevölkerung und vor allem auch dem jungen Publikum wird Kultur zugänglich ge-
macht. Die Anzahl Gemeinden und Schulverbände mit Kulturverantwortlichen soll weiter stei-
gen. Die moderne Siedlungsentwicklung ist mit dem baulichen Erbe in Einklang zu bringen. 
Neben dem Schutz historischer Bauten ist die Förderung einer qualitativ hochstehenden mo-
dernen Baukultur wichtig, denn diese trägt massgeblich zur heutigen Qualität des bebauten 
Lebensraums bei.

Stand: Breite Kulturvermittlung, relativ sinkender Bestand an baulichem Kulturerbe
Von den insgesamt 223 Gemeinden und Schulverbänden haben 2011 bereits 137 oder 61 % 
einen Kulturverantwortlichen oder eine Kulturverantwortliche eingesetzt. Damit entfaltet das 
Programm „Kultur macht Schule“ eine beachtliche Breitenwirkung. Der Bekanntheitsgrad der 
Kulturinstitutionen bei der breiten Bevölkerung ist gemäss einer Befragung 2009 relativ hoch. 
Die Kulturinstitutionen werden von rund einem Viertel der Bevölkerung besucht. Die Baudenk-
mäler unter kantonalem Schutz machen nur einen geringen Anteil am Gesamtbestand von 
219’833 Gebäuden im Kanton aus (Anzahl versicherte Gebäude gemäss Aargauischer Gebäu-
deversicherung). Zwar nimmt ihre Zahl kontinuierlich um durchschnittlich 8 Schutzobjekte pro 
Jahr zu, ihr Anteil am Gesamtbestand sinkt jedoch stetig, weil dessen Zunahme die Zahl der 
neuen Unterschutzstellungen bei weitem übertrifft (Zunahme versicherter Gebäude von 2010 
zu 2011: 1962). 

Trends: Rege Bautätigkeit 
− �Wie und was heute gebaut wird, ist das Gesicht der Siedlungen von morgen. Baukultur als 

Bestandteil der kulturellen Identität (Heimat) und Ausdruck der kulturellen Vielfalt gewinnt 
angesichts der regen Bautätigkeit an Bedeutung.

− �Als Folge der regen Bautätigkeit wird erwartet, dass Teile des archäologischen Bodeninventars 
verloren gehen. Insbesondere die bauliche Verdichtung führt in Siedlungskernen zu einer fort-
schreitenden Beeinträchtigung der archäologischen Substanz.

− �Insgesamt bewegt sich das kulturelle Angebot in einem Freizeitmarkt, wo Professionalität 
und Vermarktung immer wichtiger werden. Dabei stellt sich auch die Frage nach einer finan-
ziell, sozial und ökologisch verträglichen Konzeption und Realisierung von Angeboten. 

Handlungsoptionen: Bewusstsein für die historische und aktuelle Baukultur
− �Die bestehenden Programme für Kinder und Jugendliche werden qualitativ weiterentwickelt, 

wobei insbesondere partizipative Ansätze gefördert werden. Darüber hinaus sollen sich in 
den folgenden Jahren die Vermittlungsaktivitäten vermehrt an alle Altersschichten und Be-
völkerungsgruppen richten. 

− �Durch eine fachlich hochstehende und konstruktive Bauberatung sollen Bauherren, Inves-
toren, Architekten und Verantwortliche in den Gemeinden weiter für das bauliche Erbe und 
dessen Bedeutung für eine zukunftsgerichtete Siedlungsentwicklung sensibilisiert werden. 
Gleichzeitig gilt es, das aktuelle Baukulturschaffen zu fördern und Baukultur in all ihren Facetten 
zu vermitteln.

− �Die kulturellen Angebote und Veranstaltungen werden weiter professionalisiert unter Berück-
sichtigung von finanziellen, sozialen und ökologischen Kriterien bei deren Entwicklung.

Weitere Informationen
Abteilung Kultur 
 www.ag.ch/kultur 

Abteilung Raumentwicklung
www.ag.ch/raumentwicklung

Programm Kultur macht Schule
www.kulturmachtschule.ch 

Auszeichnung Funkenflug
www.kulturmachtschule.ch
 

Betroffene Aufgabenbereiche
310 Volksschule
320 Berufsbildung und 
Mittelschule
340 Kultur
225 Migration
335 Sport, Jugend
245 Standortförderung
610 Raumentwicklung und 
Recht 

Der Wettbewerb Funkenflug lädt Schulen ein, eigene kultu-
relle Projekte umzusetzen. Jedes Jahr werden herausragende 
Kunst- und Kulturprojekte ausgezeichnet, welche mit innovati-
ven künstlerischen Ansätzen realisiert worden sind und bele-
gen, was neue Ansätze in der kulturellen Bildung möglich ma-
chen. Dabei wird eine Zusammenarbeit mit Kulturschaffenden 
oder kulturellen Einrichtungen erwünscht. Weitere Projekte 
können von der Jury als besondere Praxisbeispiele veröffent-
licht werden.

Auszeichnung Funkenflug
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Staatskanzlei Aargau 

Stimm- und Wahlbeteiligung kantonal und eidgenössisch Aargau, 2000 – 2011

 

Beim Indikator Stimm- und Wahlbeteiligung im Kanton Aargau werden die eidgenössischen und 
kantonalen Abstimmungen sowie die Nationalrats- und Grossratswahlen berücksichtigt. Die 
durchschnittlichen jährlichen Stimm- und Wahlbeteilungen werden über vier Jahre gemittelt.

Zielrichtung: Politische Beteiligung erhalten und fördern 
Die Beteiligung der gesamten Bevölkerung an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen auf 
nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene ermöglicht Teilhabe an sowie Mitgestaltung und 
Legitimation der gesellschaftlichen Entscheide und Entwicklungen. Die Beteiligung ist abhängig 
vom Zugang zu Entscheidungsprozessen (z. B. Stimm- und Wahlrecht) sowie von der individuellen 
und kollektiven Bereitschaft, den Zugang auch tatsächlich zu nutzen. Zentrale Voraussetzungen 
sind die freie Zugänglichkeit relevanter Informationen und die Möglichkeiten einer Person, an 
gesellschaftlichen Entscheidungen partizipieren zu dürfen und zu können. Diese Voraussetzungen 
sind zu erhalten und zu fördern. Die Stimm- und Wahlbeteiligung soll sich erhöhen, um politische 
Entscheidungen breiter abzustützen und stärker zu legitimieren. 

Stand: Zunahme der Beteiligung auf nationaler Ebene, Abnahme auf kantonaler Ebene 
Im Jahre 2011 ist die Wahlbeteiligung an den Nationalratswahlen mit 48.5 % die höchste Betei-
ligung seit 1975 und entspricht damit dem Schweizer Durchschnittswert. An eidgenössischen 
Volksabstimmungen hingegen beteiligen sich die Aargauer Stimmberechtigten mit 46.4 % 
Stimmbeteiligung im schweizweiten Vergleich weiterhin leicht unterdurchschnittlich (CH 2011: 
49.2 %). Die Aargauer Stimmbeteiligung näherte sich aber in den letzten Jahren dem Schwei-
zer Durchschnitt an. Bei den Grossratswahlen 2009 betrug die Wahlbeteiligung 31.7 %, 2012 
betrug sie 31.9 %. 2009 handelt es sich um die niedrigste Beteiligung seit dessen Erfassung 
im Jahre 1973. Die Stimmbeteiligung bei kantonalen Abstimmungen beträgt 2011 rund 38 % 
und ist damit tiefer als bei eidgenössischen Abstimmungen. Auf kommunaler Ebene dürfte die 
Stimm- und Wahlbeteiligung bei Routinegeschäften teilweise unter 10 % liegen; statistische 
Daten hierzu liegen nicht vor.
Die unterdurchschnittliche Stimmbeteiligung bei kantonalen Vorlagen ist teilweise durch ein ge-
ringeres politisches Interesse der Aargauerinnen und Aargauer erklärbar, bleibt jedoch zu einem 
gewissen Teil ein aargauspezifisches Phänomen (van der Heiden und Hänggli 2011). Die Stim-
menden und Wählenden sind tendenziell wohlhabende, ältere und gut ausgebildete Männer. 
Deren Bedürfnisse sind jedoch andere als diejenigen von ärmeren, jungen und weniger gut ge-
bildeten Frauen, die weniger am politischen Prozess teilnehmen. Rund ein Fünftel der Aargauer 
Wohnbevölkerung ist ausländischer Herkunft und folglich nicht stimm- und wahlberechtigt. Der 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Stimm- und Wahlbeteiligung kantonal und 
eidgenössisch, 2008 – 2011

5.20 Politische Beteiligung 
Die Aargauer Bevölkerung hat sich in den letzten Jahren an eidgenössischen Abstimmungen 
und Wahlen etwas stärker beteiligt als in der Vergangenheit. Hingegen nahm die Beteiligung 
bei kantonalen Abstimmungen und Wahlen weiter ab. An diesem Bild wird sich in den nächsten 
Jahren kaum etwas ändern. 
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Beteiligung von Schülerinnen und Schülern

Die Schulhausumgebung der Oberstufe Zeiningen wurde 
2011 unter breiter Mitwirkung der Schülerinnen und Schüler 
umgestaltet. In klassenübergreifenden Workshops sind die 
individuellen Bedürfnisse an einen Pausenplatz erörtert, ein 
konkretes Projekt geplant und dieses schliesslich gemeinsam 
umgesetzt worden. Das Resultat ist ein Pausenplatz, auf wel-
chen die Schülerinnen und Schüler stolz sind und die Erfah-
rung, dass sie etwas bewirken können. 

Weitere Informationen
Staatskanzlei
www.ag.ch 

Kantonales Wahlbüro
www.ag.ch 
> Themen 
> Abstimmungen, Wahlen

Anhörungen und 
Vernehmlassungen
www.ag.ch 
> Themen 
> Anhörungen

Betroffene Aufgabenbereiche
120 Zentrale Stabsleitungen
240 Gemeindeaufsicht und 
Finanzausgleich
310 Volksschule
335 Sport, Jugend

Anteil Personen an der Wohnbevölkerung, der Freiwilligenarbeit und Milizarbeit leistet nimmt 
in den letzten Jahren gesamtschweizerisch ab (BFS 2012, vgl. Kap. Sozialer Zusammenhalt).

Trends: Kaum Veränderungen in den kommenden Jahren
− �Das Interesse an nationalen Politikthemen wird in den nächsten Jahren weiter zunehmen. Die 

Stimm- und Wahlbeteiligung bei eidgenössischen Vorlagen und Wahlen dürfte deshalb leicht 
steigen. Auf kantonaler und kommunaler Ebene hingegen sind kaum veränderte Stimm- und 
Wahlbeteiligungen zu erwarten. Ob elektronische Abstimmungsmöglichkeiten zu höheren 
Beteiligungen beitragen können, kann aufgrund der noch geringen Erfahrungen in anderen 
Kantonen nicht beurteilt werden. Die Stimm- und Wahlberechtigten fühlen sich nicht von je-
der Vorlage oder Wahl gleich betroffen. Betroffenheit ist aber eine wichtige Motivation, welche 
Menschen an die Urne bewegt. Eine höhere Beteiligung hat jedoch kaum Einfluss auf das 
Ergebnis (van der Heiden und Hänggli 2011). Zudem bleibt umstritten, ob eine niedrige oder 
eine hohe Beteiligung als Ausdruck von Unzufriedenheit zu werten ist. Bei Entscheidungen 
mit niedriger Beteiligung, stellen sich aber Fragen der Legitimität. 

− �In einzelnen Gemeinden gestaltet sich die Suche nach Kandidierenden für kommunale öffent-
liche Ämter schwierig. Dieses Problem wird sich weiter akzentuieren, insbesondere aufgrund 
steigender Anforderungen in Beruf und Familie sowie dem schwindenden Interesse an der 
Lokalpolitik. Zudem orientiert sich die Wirtschaft zunehmend an überregionalen Märkten, wes-
halb es für Wirtschaftsakteure immer unattraktiver wird, sich im kommunalen Milizsystem zu 
engagieren. 

Handlungsoptionen: Alternative Beteiligungsformen stärker nutzen
− �Um das politische Interesse insbesondere auch junger Menschen zu wecken, ist die Nutzung 

von und Präsenz auf neuen Kommunikationskanälen ein geeignetes Mittel. Mittels Verbreitung 
von Informationen über Social Media-Plattformen (Facebook, Twitter etc.) besteht die Mög-
lichkeit, neue Bevölkerungskreise zu erreichen und ihnen gleichzeitig die Möglichkeit einer 
alternativen Interaktion mit dem Kanton zu bieten. 

− �Mit dem Ziel einer verstärkten Mobilisierung bei Wahlen und Abstimmungen soll allen Stimm-
berechtigten längerfristig die Möglichkeit der elektronischen Stimmabgabe (inkl. computer-
gestützte Wahlhilfen) angeboten werden. Der Kanton Aargau unterstützt zu diesem Zweck 
eine intensivierte Auseinandersetzung mit den relevanten Fragen im Bereich e-Democracy.  

− �Direkte Demokratie und ein Milizsystem setzen spezifische Kompetenzen der Einwohnerin-
nen und Einwohner voraus. Ein Handlungsfeld ist folglich der Bildungsbereich. Die Schule 
stellt ein Übungsfeld dar, in welchem solche Kompetenzen vermittelt und geübt werden 
können (vgl. Beispiel unten).

− �Die Gemeinden und das kommunale Milizsystem müssen sich weiterentwickeln in Richtung 
professionellere Aufgabenerfüllung. Der Kanton kann für entsprechende Rahmenbedingungen 
und Anreize sorgen, indem er beispielsweise die Zusammenarbeit von Gemeinden fördert. 
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung 
Raumentwicklung

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung 
Raumentwicklung

Überbaute Bauzone Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator misst den jährlichen Stand an überbauten Bauzonen. Als Bauzonen gelten Wohn- 
und Mischzonen, Industrie- und Gewerbezonen sowie Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 
(ohne Grün- und Spezialzonen).

Wachstum Bevölkerung und Wachstum überbaute Bauzone Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator zeigt das aufsummierte Wachstum der Bevölkerung seit 2000 im Vergleich zum 
aufsummierten Wachstum an überbauten Bauzonen und überbauten Wohn- und Mischzonen. 
Die Wohn- und Mischzonen machen rund 70% der gesamten Bauzonen aus.

Zielrichtung: Verringerung des Flächenverbrauchs für die Siedlungsentwicklung
Boden, unüberbaute Landschaft und Naturraum sind eine begrenzte und unersetzliche Res-
source (vgl. Kap. Landschaft, Landwirtschaft, Wald, Boden, Lebensräume von Tieren und 
Pflanzen). Eine flächenhafte Ausdehnung der Siedlungen und Infrastrukturen verursacht hohe 
finanzielle, energetische und ökologische Kosten. Wesentliches Ziel ist deshalb eine haushälte-
rische Nutzung des Bodens. Der Flächenverbrauch für die Siedlungsentwicklung und Entwick-
lung der Verkehrsinfrastrukturen soll eingedämmt und die Zersiedelung gebremst werden. Die 
Qualität der Gestaltung der Siedlungen soll erhöht werden. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Überbaute Bauzone, 2008 – 2011
Wachstum Bevölkerung im Vergleich zu 
Wachstum überbaute Bauzone, 2008 – 2011

5.21 Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung 
In den letzten Jahren ist der Zuwachs der Bevölkerung grösser als der Zuwachs an überbauter 
Bauzone, was eine leichte Tendenz zu einer verdichteten Siedlungsentwicklung markiert. Der 
anhaltende Flächenverbrauch durch die Siedlungsentwicklung bleibt eine Herausforderung. 
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Stand: Leichte Tendenz zu einer verdichteten Siedlungsentwicklung
Durchschnittlich wächst die überbaute Bauzone rund 136 Hektaren pro Jahr, oder knapp ein 
Fussballfeld pro Tag. Das Wachstum der Bevölkerung im Zeitraum 2000 bis 2011 (13.5 %) ist 
grösser als das Wachstum der überbauten Bauzonen (9.4 %) oder das Wachstum der überbauten 
Wohn- und Mischzonen (11.0 %). Insbesondere seit 2008 ist das Bevölkerungswachstum höher 
als das Wachstum an überbauter Wohn- und Mischzone. Dies zeigt sich auch an folgenden 
Zahlen: Ende 2010 verzeichnete der Kanton Aargau durchschnittlich 47 Einwohner pro Hektare 
überbaute Wohn- und Mischzone. Auf im Jahr 2010 neu überbauten Wohn- und Mischzonen 
betrug der Wert rund 52 Einwohner pro Hektare. Das bedeutet, dass Neubaugebiete mit einer 
überdurchschnittlichen Einwohnerdichte realisiert werden. Die überbaute und nicht überbaute 
Bauzone im Kanton Aargau umfasst per Ende 2011 insgesamt 20’471 Hektaren. Seit der erst-
maligen Erhebung von 1999 hat sie um 345 Hektaren zugenommen. 2’869 Hektaren (14.5 %) 
der Bauzone (ohne Grün- und Spezialzone) sind noch nicht überbaut und verbleiben somit als 
Bauzonenreserven. Die räumliche Verteilung der Reserven entspricht aber nicht immer der 
regionalen Nachfrage.

Trends: Flächenverbrauch als anhaltende Herausforderung
− �Der Aargau besteht aus einem kleinteiligen Mosaik aus kleinstädtischen oder urbanen 

Zentren, (traditioneller) Kulturlandschaft und Naturräumen. Diese Vielfalt in naher Umgebung 
trägt massgeblich zur hohen Lebens- und Standortqualität bei. Die Nähe von Naturräumen 
als wesentliches Element für das Wohlbefinden am Wohnort wird in Umfragen bestätigt 
(gfs. bern, 2010). Die Bedeutung dieser Nähe wird zunehmen. 

− �Der Aargau ist ein Zuwanderungskanton im Einzugsgebiet der Zentren Zürich, Basel, Zug und 
Bern. Die Nachfrage nach Wohnraum wird in den nächsten Jahren anhalten.

− �Neben der Zuwanderung verändern sich die Wohnbedürfnisse der bestehenden Bevölke-
rung. Die sogenannte Babyboomer-Generation steht in den kommenden Jahrzehnten an der 
Schwelle zum dritten Lebensabschnitt. Diese Generation erhöht die Nachfrage nach attrak-
tivem Wohnraum an gut erschlossenen Lagen in Gehdistanz zu Dienstleistungen oder zum 
öffentlichen Verkehr. 

Handlungsoptionen: Differenzierte Verdichtung und Siedlungsqualität
− �Die Siedlungsentwicklung muss vor allem im städtischen und halbstädtischen Raum stattfinden, 

wo heute und langfristig gute verkehrliche Erreichbarkeiten gegeben sind.
− �Die innere Siedlungsentwicklung muss je nach Quartier differenziert erfolgen. Die Gestal-

tung der Bauten und öffentlichen Räume muss eine hohe Qualität aufweisen. Grundsätzlich 
besteht die Möglichkeit für zehntausende Einwohnerinnen und Einwohner im bestehenden 
Siedlungsgebiet zusätzlich Platz zu schaffen, wenn Entwicklungspotenziale im überbauten 
Gebiet aktiviert werden und die bestehenden Reserven in der unüberbauten Bauzone aktiv 
bewirtschaftet werden. Die Herausforderung dabei ist die Umsetzung mittels konkreter und 
verbindlicher Vorgaben, die eine hohe Qualität bringen.

− �Gleichzeitig muss ein gezielter Schutz von naturräumlichen und landschaftlichen Qualitäten 
erfolgen. Die Landschaftsräume müssen stärker vernetzt werden.

− �Die Handlungsebenen für einen haushälterischen Umgang mit dem Boden sind Regionen 
und Gemeinden, welche in vielen Gebieten nicht identisch sind mit den Lebens- und Wirt-
schaftsräumen (sogenannte funktionale Räume). Dadurch stösst die Raumordnungspolitik 
an Grenzen und muss stärker auch mit anderen Politiken wie beispielsweise der Finanzpolitik 
koordiniert werden.

Weitere Informationen
Abteilung Raumentwicklung 
www.ag.ch/raumentwicklung

Abteilung Landschaft und 
Gewässer
www.ag.ch/alg 

Raumbeobachtung Aargau
www.ag.ch/raumentwicklung

Portal zum Lebensraum 
Aargau
www.zeitraumaargau.ch

Hero-Areal Lenzburg
www.lenzburg.ch 
> Baustelle Zukunft 
> Hero-Areal

Betroffene Aufgabenbereiche
225 Migration
245 Standortförderung
440 Landwirtschaft
610 Raumentwicklung und 
Recht 
615 Energie
625 Umweltentwicklung
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur
645 Wald, Jagd und Fischerei

Durch den Wegzug des Nahrungsmittelsverarbeiters Hero 
in Lenzburg ergab sich an zentraler Lage beim Bahnhof die 
Chance für eine zukunftsweisende Stadtentwicklung. Mit ko-
operativem Planungsansatz unter Einbezug veschiedenster 
Akteure wurden die Leitlinien und Rahmenbedingungen für 
die Gestaltung des Areals entwickelt. Das Miteinander der 
Generationen und die Symbiose der verschiedenen Nutzungs-
arten waren während der Planung ebenso wichtig wie ökologi-
sche oder energetische Ziele. Im künftigen Quartier verbindet 
sich moderne Urbanität mit idyllischen Grünflächen (Quelle: 
Losinger Marazzi AG)

Hero-Areal Lenzburg



|  Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 201168

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

Belastung des Bodens mit Schwermetallen Aargau, Veränderungen zwischen 1996 
und 2006

 

Der Indikator Belastung des Bodens mit Schwermetallen zeigt an, wie sich die Bodenbelas-
tung durch Cadmium, Blei, Zink und Kupfer an 73 bzw. 54 (Kupfer) verschiedenen Standorten 
zwischen 1996 und 2006 verändert hat. Die Erhebungen erfolgten im Rahmen des kantonalen 
Bodenbeobachtungsnetzes (KABO AG), welches der Kanton Aargau auf Landwirtschafts- und 
Waldflächen betreibt. Die Erhebungen erfolgen alle 10 Jahre und die nächste Erhebung ist im 
Jahre 2016 vorgesehen. 

Zielrichtung: Bodenfruchtbarkeit erhalten, Schwermetalleintrag minimieren
Der fruchtbare Boden ist eine kaum erneuerbare Ressource. Zusammen mit Wasser und Luft ge-
hört er zu den existentiellen Lebensgrundlagen für Menschen, Tiere und Pflanzen (vgl. Kap. Was-
serqualität sowie Luftqualität). Fruchtbare Böden ermöglichen eine artenreiche Tier- und Pflan-
zenwelt, erfüllen wichtige Funktionen in natürlichen Kreisläufen und dienen als Grundlage für 
die Nahrungs- und Futtermittelproduktion (vgl. Kap. Landwirtschaft, Lebensräume von Tieren 
und Pflanzen, Wald). Die Bodenversiegelung (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsent-
wicklung), die nicht oder schwer abbaubaren Schadstoffe, die Versauerung und Schädigung der 
Bodenstruktur durch mechanische Belastungen sowie die Erosion beeinflussen die Bodenquali-
tät negativ und können zu irreversiblen Schäden führen. Die Bodenfruchtbarkeit soll vorsorglich 
erhalten werden und die Schwermetallbelastung nicht zunehmen. Deshalb muss der Schwer-
metalleintrag in den Boden minimiert werden.

Stand: Keine Zunahme von Richtwertüberschreitungen
Gemäss den aktuellsten Ergebnissen der kantonalen Bodenbeobachtung (BVU 2009) hat sich 
die Schwermetallbelastung insgesamt in der Zeit zwischen 1996 und 2006 nicht wesentlich 
verändert. Verglichen mit 1996 fällt bei der aktuellen Erhebung auf, dass die Kupfer- und Zink-
gehalte bei landwirtschaftlich genutzten Standorten teilweise zugenommen haben. Etwa die 
Hälfte der landwirtschaftlich genutzten Standorte weist eine entsprechende Zunahme auf. Die 
Gründe hierfür liegen vor allem beim Einsatz landwirtschaftlicher Hilfsstoffe. Die Mehrheit der 
untersuchten Standorte unterschreitet hinsichtlich Totalgehalt an Schadstoffen die gesetzlichen 
Richtwerte. Lediglich an 12 % der Standorte werden Überschreitungen von mindestens einem 
Schadstoff festgestellt. Auch die Ursachen für die Schadstoffbelastungen haben sich kaum 
verändert. Es sind dies insbesondere Klärschlammanwendung (seit 2006 verboten), Rebbau, 

5.22 Bodenqualität 
Die Qualität des fruchtbaren Bodens bleibt in den vergangenen Jahren in etwa konstant. 
Schadstoff- und Schwermetallbelastungen werden auch in Zukunft kaum ansteigen. Da Böden 
jedoch nur langsam auf Veränderungen im Zusammenhang mit Klimawandel, Bautätigkeit, inten-
sive Bodenbewirtschaftung, etc. reagieren, bleibt der vorsorgende Bodenschutz wichtig. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Belastung des Bodens mit Schwermetallen, 
1996 – 2006

 �Standorte, wo die Entwick-
lung nicht beurteilbar ist

 �Standorte mit einer Ab-
nahme der Totalgehalte an 
Schwermetallen

 �Standorte mit keiner oder 
keiner eindeutigen Verän-
derung der Totalgehalte an 
Schwermetallen

 �Standorte mit einer Zu-
nahme der Totalgehalte an 
Schwermetallen
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Kehrichtverbrennung, Strassenverkehr etc. Allgemein sind Böden bei Schiessanlagen, in Reb-
baugebieten, entlang von Strassen und in der Umgebung korrosionsgeschützter Metallbauten 
(Masten, Brücken etc.) besonders hohen chemischen Schadstoffbelastungen ausgesetzt. Eine 
neuere Untersuchung zeigt, dass die Belastung der Familiengartenareale im Kanton Aargau 
nicht so hoch ist, dass Nutzungseinschränkungen nötig sind (Muntwyler 2012). 

Trends: Bautätigkeit und intensive Bewirtschaftung beeinflussen Bodenqualität
− �Völlig unbelastete Böden gibt es auch im Aargau nicht mehr (BAFU, BFS 2011). Aufgrund 

der ergriffenen Massnahmen im Zuge der Umsetzung von Gesetzen und Verordnungen in 
den Bereichen Gewässerschutz, Katastrophenschutz, Luftreinhaltung, Umgang mit Stoffen 
und Organismen sowie mit Abfällen werden die Schadstoff- bzw. Schwermetallbelastungen 
im Boden auch in Zukunft nicht markant ansteigen. Hingegen schädigen die Einträge aus 
vergangenen Jahren die Böden immer noch, da diese – wenn überhaupt – nur sehr langsam 
abgebaut werden.

− �Die mit dem Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum einhergehende Bautätigkeit führt wei-
terhin zu Bodenversiegelung (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung), Boden-
verdichtung und zum Verlust der ökologischen Produktions-, Regulierungs- und Lebensraum-
funktionen (BAFU, BFS 2011).

− �Aufgrund des Rationalisierungsdrucks werden in Land- und Forstwirtschaft tendenziell 
schwerere Zug- und Erntemaschinen eingesetzt, was vor allem in der Landwirtschaft zu 
verdichteten Böden führen kann (BAFU, BFS 2011). 

− �Den Böden kommt bei der Speicherung von Kohlenstoff (Senkenfunktion) eine Schlüssel-
funktion zu. Sie bilden nach den Meeren den zweitgrössten Kohlenstoffspeicher. Ein wich-
tiger Beitrag sowohl zum Klimaschutz als auch zum Bodenschutz besteht deshalb darin, die 
Kohlenstoffsenkenfunktion der Böden so weit wie möglich zu erhalten, wieder herzustellen 
oder zu verbessern.

Handlungsoptionen: Bodenschutz betrifft alle
− �Zur langfristigen Entwicklung der Bodenqualität tragen auch Handlungsfelder in anderen 

Umweltbereichen bei (vgl. Kap. Wasserqualität, Luftqualität, Landwirtschaft, Wald etc.). Die 
entsprechende Zusammenarbeit der kantonalen Ämter und Fachstellen in Fragen des Boden-
schutzes soll deshalb weiter gefördert werden. 

− �Ab 2013 werden – verteilt über das Kantonsgebiet – 10 Messstationen betrieben, an welchen 
kontinuierlich die Bodenfeuchtigkeit gemessen wird. Die Daten sind unmittelbar online ver-
fügbar. Somit können Arbeits- und Maschineneinsätze dem aktuellen Bodenzustand ange-
passt und dadurch Bodenverdichtung reduziert werden.

− �Von grosser Bedeutung ist auch der Umgang mit Bodenaushub und die sinnvolle Verwen-
dung des überschüssigen Bodenmaterials. Gemäss revidiertem Richtplan (2011) ist ein Ver-
zeichnis der verbesserungswürdigen Landwirtschaftsböden zu erstellen. Bodenaushub, der 
in der Nähe anfällt, kann auf solchen Flächen verwendet werden. Die Baubranche ist über 
entsprechenden Sachverhalt zu sensibilisieren.

− �Darüber hinaus ist Öffentlichkeitsarbeit zu Bodenthemen weiterzuführen, indem beispiels-
weise Gemeinden und die Bevölkerung regelmässig über aktuelle Probleme und Lösungsan-
sätze informiert werden.

Weitere Informationen
Abteilung für Umwelt
www.ag.ch/umwelt 

Fachbericht KABO AG  
Bodenbeobachtungsnetz  
des Kantons Aargau
www.ag.ch/kabo 

Sanierung von Schiessanlagen
www.ag.ch/umwelt 
> Umweltschutzmassnahmen 
> chemischer Bodenschutz

Betroffene Aufgabenbereiche
440 Landwirtschaft
610 Raumentwicklung und 
Recht
620 Umweltschutz
625 Umweltentwicklung
645 Wald, Jagd und Fischerei

Dank einem finanziellen Anreiz wurden im Kanton Aargau be-
reits über 60 Schiessanlagen saniert. Der Kanton entrichtet 
zusätzlich zu den Bundesbeiträgen 30 % an die abgeltungs-
berechtigten Kosten, falls der Boden in der Umgebung des 
sanierten Kugelfanges uneingeschränkt genutzt werden kann. 
Da eine grössere Fläche saniert werden muss, entsteht zwar 
ein gewisser finanzieller Mehraufwand, welcher aber durch 
den Wegfall von Nutzungseinschränkungen weit mehr als 
kompensiert wird, wie am Beispiel der 50-m-Anlage in Fisch-
bach-Göslikon gezeigt werden konnte. 

Sanierung von Schiessanlagen: Fischbach-Göslikon
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Gesundheit 
und Soziales, 
Amt für Verbraucherschutz

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

Nitrat im Grundwasser Aargau, 2000 – 2011

 

Rund 300 Fassungen mit insgesamt gut 600 Grundwasser-Messstellen (gepumptes Grund-
wasser und Quellwasser) werden im Aargau hinsichtlich der Konzentration an Nitrat untersucht. 
Die gemessenen Werte pro Fassung werden zu einem Mittelwert zusammengefasst. Aus den 
Mittelwerten pro Fassung wird der Gesamtmittelwert ermittelt.

Kieselalgenindex in Fliessgewässern Aargau, 2001/02, 2003/04, 2005/06, 2008/09

 

Die Zusammensetzung der Kieselalgenarten zeigt organische Belastungen sowie erhöhte Nähr-
stoffgehalte unabhängig von der Qualität des Gewässerlebensraumes (z. B. naturnah, verbaut) an. 
Die Werte basieren auf periodischen Untersuchungen an 12 resp. 18 Messstellen an 12 resp. 15 
grösseren Bächen. Die Werte der Messkampagne 2012/13 liegen Ende 2013 vor.

Zielrichtung: Wasserqualität weiter verbessern
Wasser ist die wichtigste Lebensgrundlage von Menschen, Tieren und Pflanzen. Im Kanton 
Aargau, dem „Wasserschloss“ der Schweiz ist Wasser reichlich vorhanden. Eine gute Wasser-
qualität ist aber keine Selbstverständlichkeit. Wasser ist Lebensmittel (vgl. Kap. Gesundheit), 
Lebensraum (vgl. Kap. Lebensräume für Tiere und Pflanzen), Teil der Landschaft (vgl. Kap. Land-
schaft) und Ressource für die Wirtschaft und Landwirtschaft (vgl. Kap. Landwirtschaft). Die 
Wasserqualität soll weiter verbessert werden. Gemäss Gewässerschutzstrategie Aargau des 
Departements Bau, Verkehr und Umwelt sollen bis 2015 in allen öffentlich genutzten Trink-
wasserfassungen die Nitratkonzentrationen unter 25 Milligramm pro Liter liegen und alle 
Oberflächengewässer sollen höchstens schwach belastet sein. 

Stand: Grundwasserqualität konstant, Oberflächenqualität verbessert
Im letzten Jahrzehnt bleibt die Nitratkonzentration im Grundwasser in etwa konstant bei rund 
20 Milligramm pro Liter. Im Vergleich mit 19 Kantonen weist der Aargau 2009 eine überdurch-
schnittliche Nitratbelastung im Grundwasser auf (Cercle Indicateurs 2011). Dies ist auf den 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Nitrat im Grundwasser, 2008 – 2011  bis 
Kieselalgenindex, 2005/06 und 2008/09

5.23 Wasserqualität 
Die Wasserqualität ist insgesamt hoch. Die Qualität des Grundwassers, gemessen an der 
Nitratbelastung bleibt konstant. Die Gewässergüte von Fliessgewässern, gemessen an Kieselalgen 
verbessert sich. Künftig wird es anspruchsvoller die Wasserqualität zu verbessern.
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grossflächigen Ackerbau im Aargau zurückzuführen (vgl. Kap. Landwirtschaft und Luftqualität). 
Trotzdem kann die Qualität des Grundwassers im Aargau insgesamt als gut bezeichnet werden. 
Die Zielsetzung, dass die Nitratbelastung unter 25 Milligramm pro Liter liegt, wird allerdings nur 
für den Durchschnitt aller Fassungen erreicht. Rund ein Drittel der Fassungen liegt weiterhin 
darüber. Die Wasserqualität der aargauischen Fliessgewässer verbessert sich weiter. Die An-
zahl Bäche mit einer guten bis sehr guten Gewässergüte gemessen am Kieselalgenindex ist 
2008/09 angestiegen (BVU 2010). Die grossen Flüsse Aare, Reuss, Limmat und Rhein weisen 
eine gute Wasserqualität auf. Das Ziel, dass kein Gewässer eine mässige Güte aufweist, ist 
noch nicht ganz erreicht. Das chemische Sanierungsziel für den Hallwilersee von 10 bis 20 Milli-
gramm Phosphor pro Kubikmeter wird mit 19 Milligramm pro Kubikmeter 2012 eingehalten. Bei 
der biologischen Qualität bleibt Verbesserungsbedarf. Beispielsweise können sich Felchen im 
Hallwilersee noch nicht natürlich fortpflanzen. 

Trends: Zielkonflikte zeichnen sich ab
− �Gebiete mit intensiver ackerbaulicher Nutzung, wie zum Beispiel Kartoffel- oder Gemüsean-

bau in den Flusstälern, weisen tendenziell höhere Nitratbelastungen auf als Gebiete mit vor-
wiegend Wiesen und Weiden. Wie die zukünftige Agrarpolitik ab 2014 den Ackerbau fördern 
wird und welche Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten sind, ist ungewiss. Es ist 
nicht auszuschliessen, dass sich der Zielkonflikt zwischen dem Grundwasserschutz und der 
raumplanerisch vorgesehenen Nutzung als Ackerflächen infolge erhöhter Nitrateinträge ver-
stärkt. Daher besteht weiterhin Handlungsbedarf in den Nitratgebieten.

− �Die weitere Ausbreitung der Siedlungen (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwick-
lung) führt beispielsweise bei geplanten Bauprojekten vermehrt zu Nutzungs- und Interessens-
konflikten im Gebiet von Grundwasserschutzzonen. 

− �Das bestehende Abwassernetz weist zum Teil altersbedingte Schäden auf, was Investitionen 
für den Werterhalt zur Folge hat. Diffuse Einträge aus undichten Abwasserleitungen können 
für das Grundwasser problematisch werden. 

− �Mit der regen Bautätigkeit steht der Pestizideintrag in Oberflächengewässern aus dem Sied-
lungsgebiet vermehrt im Fokus. Pestizide finden in Fassadenanstrichen und anderen Bau-
materialien breite Verwendung. Diese Wirkstoffe werden über die Zeit ausgewaschen und 
gelangen in die Gewässer (Märki 2011).

Handlungsoptionen: Acker- und Gemüsebau, Abwasserinfrastruktur, Renaturierungen
− �Die Zielsetzungen der künftigen Agrarpolitik und der Gesundheits- und Lebensmittelsicherheit 

sind gleichwertig. Deshalb braucht es dort, wo sich die Zielsetzungen widersprechen, wie im 
Falle von ackerbaulicher Nutzung über Grundwasserträgern eine Abwägung der Interessen und 
eine aktive Suche nach Lösungen. 

− �Fremdstoffeinträge in das Grundwasser und die Oberflächengewässer müssen durch eine 
qualitativ gute Entsorgungsinfrastruktur weiter vermindert werden. Nebst dem Werterhalt 
bei den Abwasserreinigungsanlagen (ARA) und der gezielten Nachrüstung einzelner ARAs 
mit Reinigungsstufe zur Elimination der Mikroverunreinigungen sind die Verbesserung des 
baulichen Gesamtzustands der Kanalisation und die Vermeidung von Belastungen bei starken 
Regenfällen von Bedeutung.

− �Gewässer in einem naturnahen Zustand mit wenigen Beeinträchtigungen übernehmen wich-
tige Funktionen im natürlichen Wasserkreislauf. Weitere Renaturierungen verbessern das 
Potential für die Selbstreinigung von Wasser und erfüllen landschaftliche, naturschützerische 
und hochwasserschutztechnische Funktionen.

Die Kampagne „Stopp den Giftzwerg“ sensibilisiert die Be-
völkerung für einen sorgfältigen Umgang mit Chemikalien in 
Haus und Garten. Dies schützt auch das Wasser vor uner-
wünschten Stoffeinträgen. Die Kampagne wird von der Stif-
tung Praktischer Umweltschutz Schweiz (Pusch) durchgeführt 
und vom Bundesamt für Umwelt, von Kantonen, Stiftungen 
und der Privatwirtschaft unterstützt.

Kampagne Stopp den Giftzwerg

Weitere Informationen
Amt für Verbraucherschutz
www.ag.ch/verbraucherschutz

Amt für Umwelt
www.ag.ch/afu

Abteilung Landschaft und 
Gewässer
www.ag.ch/alg 

Informationen zur 
Umweltqualität
www.ag.ch/umwelt

Landwirtschaft Aargau
www.ag.ch/landwirtschaft

Kampagne Stopp den 
Giftzwerg
www.giftzwerg.ch

Betroffene Aufgabenbereiche
440 Landwirtschaft
533 Verbraucherschutz
610 Raumentwicklung und 
Recht
620 Umweltschutz
625 Umweltentwicklung
645 Wald, Jagd und Fischerei
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Langzeit-Luftbelastungsindex, Baden, Suhr, Sisseln, 2001 – 2011

 

Der Langzeit-Luftbelastungsindex ist ein Mischindex der drei Schadstoffe Feinstaub (PM10), 
Stickstoffdioxid (NO2) und bodennahes Ozon (O3). Der Index ist ein Mass für die durchschnitt-
liche, chronische Belastungssituation und wird im Aargau für die drei Messstationen Baden 
(städtisch), Suhr (verkehrsreich) und Sisseln (ländlich) berechnet.

Stickstoffoxid-Jahresmittel, Suhr, 2000 – 2011

 

Der Indikator Stickstoffoxid-Jahresmittel zeigt die Jahresmittelwerte der Stickstoffdioxid- und 
Stickstoffmonoxid-Konzentrationen in ppb (parts per billion, „Teile pro Milliarde“) beispielhaft 
an der Messstation Suhr auf (siehe auch Definition Langzeit-Luftbelastungsindex). Das Stick-
stoffmonoxid bei dieser verkehrsreichen Messstation stammt hauptsächlich aus dem Verkehr.

Zielrichtung: Luftschadstoffimmissionen auf unbedenklichem Niveau
Gute Luft ist eine lebenswichtige Grundlage für die menschliche Gesundheit und für die Er-
haltung von natürlichen Ökosystemen (vgl. Kap. Gesundheit und Wohlbefinden, Bodenqualität, 
Wasserqualität, Lebensräume von Tieren und Pflanzen, Wald, etc.). Ziel ist ein anhaltend wirk-
samer Schutz der Lebewesen sowie des Bodens vor schädlichen oder lästigen Luftverun-
reinigungen. Die Luftschadstoffimmissionen sind deshalb auf ein langfristig unbedenkliches 
Niveau zu begrenzen. Die entsprechenden Luftschadstoffemissionen sind zu vermindern.
Massgebend sind die Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung des Bundes (LRV). Gemäss 
Massnahmenplan Luft 2009 ergeben sich für den Aargau folgende notwendigen Emissionsre-
duktionen bezogen auf das Jahr 2010: 

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

5.24

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Langzeit-Luftbelastungsindex (2008 – 2011)
Stickstoffoxid-Jahresmittel (2008 – 2011)  bis 

Luftqualität 
Die Langzeitbelastung der Luft durch die drei Schadstoffe Feinstaub, Stickstoffdioxid und boden-
nahes Ozon ist in den letzten Jahren immer noch mässig bis hoch. In Zukunft sind keine markanten 
Verbesserungen zu erwarten.
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Weitere Informationen
Abteilung für Umwelt 
www.ag.ch 

Luftqualität Kanton Aargau
www.ag.ch/umwelt

Luftbelastungsindex
www.cerclair.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
100 Zentrale Dienstleistungen 
und kantonale Projekte
245 Standortförderung
320 Berufsbildung und  
Mittelschule Sek II
325 Hochschulen
610 Raumentwicklung und 
Recht 
615 Energie 
620 Umweltschutz 
635 Verkehrsangebot 
640 Verkehrsinfrastruktur

Zusammenarbeit mit Heizungsbauer im Fall einer Holzfeuerung

Eine Holz-Pellets-Heizung, welche auch im Sommer zur Warm-
wasseraufbereitung eingesetzt wird, hat zu einer Klage wegen 
übermässigen Luftschadstoffimmissionen geführt. Das Amt 
für Umwelt hat daraufhin in einem Pilotversuch eine Langzeit-
messung an der Anlage durchführen lassen. Auf der Grund-
lage dieser Erkenntnisse wird der Betrieb der Anlage gezielt 
weiterentwickelt und optimiert.

− �Stickstoffoxid NOx: Reduktion um ca. 30 bis 50 %
− �Feinstaub PM10: Reduktion um ca. 15 %
− �Flüchtige organische Verbindungen (NMVOC): Reduktion um ca. 30 %.

Stand: Keine Veränderungen in den letzten Jahren
Die Langzeitbelastung der Luft durch die drei Schadstoffe Feinstaub (PM10), Stickstoffdioxid 
(NO2) und bodennahes Ozon (O3) ist in den letzten Jahren mässig bis erheblich. Seit 2008 ist 
keine Abnahme der Langzeitbelastung an den drei Messstationen Baden, Suhr und Sisseln 
beobachtbar. An der verkehrsreichen Messstation Suhr zeigt sich, dass die Stickstoffoxid-
Konzentration in den letzten zwei Jahren wieder zugenommen hat. Diese Zunahme ist mög-
licherweise auf den sogenannten Mengeneffekt zurückzuführen: Der Schadstoffausstoss der 
einzelnen Fahrzeuge nimmt zwar ab, die Abnahme pro Fahrzeug wird aber durch das Verkehrs-
wachstum kompensiert oder übertroffen. Die Grenzwerte für Stickstoffdioxid, Feinstaub und 
Ozon werden teilweise überschritten. Stickstoffdioxid ist ein Problem in verkehrsreichen Gebie-
ten und im Winter. Ozon ist ein Problem im Sommer. Der lungengängige Feinstaub ist vor allem 
in der Heizperiode und bei Inversionslagen problematisch (vgl. Glossar).

Trends: Zunahme der Stickstoffemissionen infolge Mengeneffekt?
− �Der Verkehr ist der Hauptemittent von Stickstoffoxiden. Die nächsten Jahre werden zeigen, 

ob die Stickstoffemissionen wegen des sogenannten Mengeneffekts wieder zunehmen, 
oder ob neue Techniken zu Verbesserungen führen. 

− �Industrie und Gewerbe sind Hauptemittenten von flüchtigen organischen Verbindungen (NM-
VOC), einer Vorläufersubstanz zur Bildung von Ozon. Dank der konsequenten Umsetzung der 
VOC-Verordnung werden NMVOC-Emissionen weiter abnehmen. 

− �Die Emissionen von Haushalten und Dienstleistungen nehmen ebenfalls tendenziell ab, weil 
die Energieeffizienz der Gebäude steigt. Eine spezielle Herausforderung bildet der vermehrte 
Einsatz von Holzfeuerungen, welche heute schweizweit rund 16 % der Feinstaubemissionen 
verursachen. 

− �Die Landwirtschaft ist der Hauptemittent von Ammoniak (NH3). Dank verschiedenen Pro-
grammen (z. B. Gülleausbringung mit Schleppschlauch) werden die Ammoniak-Emissionen 
abnehmen. Ammoniak trägt zur Überdüngung naturnaher Ökosysteme oder Wälder bei. 

Handlungsoptionen: Feinstaub, Nanopartikel und Vernetzung
− �Eine weitere Verbesserung der Luftqualität bedingt, dass das Thema Luft in den Bereichen 

Raumplanung, Gestaltung der Siedlungen, Bauwesen, Energie und Klima, Mobilität/Ver-
kehrsmanagement, Land- und Forstwirtschaft sowie, Gesundheit und Prävention, etc. mit-
einbezogen wird und die Anliegen der Luftreinhaltung berücksichtigt werden.

− �Feinstaub ist eine Herausforderung für die Luftreinhaltepolitik, weil Massnahmen sowohl 
beim primär emittierten Feinstaub, wie auch bei verschiedenen Vorläufergasen, ansetzen 
müssen. Neue Mess- und Ermittlungsverfahren werden weitere Erkenntnisse zu den Quellen 
und den gesundheitlichen Folgen des Feinstaubes liefern. Diese Erkenntnisse erlauben es 
neue Handlungsansätze abzuleiten. Vermehrt in den Fokus werden auch extrem kleine Teil-
chen (kleiner als PM10, Nanopartikel) rücken. 
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Flächen wertvoller Lebensräume Aargau, 2000 – 2011

Der Indikator Fläche wertvoller Lebensräume misst die Flächen von Naturschutzgebieten von 
nationaler, kantonaler und kommunaler Bedeutung, Landwirtschaftsflächen mit Bewirtschaf-
tungsverträgen gemäss Ökoqualitätsverordnung und Naturschutzflächen im Wald. Für das Jahr 
2003 liegen keine Daten vor, der Wert wurde interpoliert.

Kesslerindex der Artenvielfalt Aargau, 2000 – 2011

 

Der Kesslerindex ist ein Mass für die Artenvielfalt im Kanton Aargau. Die Veränderung der 
Artenvielfalt wird für Brutvögel, Tagfalter, Schnecken und Pflanzen ermittelt. Die Ergebnisse 
werden jährlich in einer Zahl – dem Kesslerindex – zusammengefasst, wobei die Nutzungen 
Wald, Siedlung und Landwirtschaft unterschieden werden. 

Zielrichtung: Fördern von wertvollen Lebensräumen und einheimischen Arten
Tiere und Pflanzen brauchen für ihr Überleben Lebensräume, die ihren Ansprüchen an Qua-
lität und Fläche entsprechen. Solche ökologisch wertvollen und biologisch vielfältigen Lebens-
räume sind gleichzeitig auch Erholungsräume für Menschen und ein wichtiger Standortfaktor 
(vgl. Kap. Standortqualität, Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung, Wohnqualität und 
Lärm, Landschaft). Die biologische Vielfalt ist Grundlage für Nahrungsmittel und Medikamente 
sowie Voraussetzung für ökologische Leistungen wie Bestäubung, Luft- und Wasserreinigung.
Die einheimischen Tier- und Pflanzenarten sowie ihre Lebensräume sind zu erhalten. Dieses 
Ziel wird mit den Programmen Natur 2020, Bewirtschaftungsverträge Naturnahe Landwirt-
schaft, Naturschutzprogramm Wald sowie dem Wasserbauprogramm konkretisiert. Der Anteil 

5.25 Lebensräume von Tieren und Pflanzen – biologische Vielfalt 
Die Fläche wertvoller Lebensräume für Tiere und Pflanzen sowie die biologische Vielfalt haben 
in den letzten Jahren leicht zugenommen. Innerhalb des Siedlungsgebiets hingegen stagniert 
die biologische Vielfalt. Der Druck auf die Lebensräume von Tieren und Pflanzen steigt weiter. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Flächen wertvoller Lebensräume, 2008 – 2011  bis
Kesslerindex der Artenvielfalt, 2008 – 2011  bis
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wertvoller Lebensräume an der Kantonsfläche soll 13 % bzw. 18’000 ha betragen (Langfristziel 
gemäss Programm Natur 2010) und der Kesslerindex auf 150 Punkte steigen.

Stand: Lokale Verbesserungen in den letzten Jahren
Die Qualität und Vernetzung der ökologisch wertvollen Flächen wurde in den letzten Jahren 
in einzelnen Gebieten verbessert und deren Fläche vergrössert. Die Fläche der Auen wurde 
durch die Umsetzung wesentlicher Auenschutzprojekte vergrössert. Neben Naturschutzgebie-
ten haben dabei auch die ökologisch wertvollen Flächen im Landwirtschaftsgebiet leicht zuge-
nommen. Die Bedeutung der Aargauer Bewirtschaftungsverträge für die Förderung der Arten-
vielfalt und die Vernetzung von Lebensräumen ist wissenschaftlich belegt (Roth et al. 2008) und 
drückt sich auch in der positiven Entwicklung des Kesslerindexes der Artenvielfalt aus: Die Arten-
vielfalt steigt in den letzten Jahren – insbesondere in landwirtschaftlichen Nutzflächen – weiter 
moderat an. Im Siedlungsgebiet stagniert sie, weil Siedlungen baulich verdichtet werden und 
Freiräume verschwinden. Die verbleibenden öffentlichen Grünräume und privaten Gärten sind 
ökologisch oftmals wenig wertvoll, weil sie naturfern gestaltet und gepflegt werden. 

Trends: Zunehmender Druck auf Lebensräume und einheimische Arten 
− �Das Bevölkerungswachstum und der damit verbundene Flächenverbrauch wirkt gegen die 

Verbesserungen der letzten Jahre. Zudem schreitet die weitere Ausbreitung standortfremder 
Tier- und Pflanzenarten voran. Das Artenspektrum an verschiedenen Orten wird dadurch im-
mer ähnlicher. Der Druck auf die einheimischen Tiere und Pflanzen bzw. deren Lebensräume 
nimmt in den nächsten Jahren weiter zu. Besonders betroffen ist die Pflanzen- und Tierwelt 
im Siedlungsgebiet. 

− �Die gegenwärtigen Flächen an wertvollen Lebensräumen und deren Vernetzung reichen trotz 
zahlreicher lokaler Erfolge noch nicht aus, um insgesamt wesentliche Verbesserungen der 
biologischen Vielfalt zu bewirken. Mit dem Zuwachs an wertvollen Flächen steigt aber auch 
deren Pflegebedarf und der Bedarf an finanziellen Mitteln. 

Handlungsoptionen: Das Siedlungsgebiet im Visier
− �Die bestehenden Naturwerte wie auch künftig dazukommende ökologisch wertvolle Flächen 

müssen weiterhin angemessen erhalten und gepflegt werden.
− �Ergänzend zu den kantonalen Umweltprogrammen bieten sich mit der eidgenössischen Bio-

diversitätsstrategie und der neuen Agrarpolitik 2014 bis 2017 zusätzliche Chancen, um weitere 
Fortschritte erzielen zu können. Es gilt insbesondere wichtige Vernetzungskorridore in der 
Landwirtschaftszone rechtlich zu sichern. 

− �Im Siedlungsgebiet und an den Siedlungsrändern sind ökologische Aufwertungen und Ver-
netzungen sowie der naturnahe Unterhalt von Grünflächen weiter zu fördern. Siedlungsgebiete 
und Siedlungsränder sind in den Landschaftsentwicklungsprogrammen (LEP) stärker zu be-
rücksichtigen. Die Gemeinden sind weiterhin entsprechend zu beraten, Vorzeigeprojekte sollen 
kommuniziert sowie die Informations- und Weiterbildungsanlässe weiterentwickelt werden. 

− �Fremde Arten sind konsequent und mit vertretbarem Aufwand an der Ausbreitung zu hindern 
und die Vielfalt der einheimischen Arten in die Entwicklung, Realisierung und Bewirtschaf-
tung von Neu- und Umbauten oder Arealen zu integrieren. 

Die Umgebungsgestaltung des Sportausbildungszentrums 
Mülimatt in Windisch orientiert sich an der Vernetzung mit 
der angrenzenden offenen Landschaft und dem Naturerlebnis 
für die Bevölkerung. Der Auencharakter, die gut zugänglichen 
Ufer sowie die abwechslungsreichen Spielmöglichkeiten sind 
wesentliche Gestaltungselemente. Das Resultat ist sowohl 
für Mensch als auch die Natur ein Gewinn und ein gutes Bei-
spiel für die landschaftsverträgliche Gestaltung eines Sied-
lungsrandes.

Sportausbildungszentrum Mülimatt, Windisch

Weitere Informationen
Abteilung Landschaft und 
Gewässer 
www.ag.ch/alg

Abteilung Raumentwicklung 
www.ag.ch/raumentwicklung

Programm Natur 2020, 
Landschaftsentwicklungs-
programme LEP
www.ag.ch/natur

Biodiversitätsstrategie
www.bafu.admin.ch/ 
biodiversitaet

Agrarpolitik 2014 – 2017
www.blw.admin.ch

Sportausbildungszentrum 
Mülimatt, Windisch
www.ag.ch/immobilien

Betroffene Aufgabenbereiche
430 Immobilien
440 Landwirtschaft
520 Gesundheitsschutz
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
625 Umweltentwicklung
640 Verkehrsinfrastruktur 
645 Wald, Jagd und Fischerei
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Zerschneidung der Landschaft Aargau, 2008 und 2012

 

Die effektive Maschenweite ist ein Mass für die Grösse der verbleibenden „Maschen” im Netz 
der Verkehrslinien und Siedlungsflächen. Je geringer die effektive Maschenweite ist, desto 
grösser ist die Zerschneidung. Die Analysen 2008 und 2012 basieren auf dem Verfahren von 
Bertiller et al. (2007).

Landschaftsrelevante Neu- und Umbauten Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator misst die Anzahl der landschaftsrelevanten Neu- und Umbauten im Kulturland 
ausserhalb der Bauzone pro Jahr. Als landschaftsrelevant gelten grössere Bauobjekte, die in der 
Landschaft auffallend in Erscheinung treten und diese prägen. Kleinstbauten wie Bienenhäus-
chen oder Terrainveränderungen werden mit dem Indikator nicht erfasst, obwohl auch diese zur 
Landschaftsveränderung beitragen. 

Zielrichtung: Unzerschnittene und schöne Landschaften erhalten und fördern
Abwechslungsreiche, naturnahe und traditionelle Kulturlandschaften, die weitgehend unzer-
schnitten und unverbaut sind sowie eine hohe Eigenart und typische Nutzungsmuster auf-
weisen, tragen massgeblich zur Lebens- und Standortqualität des Aargaus bei. Landschaften 
sind wichtig für die Naherholung, Wohnqualität, regionale Identität, als Lebensraum für Tiere 
und Pflanzen sowie als Raum für naturnahe Gewässer (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Sied-
lungsentwicklung, Standortattraktivität, Gesundheit und Wohlbefinden, Lebensräume von Tieren 
und Pflanzen, Wasserqualität). Weitgehend unzerschnittene und unbebaute Landschaften sind 
dauerhaft zu erhalten. Die Zerschneidung der Landschaft soll abnehmen und die Maschenweite 
deshalb zumindest nicht weiter abnehmen. Die Anzahl landschaftsrelevanter Neu- und Umbauten 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Zerschneidung der Landschaft, 2008, 2012  bis 
Landschaftsrelevante Neu- und Umbauten, 
2008 – 2011

5.26 Landschaft 
Unerwünschte Eingriffe in die Landschaft wie deren Zerschneidung bleiben konstant. Der 
Druck auf die Landschaft nimmt zu. Es gilt verstärkt den schleichenden Veränderungen, welche 
sich aus der Summe vertretbarer Einzeleingriffe ergeben, Beachtung zu schenken. 
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im Kulturland soll sinken; nicht mehr gebrauchte Bauten sollen zonenkonform umgenutzt oder 
rückgebaut werden. Ebenfalls ist die Vielfalt, Eigenart, Naturnähe und Schönheit der Aargauer 
Landschaft zu erhalten und schonend weiterzuentwickeln. Sowohl bei der unbebauten Land-
schaft als auch bei der bebauten sind möglichst hohe ästhetische und ökologische Qualitäten 
anzustreben (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung sowie Wohnqualität und 
Lärm). Der Kanton Aargau steht besonders bei der Erhaltung der Flusslandschaften und der 
Hügellandschaften des Tafel- und Faltenjuras in der Verantwortung. 

Stand: Schleichender Verlust an Landschaftsqualitäten
Die effektive Maschenweite bleibt in den letzten Jahren konstant. Die Anzahl landschaftswirk-
samer Neubauten ausserhalb der Bauzonen nimmt ab – jedoch auf hohem Niveau. Insbesondere 
mittels Siedlungstrenngürteln, Wildtierkorridoren sowie Revitalisierungen von Auen und Bach-
läufen und Massnahmen aus Landschaftsentwicklungsprogrammen (LEP) konnte dem schlei-
chenden Verlust an Landschaftsqualitäten entgegengewirkt werden. Gestoppt werden konnten 
die Verluste aber nicht; die Summe von an sich vertretbaren Einzeleingriffen hat weiter zugenom-
men. Im Aargauer Jura wurde der regionale Naturpark Jurapark Aargau geschaffen. In anderen 
Regionen sind sogenannte Agglomerationsparks in Diskussion. Welche konkreten Folgen diese 
Parks für die Landschaftsqualität haben, wird sich erst in den kommenden Jahren zeigen. 

Trends: Vielfältige Ansprüche, zunehmender Druck 
− �Der Druck auf die Aargauer Landschaft und deren Qualitäten wird aufgrund der Ansprüche 

von Wirtschaft und Gesellschaft weiter zunehmen. Insbesondere schreitet die schleichende 
Zersiedelung und Zerschneidung sowie die Reduktion der Maschenweite langsam voran. 
Zunehmend spielt dabei auch die Nutzung erneuerbarer Energieträger eine Rolle. Kleinwas-
serkraftwerke und Windkraftanlagen beispielsweise bedingen zusätzliche Bauten ausserhalb 
der Bauzonen.

− �Im Zuge des Bevölkerungswachstums und der verdichteten Bauweise nimmt der Erholungs-
druck auf die Landschaft zu. Dadurch werden sich Zielkonflikte akzentuieren: zum einen zwi-
schen unterschiedlichen Erholungstypen und zum anderen zwischen der Erholungsnutzung, 
der Land-/Forstwirtschaft und dem Natur- /Landschaftsschutz.

Handlungsoptionen: Landschaftsqualitäten fördern
− �Um regionaltypische Landschaftsqualitäten zu erhalten und zu fördern, gilt es die Beratun-

gen von Gemeinden, die finanzielle Unterstützungen von kommunalen Projekten sowie die 
Kommunikation von guten Beispielen stetig weiterzuentwickeln. Die landschaftsverträgliche 
Einpassung von Siedlungsrändern und Bauten ausserhalb Bauzonen sind dabei speziell zu 
beachten. Mit der Agrarpolitik 2014 bis 2017 des Bundes entsteht womöglich ein neues 
Handlungsfeld, da das landwirtschaftliche Direktzahlungssystem um Landschaftsqualitäts-
beiträge ergänzt werden soll.

− �Mit dem vorgesehenen Richtplancontrolling Landschaft sollen die schleichenden und im 
Einzelfall vertretbaren Landschaftseingriffe im Blick behalten werden. Das Controlling soll 
explizit auch die Erholungsräume und Landschaftsqualitäten wie Schönheit und Eigenart be-
rücksichtigen (vgl. Richtplan Aargau). 

− �Ein weiteres Handlungsfeld stellt die Formulierung von Schutz- und Entwicklungszielen für Land-
schaften von nationaler und kantonaler Bedeutung sowie attraktiven Erholungsräumen dar.

Landschaft: Ein Spiegelbild der Gesellschaft

zeitraumaargau.ch ist eine Internetplattform, die zu verschiede-
nen Themen auf die vergangenen 40 Jahre des Aargaus zurück-
blickt, die Gegenwart darstellt und mögliche Entwicklungen für 
die Zukunft aufzeigt. Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
beeinflussen stets auch die Landschaft und widerspiegeln sich 
in ihr. Die Plattform macht diese Prozesse für die Bevölkerung 
erlebbar. Die Bevölkerung wird dadurch für Landschaftsthemen 
sensibilisiert. 

Weitere Informationen
Abteilung Landschaft und 
Gewässer 
www.ag.ch/alg

Abteilung Raumentwicklung 
www.ag.ch/raumentwicklung

Internetportal 
Zeitraum Aargau
www.zeitraumaargau.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
440 Landwirtschaft
520 Gesundheitsschutz
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
625 Umweltentwicklung
640 Verkehrsinfrastruktur 
645 Wald, Jagd und Fischerei



Landwirtschaftliche Nutzflächen Aargau, 2003 – 2011

 

Der Indikator zeigt, wie sich der Bestand der landwirtschaftlichen Nutzflächen und der Frucht-
folgeflächen im Verhältnis zum Stand im Jahr 2003 verringert hat (vgl. Glossar). 

Ökologische Ausgleichsflächen mit Bewirtschaftungsverträgen Aargau, 2000 – 2011

 

Ökologische Ausgleichsflächen, wie beispielsweise Buntbrachen, sind wertvolle Lebensräume 
für einheimische Tiere und Pflanzen. Ökologische Ausgleichsflächen mit Bewirtschaftungsver-
trägen werden aufgrund ihrer biologischen Vielfalt mit zusätzlichen Beiträgen abgegolten.

Zielrichtung: Erhaltung der Nutzflächen, Steigerung der ökologischen Qualität
Die Landwirtschaft erfüllt zwei wichtige Funktionen: Sie leistet einerseits einen Beitrag zur in-
ländischen Nahrungsmittelversorgung und trägt andererseits zur Erhaltung und Pflege der Kul-
turlandschaft bei. Dies sowohl als Erholungsraum wie auch als Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen (vgl. Kap. Lebensräume für Tiere und Pflanzen, Landschaft, Gesundheit, etc.). Sie ist auch 
ein wichtiges Element zur wirtschaftlichen Entwicklung des ländlichen Raums (vgl. Kap. Wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit, etc.). Mit umweltbewusster Produktion werden die Ressourcen 
geschont. Das Ziel, die Qualität der ökologischen Ausgleichsflächen und dadurch die Artenviel-
falt von Tieren und Pflanzen zu erhöhen, wird mit dem Programm „Bewirtschaftungsverträge 
Naturnahe Landwirtschaft“ umgesetzt. Auch die Förderung erneuerbarer Energien und die 
Energieeffizienzsteigerung sind wichtige Zielrichtungen. Die landwirtschaftlichen Nutzflächen 
und die vom Bund vorgegebenen 40’000 Hektaren Fruchtfolgeflächen müssen bestehen blei-
ben. Ebenso ist die traditionelle Kulturlandschaft mit den ökologisch wertvollen Elementen zu 
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5.27 Landwirtschaft 
Die landwirtschaftlichen Nutzflächen nehmen ab. Die ökologischen Ausgleichsflächen mit 
Bewirtschaftungsverträgen steigen in den letzten Jahren weiter. Der Druck auf die Landwirt-
schaft durch Siedlungsbau und Marktliberalisierung hält an.

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Landwirtschaftliche Nutzflächen, 2008 – 2011
Ökologische Ausgleichsflächen mit  
Bewirtschaftungsverträgen, 2008 – 2011
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erhalten. In einer Wechselwirkung zur landwirtschaftlichen Produktion stehen Bodenfrucht-
barkeit, Wasser- und Luftqualität (vgl. Kap. Boden-, Wasser- sowie Luftqualität).

Stand: Rückgang der Nutzflächen, Aufwertung naturnaher Lebensräume
Die landwirtschaftlichen Nutzflächen sind in den letzten vier Jahren um weitere 312 ha zurück-
gegangen. Im Jahr 2011 umfassten sie noch 61’007 Hektaren, was rund 43 % der gesamten 
Kantonsfläche entspricht. Die Fruchtfolgeflächen betragen gegenwärtig 40’652 Hektaren. Von 
den landwirtschaftlichen Nutzflächen entfallen rund 8’919 Hektaren oder gut 15 % auf ökologi-
sche Ausgleichsflächen mit besonderem Lebensraum für Tiere und Pflanzen wie z. B. Hecken 
oder Magerwiesen. Davon sind 4’208 Hektaren oder knapp die Hälfte qualitativ besonders 
wertvoll und werden durch spezifische Bewirtschaftungsverträge gesichert. Die Artenvielfalt 
im Landwirtschaftsgebiet steigt (vgl. Kap. Lebensräume von Tieren und Pflanzen – biologische 
Artenvielfalt). Gut 96 % der Fläche und 92 % der Betriebe werden nach den Kriterien des ökologi-
schen Leistungsnachweises (ÖLN) oder des biologischen Landbaus bewirtschaftet. Wie andere 
Wirtschaftszweige hängt auch die Landwirtschaft zum Teil von fossilen Energieträgern ab. Um 
Stickstoffeinträgen und um Ammoniakemissionen in unsere Ökosysteme entgegenzuwirken, för-
dern der Kanton Aargau und der Bund mit Flächenbeiträgen die bodennahe und umweltfreund-
liche Ausbringtechnik von flüssigen Hof- und Recyclingdüngern mittels Schleppschlauchvertei-
lern. Ferner wird beratend und finanziell unterstützt, wer den Eintrag von Nitrat ins Grundwasser 
bzw. Phosphat in oberirdische Gewässer durch spezielle Massnahmen reduziert.

Trends: Anhaltender Siedlungsdruck und Marktliberalisierungen
− �Die Bevölkerungsentwicklung und die rege Bautätigkeit werden auch in Zukunft einen star-

ken Druck auf die landwirtschaftlichen Nutzflächen ausüben (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch 
Siedlungsentwicklung). 

− �Im Zuge der Grenzöffnungen (z. B. geplantes Agrarfreihandelsabkommen mit der Europäischen 
Union) und der zunehmenden Marktliberalisierungen wird die Landwirtschaft ihre Wettbe-
werbsfähigkeit stärken müssen.

− �Gleichzeitig steigen die Ansprüche der Bevölkerung an die Kulturlandschaft, den Erholungs-
wert der Landschaft und die Naturnähe. Die Bedeutung der Pflege der traditionellen Kultur-
landschaft und des Erhalts der Artenvielfalt als gemeinwirtschaftliche Aufgaben dürfte deshalb 
steigen. Die notwendige Wettbewerbsfähigkeit und diese steigenden Ansprüche eröffnen 
Spannungsfelder und lösen zugleich Synergien aus.

− �Die Landwirtschaft ist sowohl Verursacherin von Klimagasen als auch von den Folgen des 
Klimawandels betroffen. Die Klimaerwärmung dürfte zu mehr Erträgen, aber auch zu Hoch-
wassern, Trockenperioden, etc. führen. Eine gesteigerte Produktion erneuerbarer Energien 
(Biomasse, Solar- und Windenergie) kann fossile Energieträger ersetzen, öffnet aber auch 
Spannungsfelder mit den Ansprüchen an die Naturnähe. 

Handlungsoptionen: Synergien Marktausrichtung – traditionelle Kulturlandschaft
− �Um im zunehmenden Wettbewerb zu bestehen, muss die Produktion vermehrt auf die Markt-

nachfrage ausgerichtet werden. Dabei steht die Herstellung hochwertiger, wertschöpfungs-
starker Nahrungsmittel im Vordergrund. Bei Leistungssteigerungen und Marktausrichtungen 
müssen aber verstärkt Synergien mit ökologischen Anforderungen genutzt werden, damit 
ein ökonomischer, gesellschaftlicher und ökologischer Mehrwert erzielt wird (vgl. Moderne 
Meliorationen mit ökologischem Mehrwert). 

− �Die Energieeffizienz in der Landwirtschaft kann gesteigert werden, indem z. B. standortge-
recht produziert wird und Stoffkreisläufe bestmöglichst lokal genutzt werden.

Moderne Meliorationen mit ökologischem Mehrwert

Der Auslöser für die Melioration Sins-Reussegg mit 235 
Hektaren ist eine Auenrenaturierung von ca. 20 Hektaren im 
Reussegger Schachen. Zusätzlich sollen 300 Meter Gewäs-
ser renaturiert, 860 Meter eingedolte Bäche geöffnet und 
200 Meter neue Hecken angelegt werden. Damit werden 
vor allem Feuchtstandorte vernetzt. Für die Landwirtschaft 
werden einfacher bearbeitbare Flächen und ein neues Weg-
netz geschaffen. Dadurch kann die Landwirtschaft auch zu-
künftig konkurrenzfähig produzieren.

Weitere Informationen
Landwirtschaft Aargau 
www.ag.ch/landwirtschaft 

Abteilung Landschaft und 
Gewässer
www.ag.ch/alg 

Bewirtschaftungsverträge
www.ag.ch/alg 

Gesamtmeliorationen
www.ag.ch/landwirtschaft 
> Strukturverbesserungen 
> Bodenverbesserungen

Betroffene Aufgabenbereiche
440 Landwirtschaft
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
625 Umweltentwicklung
645 Wald, Jagd und Fischerei
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Waldfläche Aargau, 2000 – 2011

 

Die Waldfläche in Hektaren misst die quantitative Walderhaltung. Die leichten Schwankungen 
in den letzten 10 Jahren sind auf unterschiedliche Erhebungsmethoden zurückzuführen.

Naturwaldreservate und Altholzinseln Aargau, 2001 – 2011

 

Die Anzahl Hektaren an Naturwaldreservaten und Altholzinseln misst die Fläche von älteren 
Waldbeständen, die für die Artenvielfalt wichtig sind.

Zielrichtung: Nutzung des Holzzuwachses und Erhalt der ökologischen Qualität
Der Wald erfüllt drei gleichwertige Funktionen: Schutzfunktion (Schutz vor Überschwem-
mung, Erosion, Zersiedelung), Nutzfunktion (Holzlieferant, Schadstofffilter) und Wohl-
fahrtsfunktion (Lebensraum für Tiere und Pflanzen, Erholungs- und Erlebnisraum). Gemäss 
Waldgesetz müssen diese Funktionen sichergestellt und die Waldfläche absolut und in ihrer 
Verteilung erhalten werden. Der Wald steht in Wechselwirkung mit verschiedenen Bereichen 
(vgl. Kap. Bodenqualität, Wasserqualität, Luftqualität, Lebensräume von Tieren und Pflanzen, 
Landschaft und Standortattraktivität, Gesundheit und Wohlbefinden). Die Waldbewirtschaf-
tung erfolgt nach den Grundsätzen des naturnahen Waldbaus und bodenschonend. Es wird 
maximal so viel Holz genutzt, wie im selben Zeitraum im bewirtschafteten Wald (ohne Waldre-
servate) nachwächst (jährlich ca. 500‘000 Kubikmeter). Der Wald bleibt als naturnahes Ökosys-
tem und als Lebensraum vielfältiger Tier- und Pflanzenarten erhalten. Die konkreten Ziele sind 
im Naturschutzprogramm Wald festgehalten: Bis 2020 werden 2‘450 Hektaren oder 5 % der 
Waldfläche als Naturwaldreservate und 980 Hektaren oder 2 % der Waldfläche als Altholzinseln 
eingerichtet. In Spezialreservaten (1’470 Hektaren, 3 %) und Eichenwaldreservaten (3’500 Hekta-
ren, 7 % ) werden Lebensräume für besondere Arten erhalten und aufgewertet. 200 Kilometer 
Waldränder werden bis 2020 ökologisch aufgewertet.

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Waldfläche, 2008 – 2011
Naturwaldreservate und Altholzinseln, 
2009 – 2011

5.28 Wald 
Die Waldfläche bleibt konstant. Die Fläche von Naturwaldreservaten und Altholzinseln, welche 
wichtige Lebensräume mit einer hohen Artenvielfalt darstellen, nimmt weiter zu. Der Druck 
durch die verschiedenen Ansprüche an den Wald nimmt zu.
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Naturwaldreservate und Altholzinseln

Zahlreiche Pilze – wie z. B. der rotrandige Baumschwamm auf 
dem Bild – Käfer und andere Insektenarten brauchen absterben- 
des und totes Holz als Nahrungsgrundlage oder Kinderstube. 
In Naturwaldreservaten und Altholzinseln dürfen Bäume ihren 
natürlichen Lebenszyklus abschliessen. Dazu gehört auch, 
dass sie als Totholz so lange liegenbleiben, bis der Zerset-
zungsprozess abgeschlossen ist. Die Förderung von stehen-
dem und liegendem Totholz trägt entscheidend zur Erhaltung 
der Artenvielfalt bei.

Stand: Konstante Waldfläche, weitere Zunahme der Naturwaldreservate
Die Waldfläche bleibt konstant und beträgt Ende 2011 49’036 Hektaren. Sie bedeckt rund 35 % 
des Kantons Aargau und liegt damit über dem schweizerischen Durchschnitt von 31 %. 2011 
sind 5.2 % der Waldfläche Naturwaldreservate und Altholzinseln, 1.7 % Spezialreservate und 
4.0 % Eichenwaldreservate. 178 Kilometer Walränder sind aufgewertet. Die Zielerreichung ist 
schon weit fortgeschritten. Der Laubholzanteil als Mass für die Naturnähe des Waldes in der 
kollinen Höhenstufe, welche praktisch den ganzen Kanton umfasst, liegt bei 53 % des Holzvor-
rats. Die Holznutzung der letzten Jahre liegt leicht unter dem jährlichen Zuwachs. Zwei Drittel 
der Aargauerinnen und Aargauer halten sich im Sommer mindestens ein bis zwei Mal pro Woche 
im Wald auf. Die beliebtesten Aktivitäten im Wald sind Spazieren, einfach verweilen und die 
Natur beobachten (BVU 2012). Rund 3’700 Kilometer Wege, 1’000 Feuerstellen und Rastplätze 
und 190 Waldhütten/-häuser können genutzt werden (Kanton Aargau 2011).

Trend: Weitere Naturwaldreservate, aber zunehmender Druck auf den Wald
− �Aufgrund der Waldgesetzgebung mit dem Rodungsverbot bleibt die Waldfläche konstant. Die 

Aargauer Bevölkerung hält am Rodungsverbot fest und will es auch nicht lockern (BVU 2012).
− �Die Naturwaldreservate, Altholzinseln, Eichenwaldreservate, Spezialreservate und aufgewer-

teten Waldränder wachsen entsprechend den Zielen des Naturschutzprogramms Wald weiter.
− �Der Druck auf die Waldfläche steigt durch die Siedlungsausdehnung und die dadurch benö-

tigten Infrastrukturanlagen stetig (vgl. Kap. Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung). 
Bei Rodungen wird es schwieriger, Ersatzaufforstungsflächen zu finden. Der Wald wird als 
Rückzugsraum für Tiere und Pflanzen sowie als Erholungsgebiet wichtiger.

− �Die Vernetzung der Wälder mit Wildtierkorridoren beginnt zu wirken, wie beispielsweise 
die Zuwanderung des Rothirschs zeigt. Dadurch entstehen aber auch neue Konflikte bei der 
Waldbewirtschaftung.

− �Die vermehrte Nutzung von Holz als erneuerbare Energiequelle begünstigt die Holzproduktion 
und könnte andere Waldfunktionen beeinträchtigen.

− �Häufigere Schwächungen von Baumbeständen durch Schädlinge oder Stürme sind möglicher-
weise auf den Klimawandel zurückzuführen. Der Klimawandel führt langfristig auch zu Ver-
änderungen bei der Baumartenzusammensetzung.

Handlungsoptionen: Umsichtige Jungwaldpflege, Unterhalt der aufgewerteten Gebiete
− �Eine standortgerechte Jungwaldpflege entsprechend dem naturnahen Waldbau sichert eine 

dauerhafte ökonomische Wertschöpfung und die Artenvielfalt. Sie trägt auch zu einer Vertei-
lung und Minderung der Risiken im Zusammenhang mit Veränderungen der Umwelt (Schad-
stoffeinträge, Schadinsekten, Klimawandel, etc.) bei.

− �Einige Waldreservate müssen unterhalten werden wie z. B. die Spezialreservate. Bei diesen 
Gebieten muss der Unterhalt langfristig finanziell gesichert werden, um die Aufwertung zu 
erhalten.

Weitere Informationen
Abteilung Wald
www.ag.ch/wald

Waldinventar 2010
www.ag.ch/wald 
> Grundlagen 
> Waldinventar

Betroffene Aufgabenbereiche
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
625 Umweltentwicklung
645 Wald, Jagd und Fischerei
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Bruttoenergieverbrauch pro Person Schweiz, 2000 – 2011 

 

Der Bruttoenergieverbrauch pro Person umfasst die Inlandproduktion, Importe abzüglich Exporte 
und Lagerveränderungen z. B. bei der Lagerung von Erdöl. Bruttoenergie ist in Energieträgern 
enthalten, die in der Natur vorkommen und noch keiner Umwandlung wie z. B. von Wasserkraft 
in Elektrizität unterzogen wurden.

Anteil erneuerbare Energien Schweiz, 2000 – 2011

Der Indikator umfasst Energieträger aus Wasserkraft, Sonnenenergie, Umweltwärme, Bio-
masse, Windenergie, erneuerbaren Anteilen aus Abfall sowie der Energie aus Abwasserreini-
gungsanlagen und bildet den Anteil am Bruttoenergieverbrauch. Für beide Indikatoren wurden 
aufgrund teilweise fehlender kantonaler Daten die Schweizer Werte übernommen, welche für 
den Aargau repräsentativ sind.

Zielrichtung: Erhöhte Energieeffizienz, reduzierter Kohlenstoffdioxid (CO2)-Ausstoss
Die Verfügbarkeit von kostengünstiger Energie ist eine zentrale Basis für Wirtschaft und 
Wohlstand. Sie beeinflusst deshalb viele Bereiche der Wirtschaft (vgl. Kap. Wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, Standortattraktivität, Infrastrukturen und Investitionen, Verkehr, Landwirt-
schaft, etc.). Energieerzeugung und -verbrauch sind aber immer mit Umweltbelastungen und 
Risiken verbunden (vgl. Kap. Flächenverbrauch, Luftqualität, Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen, Wald, Abfall und einheimische Rohstoffe, etc.). Der Bund und die kantonale Energiestrate-
gie (BVU 2006) wollen die Versorgungssicherheit unter anderem mit erhöhter Energieeffizienz 
und dem Ausbau der neuen erneuerbaren Energien sicherstellen. Weiter verlangt das revidierte 
CO2-Gesetz des Bundes bis 2020 die Reduktion der inländischen Treibhausgasemissionen um 
20 % gegenüber dem Stand von 1990. Die Energieversorgung des Aargaus ist nach Energie-

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Bruttoenergieverbrauch pro Person Schweiz, 
2008 – 2011

 bis 

Anteil erneuerbare Energien Schweiz, 
2008 – 2011

 bis 

5.29 Energie und Klima 
Der Energieverbrauch pro Person sinkt in den letzten Jahren. Der Anteil erneuerbare Energien 
am Energieverbrauch steigt nur sehr langsam. Der Energieverbrauch pro Person wird langsam 
sinken und der Anteil erneuerbare Energien steigen.
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gesetz wirtschaftlich, umwelt- und sozialverträglich sicherzustellen. Die Energie soll rationell, 
effizient und entsprechend ihrer Qualität verwendet werden (vgl. Kap. Effizienter Einsatz natür-
licher Ressourcen). Der Energieverbrauch der kantonalen Verwaltung wird in Kap. 6 beleuchtet.

Stand: Geringfügig weniger Bruttoenergieverbrauch pro Person
Der Schweizer Bruttoenergieverbrauch pro Person sinkt in den letzten Jahren (BFE 2012). Der 
absolute Bruttoenergieverbrauch erreicht 2010 einen neuen Höchstwert aufgrund des kalten 
Winters 2010, der wieder anziehenden Konjunktur und des Bevölkerungswachstums (BFE 
2011). 2011 geht der absolute Bruttoenergieverbrauch wegen des warmen Winters zurück. Ge-
messen am Endenergieverbrauch stellt der Verkehr 2011 mit 36.5 % weiterhin den Sektor mit 
dem grössten Anteil dar, gefolgt von den Haushalten mit 27.2 %. Der Anteil erneuerbare Energien 
am Bruttoenergieverbrauch pendelt um 17 %. Ein weiterer Aspekt beim Verbrauch ist die graue 
Energie in Importprodukten, welche im Ausland für die Herstellung von Produkten oder Dienst-
leistungen benötigt wird. Diese graue Energie wird in den inländischen Energiestatistiken nicht 
ausgewiesen. Der Zielpfad für die Reduktion der schweizerischen CO2-Emissionen aus Brenn-
stoffen wird seit 2007 ungefähr eingehalten. Die CO2-Emissionen aus Treibstoff bewegen sich 
deutlich über ihrem Zielpfad. Die Zielsetzungen des CO2-Gesetzes werden deshalb nur mittels 
ausländischen CO2-Zertifikaten erreicht (BAFU 2011). 

Trends: Abnahme von Energieverbrauch und CO2-Ausstoss, verschärfte Konflikte
− �Der Energieverbrauch pro Person wird langsam weiter sinken und der Anteil erneuerbare 

Energien steigen. Ausschlaggebend dafür werden beispielsweise weitere energieeffiziente 
Gebäudeerneuerungen und allgemein Effizienzsteigerungen sein. Wie schnell dies geschieht 
ist abhängig von der Entwicklung der Energiepreise und den politischen Rahmenbedingungen.

− �Durch die vom Bund beschlossene Nichterneuerung der Kernenergie verschärft sich bei 
den Grosskraftwerken das Spannungsfeld CO2-arme oder -intensive Energieerzeugung, bei 
den erneuerbaren Energien nehmen die Konflikte mit der Umwelt zu, z. B. bei der Kleinwas-
serkraft mit der Längsvernetzung der Gewässer oder bei der Windenergie mit dem Land-
schaftsschutz. Durch den Wegfall der Kernenergie in der Schweiz fallen zukünftig 40 % der 
inländischen Stromproduktion weg. Für die Jahre 2020 bis 2035 wird aktuell vom Kanton die 
Stromversorgung als kritisch beurteilt.

Handlungsoptionen: Neue übergeordnete Rahmenbedingungen sind notwendig
− �Die freiwilligen Ansätze im Bereich der energetischen Gebäudesanierungen sind weitgehend 

ausgeschöpft. Für eine erhöhte Sanierungsrate sind neue Rahmenbedingungen notwendig 
wie z. B. eine Lenkungsabgabe durch den Bund. Eine Alternative dazu wäre eine Sanierungs-
pflicht für energieintensive Bauten. 

− �Die Kombination Gebäudeenergie-Mobilität muss bei der Energiebilanz eines Gebäudes zu-
nehmend in den Fokus rücken. Neben der Isolation eines Gebäudes wird die Energiebilanz 
stark davon beeinflusst, wo das Haus steht und welche Mobilität es entsprechend auslöst. 
Entsprechende Ansätze werden beispielsweise im Effizienzpfad Energie des Schweizeri-
schen Ingenieur- und Architektenvereins SIA verfolgt.

− �Kantonale Bewilligungsverfahren bei erneuerbaren Energien gilt es weiter zu optimieren. Da-
bei müssen verschärfte Konflikte z. B. mit dem Natur- und Landschaftsschutz berücksichtigt 
werden, bei denen es positive und negative Wirkungen abzuwägen gilt.

Plusenergiehaus mit Elektromobilität in Rupperswil

In Rupperswil steht schweizweit das erste Plusenergiehaus, 
das Energie für die eigene Elektromobilität produziert. Das 
Haus produziert mehr Energie als für Heizung, Warmwas-
ser und Haushaltsstrom der zwei 4 ½- und der 1 ½-Zimmer-
Wohnung benötigt werden. Mit den überschüssigen rund 
10’000 kWh/Jahr kann das zum Haus gehörende Elektromobil 
gegen 50’000 km/Jahr fahren (Quelle: Setz Architektur).

Weitere Informationen
Abteilung für Energie 
www.ag.ch/energie

Abteilung Vekehr
www.ag.ch/verkehr 

Abteilung Landschaft und 
Gewässer
www.ag.ch/alg

Plusenergiehaus mit 
Elektromobilität Rupperswil
www.plusenergie-haus.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung
430 Immobilien
440 Landwirtschaft
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
625 Umweltentwicklung 
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur
645 Wald, Jagd und Fischerei
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Durchschnittlicher motorisierter Tagesverkehr West-Ost-Achsen Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator durchschnittlicher motorisierter Tagesverkehr (DTV) misst die Anzahl Fahrzeuge 
pro Tag, die auf den West-Ost-Achsen des Kantons Aargau (National- und Kantonsstrassen) 
unterwegs sind. Es handelt sich um Jahresmittelwerte.

Gewichtete Bahn- und Busabfahrten in den Gemeinden Aargau, 2005 – 2011

 

Der Indikator ist ein Mass für die Entwicklung des Angebots des öffentlichen Verkehrs im Kanton 
Aargau. Der Indikator berechnet sich aus der Anzahl fahrplanmässiger Bahn- und Buskurse, die 
innerhalb einer Woche ein Gemeindegebiet bedienen. 

Zielrichtung: Umweltverträglicher und effizienter Verkehr
Mobil zu sein ist ein menschliches Bedürfnis und eine entscheidende Grundlage für die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung. Gute Erreichbarkeit ist zum einen ein wesentli-
cher Standortfaktor (vgl. Kap. Standortattraktivität, Wohnqualität und Lärm). Andererseits steht 
der Verkehr in gegenseitiger Wechselwirkung mit verschiedenen anderen wirtschaftlichen, ge-
sellschaftlichen und ökologischen Zielen (vgl. Kap. Infrastruktur und Investitionen, Gesundheit 
und Wohlbefinden, Wohnqualität und Lärm, Flächenverbrauch durch Siedlungsentwicklung, 
Luftqualität, Lebensräume von Tieren und Pflanzen, Landschaft). 
Der Kanton Aargau orientiert seine Verkehrspolitik am Zielsystem „attraktiv-solidarisch-sicher-
wirtschaftlich-energieeffizient-umweltverträglich” (BVU 2006). Hierfür sind die spezifischen 
Vorteile der einzelnen Verkehrsmittel gleichgewichtet zu nutzen und deren Vernetzung sowie 
Effizienz zu erhöhen. Langfristig sollen das Wachstum des durchschnittlichen motorisierten 
Tagesverkehrs auf den Aargauer Strassen in der Tendenz abnehmen und die Bahn- bzw. Bus-
abfahrten zunehmen.

5.30 Verkehr 
Der motorisierte Individualverkehr und der öffentliche Verkehr haben in den letzten Jahren 
weiter zugenommen. Der Verkehr wird auch in Zukunft wachsen. Das Verkehrssystem stösst 
zunehmend an seine Kapazitätsgrenzen. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Durchschnittlicher Tagesverkehr, 2008 – 2011
Gewichtete Bahn- und Busabfahrten, 
2008 – 2011 
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Stand: Weitere Verkehrszunahme
Sowohl der motorisierte Individualverkehr, gemessen am durchschnittlichen Tagesverkehr, als 
auch der öffentliche Verkehr, gemessen an den gewichteten Bahn- und Busabfahrten, haben in 
den vergangenen Jahren weiter zugenommen. Der etwas zurückgegangene durchschnittliche 
Tagesverkehr auf den Ost-West-Achsen im Jahr 2011 ist auf eine baustellenbedingte Lücke im 
Messnetz zurückzuführen. Im schweizerischen Vergleich weist der Kanton Aargau eine über-
durchschnittliche Verkehrsleistung beim Pendler- und Geschäftsverkehr auf, was unter ande-
rem mit der Lage zwischen den Zentren Zürich, Basel, Zug und Bern zu erklären ist. Über 
sämtliche Zwecke (Arbeit, Freizeit etc.) betrachtet, liegt die mittlere Wegdistanz der Aargauer 
Bevölkerung aber nur leicht über dem Schweizer Durchschnittswert. Auf den Hauptachsen er-
reicht das Aargauer Strassen- und Schienennetz zu Stosszeiten seine Kapazitätsgrenzen. Vieler-
orts ist eine gute Erreichbarkeit gefährdet. Der Motorisierungsgrad der Aargauer Bevölkerung hat 
zwischen 2008 und 2011 um 2.4 % auf 567 Personenwagen pro 1’000 Einwohner zugenommen 
und lag im Jahr 2010 8.3 % über dem gesamtschweizerischen Durchschnitt. 

Trends: Ungebremstes Verkehrswachstum
− �Infolge des Bevölkerungswachstums und der steigenden Verkehrsnachfrage wird der Verkehr 

im Aargau weiter zunehmen. Die Nachfrage nach öffentlichen Verkehrsangeboten wird bis 
ins Jahr 2030 um schätzungsweise 50 % steigen und die Strassenverkehrsleistung bis 2025 
um rund 25 % wachsen. Dies führt zu zusätzlichen Kapazitätsengpässen auf Strassen und 
Schienen und wirkt sich negativ auf die Umwelt aus. 

− �Es gibt nur noch beschränkt Möglichkeiten, die bestehenden Strassen und Schienen besser 
auszulasten. Auf der Ost-West-Schienenachse beispielsweise können bereits heute ohne 
neue bauliche Massnahmen keine zusätzlichen Züge eingesetzt werden. Unpünktliche Bahn-
kurse und aufgrund von zunehmenden Staus auf den Strassen auch unpünktliche Buskurse 
werden häufiger. Massnahmen im öffentlichen Verkehr sind zunehmend mit Einschränkun-
gen im Fahrkomfort und in der freien Wahl der Reisezeiten verbunden. Der Bau von neuen 
Strassen und Schienen bedingt grosse Investitionen und Folgekosten. 

− �Als Träger von wichtigen (inter-)nationalen Achsen im Personen- und Güterverkehr ist das 
Aargauer Verkehrssystem stark von ausserkantonalen Entwicklungen und Entscheidungen 
beeinflusst. Im Schienenverkehr beispielsweise wird sich die Konkurrenzsituation zwischen 
Regionalverkehr und Fern-/Güterverkehr akzentuieren. 

Handlungsoptionen: Regionale Schwerpunkte setzen
− �Angesichts der begrenzten finanziellen Ressourcen werden Angebotsausweitungen weitge-

hend auf Zentren und wichtige Wohn- und Arbeitsregionen beschränkt. Hier ist das Verkehrs-
wachstum schwergewichtig durch den öffentlichen Verkehr aufzufangen.

− �Neben dem Bau von notwendigen neuen Infrastrukturen sind die kombinierte Mobilität 
(Park & Ride, Bike & Ride, etc.), der Langsamverkehr und das Mobilitätsmanagement (Infor-
mation, Beratung, etc.) zu fördern und weiterzuentwickeln. 

− �Ein wesentliches Handlungsfeld, um die Verkehrsnachfrage zu dämpfen, ist die Abstimmung 
von Verkehrs- und Siedlungsentwicklung gemäss dem revidierten Richtplan und dem neuen 
Baugesetz (vgl. auch Kap. Energie und Klima). Dadurch werden auch die negativen Auswir-
kungen von Bahn- und Strassenverkehr reduziert. Bei der Umsetzung kann der Kanton die 
Gemeinden beraten und finanziell unterstützen. 

− �Um das Mobilitätsverhalten zu beeinflussen sowie die Verkehrsinfrastruktur und deren Be-
trieb zu finanzieren, steht auf nationaler Ebene Mobility Pricing zur Diskussion. Überlegungen 
in diese Richtung sind auch im Aargau voranzutreiben. 

Weitere Informationen
Abteilung Verkehr 
www.ag.ch/verkehr 

Mobility Pricing
www.astra.admin.ch

aargaumobil
www.aargaumobil.ch 

Betroffene Aufgabenbereiche
210 Polizeiliche Sicherheit
215 Verkehrszulassung
520 Gesundheitsschutz
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
625 Umweltentwicklung
635 Verkehrsangebot
640 Verkehrsinfrastruktur

aargaumobil

Aargaumobil unterstützt das Mobilitätsmanagement von Ge-
meinden und Unternehmen im Kanton Aargau. Dieses sorgt für 
den wesensgerechten Einsatz von Verkehrsmitteln, beeinflusst 
den Modal-Split, sichert verkehrsplanerische Standortvorteile 
und mindert Nachteile ab. Im Rahmen des Kommunalen Ge-
samtplans Verkehr (KGV) Rheinfelden vermittelte aargaumobil 
beispielsweise Inputs zur Umsetzung von Massnahmen des 
Mobilitätsmanagements in der Stadtverwaltung, in Unterneh-
men sowie zur Erschliessung von Entwicklungsgebieten.
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Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

Definition des Indikators

Datenquelle:
Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt, Abteilung für 
Umwelt

Siedlungsabfallmenge pro Person Aargau, 2000 – 2011

 

Der Indikator Siedlungsabfall pro Person umfasst die Menge an Kehricht und separat gesammel-
ten Wertstoffen aus Haushalten und Betrieben, soweit die kommunalen Entsorgungsdienstleis-
tungen benutzt werden. 

Separatsammelquote pro Person Aargau, 2000 – 2011

 

Die Separatsammelquote erfasst den separat gesammelten Anteil Wertstoffe (Glas, Papier, 
Altmetall und kompostierbare Abfälle) an der gesamten Siedlungsabfallmenge pro Person.

Zielrichtung: Menge der Siedlungsabfälle reduzieren und Separatsammelquote erhöhen
Die Menge und Qualität der Abfälle sowie der Verbrauch an einheimischen Rohstoffen zeigen 
unseren Umgang mit natürlichen Ressourcen (vgl. auch Kap. Effizienter Einsatz von natürlichen 
Ressourcen). Natürliche Ressourcen sollen dauerhaft verfügbar sein sowie deren Gewinnung 
und Nutzung geringe Umweltbelastungen zur Folge haben. Zentrales Anliegen ist die Schliessung 
von Stoffkreisläufen, indem die vorerst nicht mehr benutzten Stoffe weitgehend wiederver-
wendet werden. Der Siedlungsabfall pro Person soll mittel- bis langfristig abnehmen und die 
Separatsammelquote gesteigert werden. Die Qualität und Reinheit der Wertstoffe ist für die 
Wiederverwendung zentral und deshalb zu erhöhen. Zu den einheimischen Rohstoffen zählen 
neben Holz auch Kies und Steine (vgl. Kap. Wald). Wandkies von guter Qualität ist in langfristiger 
Perspektive ein endlicher Rohstoff. Deshalb und weil Rückbauten häufiger werden, muss der 
Absatz von Recycling-Kies gefördert werden. 

Indikator Zielrichtung Entwicklung 
seit 2008

Trend 

Siedlungsabfallmenge pro Person, 2008 – 2011  bis  bis 
Separatsammelquote pro Person, 2008 – 2011  bis   bis 

5.31 Abfälle und einheimische Rohstoffe 
Die Menge an Siedlungsabfall pro Person aber auch der Anteil an den separat gesammelten 
Wertstoffen Glas, Papier, Altmetall und Kompost hat in den letzten Jahren leicht abgenommen. 
Die Separatsammelquote wird künftig wieder steigen.

500

400

300

200

100

0
2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  2008  2009  2010  2011

A
bf

al
lm

en
ge

n 
pr

o 
P

er
so

n 
in

 K
ilo

gr
am

m
en

100

80

60

40

20

0
2000  2001  2002  2003  2004  2005  2006  2007  2008  2009  2010  2011

P
ro

ze
nt



Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau 2011  | 87

Stand: Rückgang des Siedlungsabfalls und der Separatsammelquote pro Person
Trotz Wirtschaftswachstum ist die Menge Siedlungsabfall pro Person in den vergangenen 
Jahren leicht zurückgegangen. Hingegen ist die Gesamtmenge Siedlungsabfall seit 2004 auf-
grund des Bevölkerungswachstums langsam steigend. Seit 2007 ist die Separatsammelquote 
leicht rückläufig und beträgt im Jahre 2011 56 %. Der verhältnismässig grösste Rückgang ist 
beim Wertstoff Papier/Karton zu verzeichnen. Die Menge an gesammelten Wertstoffen wird 
stark durch die Rohstoffpreise beeinflusst. Im Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle In-
dicateurs weist der Aargau eine unterdurchschnittliche Menge an Siedlungsabfall pro Person 
und eine überdurchschnittliche Separatsammelquote auf. Dies kann unter anderem auf den 
vergleichsweise hohen Umsetzungsgrad verursacherorientierter Gebührensysteme in den Ge-
meinden zurückgeführt werden. In einer Umfrage zum Thema Littering bei den Aargauer Ge-
meinden wurde eine allgemeine Zunahme festgestellt (El Sammra 2010). Littering wird bei der 
Mehrheit der Gemeinden denn auch als Problem eingestuft. Im Jahr 2011 wurden im Kanton 
Aargau insgesamt 2.2 Millionen Kubikmeter Wandkies abgebaut (BVU 2012), rund 12 % mehr 
als 2005. Dem gegenüber steht ein Absatz von über 500’000 Tonnen Recycling-Baustoffe. 2011 
stehen 21.2 Millionen Kubikmeter Kiesreserven zur Verfügung. 2005 waren es noch 24 Millionen. 

Trends: Zunahme der Separatsammelquote
− �Angesichts der globalen Verknappung von natürlichen Ressourcen und der zunehmenden 

Nutzung von Wertstoffen für die Energie- und Rohstoffgewinnung wird die Separatsammel-
quote in den nächsten Jahren steigen. In der Folge davon dürfte auch die Siedlungsabfall-
menge pro Person weiter leicht zurückgehen. 

− �Die Schnittstelle zwischen Abfall-, Rohstoff- und Energiewirtschaft gewinnt im Zuge der 
Energiewende an Relevanz. Damit verbunden sind jedoch zunehmend Zielkonflikte hinsichtlich 
der Art und Weise, wie Abfälle und Wertstoffe genutzt werden sollen, wie beispielsweise, ob 
Grüngut kompostiert oder zu Biogas verarbeitet werden soll. 

− �Aufgrund des Erneuerungsbedarfs der Bausubstanz ist in Zukunft mit mehr Abbruchmaterial 
und Bauabfällen zu rechnen. Ein grosser Teil des anfallenden Materials wird bereits heute in 
den Baustoffkreislauf zurückgeführt. Bei gewissen Recyclingbaustoffen besteht aus Akzep-
tanzgründen und teilweise aus Qualitätsgründen nach wie vor ein Absatzproblem. 

Handlungsoptionen: Ressourcen- nicht Abfallbewirtschaftung
− �Noch stärker als heute soll der Kanton in Zukunft die Abfallbewirtschaftung als Ressour-

cenbewirtschaftung betrachten und organisieren. Dabei sind insbesondere das Denken in 
Lebenszyklen und das Recycling im kantonalen Beschaffungswesen sowie im Hoch- und 
Tiefbau Handlungsfelder (vgl. Kap. Infrastrukturen und Investitionen). Demnach sind Produkte 
oder Gebäude von dessen Produktion/Bau über den Gebrauch bis zur Entsorgung/Rückbau 
hinsichtlich Rohstoffverbrauch, Widerverwendbarkeit und Qualitätsansprüche, Wirtschaft-
lichkeit, Umweltverträglichkeit und sozialer Kriterien zu betrachten. 

− �Der Kanton Aargau verfügt seit 2011 über eine Baustoff-Recycling-Strategie, um den Kreislauf 
von mineralischen Baustoffen zu schliessen (siehe Merkblatt Recycling Gebäuderückbau). In-
dem bei kantonalen Hoch- und Tiefbauten Recycling-Kies und -Baustoffe verwendet werden, 
schafft der Kanton Anschauungsbeispiele und trägt zum Imagegewinn der Rückbaustoffe in 
der Bau- und Rohstoffbranche bei. 

− �Der Kanton soll Gemeinden bei der Bekämpfung des Litteringproblems unterstützen, indem 
beispielsweise ein gemeinsames Vorgehen mehrerer Gemeinden koordiniert sowie Erfah-
rungs- und Wissensaustausch gefördert wird. 

Merkblatt „Recycling“ Gebäuderückbau 

Zu einer guten Rückbaupraxis gehört unter anderem, Arbeit-
nehmende, Nachbarschaft und Umwelt zu schützen und Pro-
blemstoffe abzutrennen. Im Rahmen der Recycling-Strategie 
Aargau wurde unter Einbezug verschiedenster Akteure ein 
Merkblatt zur Unterstützung der kommunalen Baubewilligungs-
behörden erarbeitet. Dabei geht es um die Durchsetzung ge-
setzlicher Anforderungen und die Kommunikation von Mass-
nahmen für eine gute Rückbaupraxis. Das Merkblatt erscheint 
voraussichtlich Ende 2012.

Weitere Informationen
Abteilung Umwelt
www.ag.ch/umwelt 

Abfälle
www.ag.ch/umwelt 
> Umweltinformationen 
> Abfall

Rohstoffe
www.ag.ch/umwelt 
> Ressourcennutzung
 

Betroffene Aufgabenbereiche
245 Standortförderung 
430 Immobilien
610 Raumentwicklung und 
Recht
615 Energie
620 Umweltschutz
630 Umweltsanierung
640 Verkehrsinfrastruktur
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Abbildung 5: 
Themenbereiche einer 
nachhaltigen Entwicklung 
im Aargau mit Bezug zu den 
betrieblichen Kennzahlen 
der kantonalen Verwaltung

Ökonomische, personelle und ökologische Ressourcen
Um seine staatlichen Aufgaben in den 30 Themenbereichen zu erfüllen setzt der Kanton Aargau 
als Organisation ökonomische, personelle und ökologische Ressourcen ein. Die kantonale Ver-
waltung ist Arbeitgeber, bezahlt Löhne, bildet Mitarbeitende aus und weiter, verbraucht Energie, 
produziert Abfälle, um nur einige Aspekte zu erwähnen. 
Diese betrieblichen Wirkungen betreffen hauptsächlich die Themenbereiche Leistungsfähiger 
Staat, Arbeitsplätze und Energie (vgl. Abbildung 5). 

Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsberichterstattung
Finanzielle Kennzahlen sowie Kennzahlen zum Personal der kantonalen Verwaltung werden re-
gelmässig im Aufgaben- und Finanzplan des Kantons und in den Jahresberichten publiziert. 
Mit der erstmaligen Publikation ökologischer Kennzahlen im Nachhaltigkeitsbericht schafft der 
Kanton Aargau Transparenz und Grundlagen für Optimierungen, und folgt dabei der üblichen 
Praxis privater Unternehmen. Er schliesst eine Lücke gemessen an den heute angewendeten 
Richtlinien für die Nachhaltigkeitsberichterstattung (vgl. Kap. 1). Der Aargau nimmt hier im Ver-
gleich mit anderen Kantonen eine Vorreiterrolle ein. Wichtige Datengrundlagen befinden sich 
teilweise noch im Aufbau und werden erst in den nächsten Jahren zur Verfügung stehen. Des-
halb ist dieses Kapitel als Beginn eines Prozesses zu verstehen, welcher in den kommenden 
Jahren weiter ausgestaltet wird.

6.
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In Kap. 6.1 und 6.2 werden die Kennzahlen zu den Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung 
und zur Zeit verfügbare ökologische Kennzahlen erläutert. Wichtige finanzielle Kennzahlen sind 
in den Kapiteln Leistungsfähiger Staat und Öffentlicher Haushalt erläutert. Sie werden hier 
nochmals kurz zusammengefasst:

Finanzielle Kennzahlen
− �Der allgemeine Verwaltungsaufwand von Kanton und Gemeinden pro Person liegt 

2010 bei 875 Franken und damit unter dem Durchschnitt der Kantone von 1’115 Franken 
(vgl.  Kap. Leistungsfähiger Staat).

− �Bei den Ausgaben pro Person liegt der öffentliche Haushalt von Kanton und Gemeinden in 
allen Aufwandsbereichen unter dem schweizerischen Durchschnitt. Die gesamten Ausgaben 
Kanton und Gemeinden sind jedoch seit 1990 mit knapp 13.7 % überdurchschnittlich ge-
wachsen (Durchschnitt der Kantone: 10.7 %) (vgl. Kap. Öffentlicher Haushalt).

− �In den letzten Jahren reduziert sich das Verhältnis der Nettoschulden zum Volkseinkom-
men des Kantons weiter. Im Jahr 2011 fällt die Nettoverschuldung auf 0.92 % des Volksein-
kommens. Die Bruttoverschuldung ist im Vergleich mit den anderen Kantonen unterdurch-
schnittlich (vgl. Kap. Öffentlicher Haushalt).

− �Die Staatsquote, welche den Anteil des Staates am Volkseinkommen misst, bleibt konstant. 
Die Staatsquote von Kanton und Gemeinden liegt unter dem schweizerischen Durchschnitt 
(vgl. Kap. Leistungsfähiger Staat).
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Der Kanton als Arbeitgeber
Die nachfolgenden Daten basieren auf dem Jahr 2011 und stammen von der Abteilung Personal 
und Organisation des Departements Finanzen und Ressourcen (vgl. auch Regierungsrat Kanton 
Aargau 2012). Die Kennzahlen beziehen sich auf die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung und 
der Gerichte. Nicht enthalten sind Lehrpersonen, Berufslernende und Angestellte im Stundenlohn.

Mitarbeitende
Der Kanton beschäftigt in der Verwaltung und den Gerichten 4‘729 Mitarbeitende. Dies ent-
spricht 4‘138 Vollzeitäquivalenten. Mit den Lehrpersonen und Berufslernenden sind es rund 
15’500 Mitarbeitende in einem festen Arbeitsverhältnis. Von 10 Mitarbeitenden der Verwaltung 
und Gerichte arbeiten etwas mehr als 3 Teilzeit, wobei Teilzeit Arbeitspensen von 90 % oder 
kleiner umfasst. Von 10 Frauen arbeiten fast 6 Teilzeit, von 10 Männern etwas weniger als 2. 
Der grösste Teil der Mitarbeitenden ist zwischen 35 bis 49 Jahre alt, gefolgt von den 50- bis 
65-Jährigen (vgl. Abbildung 6). 

Mitarbeiterzufriedenheit
Die Mitarbeiterzufriedenheit beträgt gemäss Befragung 73 Punkte auf einer Skala von 100 
Punkten und kann als gut bezeichnet werden. Ein Grossteil der Mitarbeitenden sieht den Kanton 
als fairen Arbeitgeber und hat volles Vertrauen in die direkten Vorgesetzten. Die Fluktuations-
rate von 4.5 % liegt in der bisherigen Bandbreite, die sich seit 2006 zwischen 3.2 % und 5.1 % 
bewegt. Hauptgrund ist in 64.8 % der Austritte eine neue berufliche Herausforderung.

Altersverteilung, 2011

Anteil Frauen in Teilzeit von allen Frauen, 2011

Anteil Männer in Teilzeit von allen Männern, 2011

Abbildung 6: 
Altersverteilung der Mitar-
beitenden der kantonalen 
Verwaltung und Teilzeitarbeit 
von Frauen und Männern

Der Kanton als Arbeitgeber 
Der Kanton beschäftigt in der Verwaltung und den Gerichten 4’729 Mitarbeitende. Der Frauen-
anteil an allen Mitarbeitenden beträgt 45.3 %, im Kader 33.0 %. Die Mitarbeiterzufriedenheit 
beträgt gemäss Befragung 73 Punkte auf einer Skala von 100 Punkten. Datengrundlagen zu 
den Themen Aus- und Weiterbildung sowie Arbeitsunfälle und Krankheitstage werden zur 
Zeit aufgebaut.

6.1

 �24.0 % 20 – 34 Jahre 
 �39.2 % 35 – 49 Jahre
 �36.8 % 50 – 65 Jahre

 �57.9 % Teilzeit 
 �42.1 % Vollzeit

 �17.2 % Teilzeit 
 �82.8 % Vollzeit
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Aus- und Weiterbildung
Die kantonale Verwaltung bildet 161 Berufslernende aus. 41 von 42 Lehrabschlüssen sind er-
folgreich. Beim kantonsinternen Bildungsangebot, welches allen Mitarbeitenden offensteht, 
werden 3‘859 Tage absolviert. In den letzten Jahren ist die Nachfrage nach Ausbildungstagen 
gestiegen.

Chancengerechtigkeit 
Das Lohndekret ist die Grundlage für eine transparente Entlöhnung. Der Kanton überprüft die 
Lohngleichheit regelmässig. Eine umfassende Analyse in den Jahren 2011 bis 2012 zur Lohn-
gleichheit zeigt, dass der Kanton innerhalb der kantonalen Verwaltung über eine konsistente 
Lohnstruktur verfügt. Vergleichbare Arbeit wird vergleichbar entlöhnt und zwar unabhängig von 
Geschlecht, Departement oder Funktion (Regierungsrat Kanton Aargau, 2012).
Der Frauenanteil an allen Mitarbeitenden beträgt 45.3 %, im Kader 33.0 % (vgl. Abbildung 7). 
Sowohl der Frauenanteil insgesamt wie im Kader hat sich seit 2006 langsam, aber stetig 
erhöht. In allen Departementen, der Staatskanzlei und den Justizbehörden gibt es Gleichstel-
lungsbeauftragte. 

Anteil Frauen an allen Mitarbeitenden, 2011	

Anteil Frauen in Kaderpositionen (Lohnstufe 12 bis 23), 2011

Gesundheit
Die zentrale Erfassung der Arbeitsunfälle und der Krankheitstage befindet sich im Aufbau. Der 
Kanton Aargau versucht Mitarbeitende, welche nach Krankheit oder Unfall mit dauerhaften Be-
einträchtigungen konfrontiert sind, nach Möglichkeit mit anderen Aufgaben, die ihrer geänderten 
Leistungsfähigkeit und ihren Bedürfnissen entsprechen, zu beschäftigen. Es wird geprüft, ob 
diese Möglichkeit auch für extern Arbeitssuchende mit einer Behinderung geöffnet werden kann.

Mitbestimmung Personal
Die Verwaltung des Kantons Aargau schafft per 1. Januar 2013 eine Personalkommission, die 
interne Personal-, Organisations- und Betriebsthemen behandelt. Die Kommission wurde von 
den Mitarbeitenden mit einer Unterschriftensammlung beantragt und in einer Abstimmung 
gutgeheissen. Bisher gab es in einem Department eine Personalvertretung sowie in einigen 
Bereichen gewerkschaftliche Vertretungen.

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Wenn Mitarbeitende berufsbedingt Kindertagesstätten für 
die Kinderbetreuung einsetzen wird dies vom Kanton einkom-
mens- und kostenabhängig finanziell unterstützt. Mit diesem 
Beitrag und anderen Massnahmen, wie flexiblen Arbeitszeiten, 
fördert der Kanton die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Weitere Informationen
Abteilung Personal und 
Organisation 
www.ag.ch/dfr

Betroffene Aufgabenbereiche
420 Personal

Abbildung 7: 
Anteil Frauen insgesamt und 
in Führungspositionen

 �45.3 % Frauen 
 �54.7 % Männer

 �33.0 % Frauen 
 �67.0 % Männer
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Abbildung 8: 
Heizenergieverbrauch nach 
Energieträger

Kanton Aargau als Verbraucher ökologischer Ressourcen
Die ökologischen Kennzahlen der kantonalen Verwaltung beziehen sich auf das Jahr 2011, so-
weit nicht anders vermerkt. Der Energieverbrauch von Gebäuden berücksichtigt die Gebäude 
der Zentralverwaltung im Besitz des Kantons. Damit werden 1’307 oder rund 54 % der ca. 2’400 
Arbeitsplätze der Zentralverwaltung repräsentiert. Nicht berücksichtigt sind unter anderem die 
gemieteten Gebäude der Zentralverwaltung sowie Gebäude ausserhalb der Zentralverwaltung 
wie Werkhöfe, Einrichtungen des Strafvollzugs, kantonale Schulen, Heime und Museen. Ener-
giebezugsflächen sind Flächen in Gebäuden, die beheizt oder gekühlt werden. Der Wasser-
verbrauch bezieht sich auf die gleichen Gebäude wie der Energieverbrauch. Die Zahlen re-
präsentieren erst einen Teil der kantonalen Verwaltung. Die Erfassung des Energieverbrauchs 
der gemieteten Gebäude der Zentralverwaltung und ausserhalb der Zentralverwaltung befindet 
sich aber im Aufbau.

Der Treibstoffverbrauch umfasst die Fahrzeuge und Gerätschaften der Kantonspolizei, der Un-
terabteilung Unterhalt des Tiefbaus, welche auch den Fahrdienst des Regierungsrats beinhal-
tet, die Mobility-Fahrzeuge beim Kanton sowie die abgerechneten Fahrspesen für Dienstfahr-
ten in allen Departementen. 

Die Berechnungen für den Kohlendioxid (CO2)-Ausstoss berücksichtigen den fossilen Heizener-
gieverbrauch der Gebäude im Besitz der Zentralverwaltung sowie den Treibstoffverbrauch wie 
oben dargelegt. Nicht berücksichtigt werden die CO2-Emissionen der Fernwärme, des Strom-
verbrauchs und des Papierverbrauchs. Die CO2-Emissionen werden mit den CO2-Emissionsfak-
toren des schweizerischen Treibhausgasinventars (BAFU 2011) berechnet. 

Heizenergie
Der Kanton beheizt die Energiebezugsflächen in den eigenen Gebäuden der Zentralverwaltung mit 
4’908’000 Kilowattstunden Energie. Davon entfallen 73.3 % auf Erdgas, 23.0 % auf Fernwärme 
und 3.7 % auf Erdöl (vgl. Abbildung 8). Die Heizenergie entspricht ungefähr der Energie, welche 
2010 von 700 Einwohnern für die Raumwärme aufgewendet wurde. Pro Quadratmeter Energiebe-
zugsfläche ergibt dies 68 Kilowattstunden. Dieser Wert liegt über einem gemäss den Mustervor-
schriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn 2008) überschlagsmässig für den Gebäudepark 
der Zentralverwaltung berechneten Grenzwert für den Raumwärmebedarf von Umbauten. 

Heizenergieverbrauch nach Energieträger, 2011	

Elektrizität
Insgesamt werden für die Gebäude im Eigenbesitz der Zentralverwaltung 6’998’000 Kilowatt-
stunden Elektrizität verbraucht, was ungefähr 12.7 % der mittleren Jahresproduktion des Kraft-
werks Rüchlig in Aarau entspricht. Pro Quadratmeter Energiebezugsfläche sind dies 96 Kilo-
wattstunden Elektrizität. Über den Verwendungszweck der Elektrizität liegen keine Angaben 
vor. Der Strommix der eingesetzten Elektrizität setzt sich zusammen aus 77.8 % Wasserkraft 
und 22.2 % Kernkraft Schweiz.

6.2 Der Kanton als Verbraucher ökologischer Ressourcen 
Der Kanton verbraucht für die eigenen Gebäude der Zentralverwaltung rund 5 Millionen Kilo-
wattstunden Heizenergie und rund 7 Millionen Kilowattstunden Elektrizität. In den eigenen 
Gebäuden der Zentralverwaltung sind gut die Hälfte aller Arbeitsplätze der Zentralverwaltung 
untergebracht. Für Dienstfahrten und den Einsatz von Geräten werden rund 800’500 Liter 
Treibstoff verbraucht. Durch das Heizen vor allem mit Erdgas sowie durch den Treibstoffver-
brauch werden rund 2’600 Tonnen CO2 ausgestossen.

 �73.3 % Erdgas 
 �23.0 % Fernwärme
 �  3.7 % Erdöl
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Abbildung 9: 
Arbeitswege: Anteil  
Mitarbeitende nach Fort- 
bewegungsmittel

Energieverbrauch pro Arbeitsplatz
Ein Arbeitsplatz in den kantonseigenen Gebäuden wird durchschnittlich mit 3’755 Kilowatt-
stunden beheizt. Pro Arbeitsplatz wird rund 5’350 Kilowattstunden Elektrizität verbraucht.

Treibstoff
Mit den Fahrzeugen und Gerätschaften der Kantonspolizei, der Unterabteilung Unterhalt des 
Tiefbaus, des Fahrdienstes des Regierungsrats, der Mobility-Fahrzeuge beim Kanton sowie 
für die abgerechneten Fahrspesen aller Departemente werden 2011 rund 800’500 Liter Treib-
stoff für Dienstfahrten und den Einsatz von Geräten verbraucht. Mit dieser Treibstoffmenge 
könnten mit einem Kleinwagen sämtliche National-, Kantons- und Gemeindestrassen auf dem 
Kantonsgebiet rund 260-mal abgefahren werden. Rund die Hälfte des Treibstoffs wird von den 
Fahrzeugen und Gerätschaften der Kantonspolizei verbraucht. Je ein Viertel des Treibstoffver-
brauchs entfällt auf die über Fahrspesen abgerechneten Dienstfahrten sowie auf den Unterhalt 
des Tiefbaus inkl. Fahrdienst des Regierungsrates. Die Mobility-Fahrzeuge verursachen 1.4 % 
des Treibstoffverbrauchs. Nicht berücksichtigt sind einzelne Fahrzeuge von Abteilungen oder 
Sektionen sowie die Nutzung von Privatwagen, die über Pauschalspesen abgegolten wird. 
Ein betriebliches Mobilitätsmanagement befindet sich in Erarbeitung. 

Arbeitswege
Eine Reisezeitanalyse von rund 4’000 Mitarbeitenden im Jahr 2010 zeigt, dass ca. 80 %der 
Mitarbeitenden maximal 30 Kilometer zum Arbeitsort entfernt wohnen. Insgesamt legen die 
Mitarbeitenden täglich eine Strecke von 170’000 Kilometer zurück. Gemäss einer Mitarbeiter-
befragung aus dem Jahr 2007 legen im Durchschnitt über alle Wohnstandorte des Kantons 58 % 
der Mitarbeitenden ihren Arbeitsweg normalerweise mit dem motorisierten Individualverkehr, 28 % 
mit dem öffentlichen Verkehr und 14 % mit Velo oder zu Fuss zurück (vgl. Abbildung 9).

Arbeitswege: Anteil Mitarbeitende nach Fortbewegungsmittel, 2007

Kohlendioxid-Emissionen
Durch das Heizen mit Erdgas und Erdöl sowie durch den Treibstoffverbrauch werden rund 
2’633 Tonnen CO2 ausgestossen. Dies entspricht ungefähr den gesamten CO2-Emissionen von 
knapp 300 Einwohnerinnen und Einwohnern.

Wasserverbrauch
Der Wasserverbrauch beläuft sich auf 17’823 Kubikmeter oder 0.2 Kubikmeter pro Quadratmeter 
Energiebezugsfläche. Dies entspricht ungefähr dem durchschnittlichen jährlichen Wasserver-
brauch von 170 Privathaushalten. Pro Arbeitsplatz beträgt der Wasserbedarf 13.6 Kubikmeter 
oder 13’600 Liter.

Papierverbrauch und Abfälle
Papier wird dezentral bestellt. Es liegen keine Daten über den gesamten Verbrauch vor.
Der Abfall wird dezentral entsorgt. Es liegen keine Daten zur gesamten Menge Siedlungsabfall 
und Sonderabfall der kantonalen Verwaltung vor.

Weitere Informationen
Immobilien Aargau 
www.ag.ch/immobilien

Kantonspolizei
www.ag.ch/kantonspolizei

Abteilung Tiefbau
www.ag.ch/tiefbau

Abteilung Personal und 
Organisation 
www.ag.ch/dfr

Betroffene Aufgabenbereiche
210 Polizeiliche Sicherheit
420 Personal
430 Immobilien
640 Verkehrsinfrastruktur 

Reduzierter Stromverbrauch mit LED-Leuchten

Im Wielandhaus an der Frey-Herosé-Strasse 12 in Aarau be-
finden sich die Departementsleitung sowie verschiedene 
Organisationseinheiten des Departements Volkswirtschaft 
und Inneres. Als erstes Gebäude der kantonalen Verwaltung 
wurde bei der Sanierung die Beleuchtung ausschliesslich mit 
energieeffizienten LED-Leuchten ausgeführt. Dadurch können 
74 % des bisherigen Stromverbrauchs der Lampen eingespart 
werden. Finanziell ergibt dies beim aktuellen Strompreis Er-
sparnisse von jährlich 7’705 Franken.

 �58.0 % motorisierter Individualverkehr
 �28.0 % öffentlicher Verkehr
 �14.0 % Velo oder zu Fuss
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Glossar

Dimension Wirtschaft
− �Qualitatives Wachstum: Unter qualitativem Wachstum versteht man die Erhöhung des 

Sozialprodukts, die gleichzeitig mit der Mehrung des gesamtgesellschaftlichen Wohlstan-
des entsteht. Man nennt dieses Wirtschaftswachstum auch umweltfreundlich, weil es ver-
sucht, das Wachstum nicht durch Belastung der Umwelt zu erreichen. (Wikipedia)

− �Quantitatives Wachstum: Quantitatives Wachstum ist die Erhöhung des Sozialprodukts 
ohne Rücksichtnahme auf die soziale und natürliche Umwelt. Es erfolgt nur auf Grund einer 
erhöhten Nachfrage und nur aus diesem Grund regt es auch die Beschäftigung an. (Wikipedia)

− �Standortfaktoren: Standortfaktoren sind massgeblich für die Attraktivität von Standorten 
verantwortlich und beeinflussen Unternehmen bei ihrer Standortwahl. (Wikipedia)

− �Cleantech: Das sind Technologien, Herstellungsverfahren und Dienstleistungen auf sämt-
lichen Stufen der Wertschöpfungskette, welche zum Schutz und zur Erhaltung der natürli-
chen Ressourcen und Systeme beitragen.

− �KMU: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) ist die Sammelbezeichnung für Unterneh-
men, die definierte Grenzen hinsichtlich Beschäftigtenzahl, Umsatzerlös oder Bilanzsumme 
nicht überschreiten. (Wikipedia)

− �Lebenshaltungskosten: Lebenshaltungskosten sind die Kosten, die von einem Haushalt 
aufgebracht werden müsse, um das Leben zu bestreiten. (Wikipedia)

− �Beschäftigte: „Beschäftigte“ bezeichnen besetzte Stellen. Obwohl sich ihre Bedeutungs-
felder stark überschneiden, ist unter den Begriffen „Beschäftigte (besetzte Stellen)“ und 
„Erwerbstätige“ nicht dasselbe zu verstehen, kann doch eine erwerbstätige Person mehrere 
Stellen besetzen. In diesem Fall wird von Mehrfachbeschäftigung gesprochen. (Bundesamt 
für Statistik, ab Internet)

− �Erwerbsquote: Das ist der Anteil der Erwerbstätigen an der 15- bis 64-jährigen Bevölke-
rung, die mindestens eine Stunde pro Woche bezahlte Arbeit verrichtet. 

− �Erwerbstätige: „Als Erwerbstätige gelten Personen im Alter von mindestens 15 Jahren, 
die während der Referenzwoche mindestens eine Stunde gegen Entlöhnung gearbeitet 
haben oder trotz zeitweiliger Abwesenheit von ihrem Arbeitsplatz (wegen Krankheit, Ferien, 
Mutterschaftsurlaub, Militärdienst usw.) weiterhin eine Arbeitsstelle als Selbständigerwer-
bende oder Arbeitnehmende hatten oder unentgeltlich im Familienbetrieb mitgearbeitet 
haben.“ (www.bfs.admin.ch)

− �Jugendarbeitslosigkeitsquote: Das ist der Anteil der 15- bis 24-jährigen an allen Arbeits-
losen. 

− �Langzeitarbeitslose: Das sind Arbeitslose, welche länger als ein Jahr arbeitslos sind.
− �Tripartite Kommission: Die Tripartite Kommission des Kantons Aargau beobachtet den 

Arbeitsmarkt und nimmt Meldungen über Lohnunterbietungen entgegen. Stellt sie Miss-
bräuche fest, leitet sie eine Untersuchung ein. Sie setzt sich aus Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmenden, der Arbeitgebenden und der Behörden zusammen. (www.ag.ch)

− �Vollzeitäquivalenz: Die Vollzeitäquivalenz ist eine Kennzahl, die den Zeitwert ausdrückt, 
der eine Vollzeit-Arbeitskraft (Vollzeit = 100 % Beschäftigungsgrad) innerhalb eines ver-
gleichbaren Zeitraums erbringt. (Wikipedia) 

− �Lebenszykluskosten: Das sind diejenigen Kosten, die über den gesamten Lebenszyklus 
eines Baus (Planung, Bau, Nutzung, Energie, Reinigung, Rückbau) anfallen. Lebenszyklus-
kosten sind ein Indikator für die Nachhaltigkeit von Immobilien. (IFMA 2012) 

− �Minergie-Standard: Das ist ein in der Schweiz geltender Standard für Gebäude, welche 
einen sparsamen Energieeinsatz, die Nutzung von erneuerbaren Energien und eine Verbes-
serung der Lebensqualität ermöglichen.

− �Unterhalt: Das Bewahren oder Wiederherstellen eines Bauwerks ohne wesentliche Ände-
rungen der Anforderungen. (SIA, 1997)

− �Cleaner Production (CP): Der Begriff bezeichnet vorsorgenden und betriebsspezifischen 
Umweltschutz. Durch die Analyse betrieblicher Material- und Energieströme versucht man, 
Abfälle, Abwasser und Emissionen an ihren Anfallort zurückzuverfolgen und so Ansatz-
punkte für innerbetriebliche Verbesserungsmassnahmen in industriellen Prozessen heraus-
zuarbeiten. 
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Öffentlicher Haushalt

Steuern und Gebühren

Bildung

Einkommen, Armut und 
soziale Unterstützung

− �Endenergie: Endenergie ist die Energie, welche dem Endkonsumenten zur Verfügung 
steht, also nach den verschiedenen Energieverlusten wie z. B. bei der Umwandlung oder 
beim Transport sowie abzüglich des Eigenverbrauchs der Energiewirtschaft.

− �Integrierte Produktpolitik (IPP): Das Ziel der Integrierten Produktpolitik ist es, die nega-
tiven Auswirkungen zu verringern, indem sie in ihre Massnahmen alle Phasen eines Pro-
duktes (Güter und Dienstleistungen) und alle beteiligten Akteure mit einbezieht. So ist es 
möglich, Produkte und Dienstleistungen zu verbessern, um damit Ressourcen wie Energie, 
Material, Boden, etc. einzusparen.

− �Materialaufwand: Das Gesamtvolumen der Materialien, die für die wirtschaftlichen Ak-
tivitäten in der Schweiz benötigt werden (ausgenommen Wasser und Luft) wird Material-
aufwand genannt. Er umfasst alle direkten Flüsse (im Land gewonnene Materialien und 
Importe von Rohstoffen und verarbeiteten Erzeugnissen) sowie alle indirekten Flüsse. 
(www.bfs.admin.ch)

− �Bilanzausgleichsreserve: Die Bilanzausgleichsreserve dient zum Ausgleich von Fehlbe-
trägen der Finanzierungsrechnung bei konjunkturellen Schwankungen. 

− �Bruttoverschuldung: Die Bruttoverschuldung bezeichnet alle Verbindlichkeiten eines Un-
ternehmens oder einer Institution und auch alle Schulden eines Privathaushaltes.

− �Nettoverschuldung: Die Nettoverschuldung sind die Schulden eines Unternehmens oder 
öffentlichen Haushalts nach Abzug der verfügbaren Geldmittel. (duden.de)

− �Sonderlasten: Sonderlasten sind besondere Aufwendungen wie z. B. die Sanierung der 
Sondermülldeponie Kölliken oder die Ausfinanzierung der Aargauischen Pensionskasse, die 
ausserhalb der Verwaltungsrechnung separat finanziert werden.

− �Steuersubstrat: Das Steuersubstrat entspricht der steurlich fassbaren Wertschöpfung. Dies 
sind insbesondere die Einkommen und Vermögen der natürlichen Personen sowie die Gewinne 
und das Kapital der juristischen Personen.

Dimension Gesellschaft
− �Obligatorische Volksschule: Alle Kinder und Jugendlichen, die im Kanton Aargau leben, 

unterstehen der Schulpflicht. Sie dauert 9 Jahre. Die obligatorische Schulzeit besteht aus 
zwei Stufen: 5 Jahre Primarschule und 4 Jahre Sekundarstufe I. (www.ag.ch)

− �Arbeitsmarkt, erster, zweiter: Der erste Arbeitsmarkt führt den Bedarf nach Arbeitskräften 
von Unternehmen mit einer Nachfrage geeigneter freier Arbeitskräfte zusammen. Der 
zweite, staatlich geförderte Arbeitsmarkt, schafft über arbeitsmarktpolitische Massnah-
men zusätzliche Anreize für Arbeitgeber Arbeitsplätze anzubieten, um damit einen Markt-
ausgleich von Angebot und Nachfrage herbeizuführen. (Wikipedia)

− �Armut: Armut bedeutet Unterversorgung in wichtigen Lebensbereichen (materiell, kultu-
rell und sozial), so dass die betroffenen Personen nicht den minimalen Lebensstandard er-
reichen, der im Land, in dem sie leben, als annehmbar empfunden wird. (www.bfs.admin.ch)

− �Medianeinkommen: Das Medianeinkommen teilt die Haushalte in zwei gleich grosse 
Hälften: die eine Hälfte der Haushalte übertrifft das Medianeinkommen, die andere Hälfte 
unterschreitet es. 

− �Sozialhilfe: Die Sozialhilfe in der Schweiz ist eine öffentlich-rechtliche Sozialleistung, die 
im System der sozialen Sicherheit die Funktion als unterstes Auffangnetz innehat.

− �System der sozialen Sicherheit: Unter dem System der sozialen Sicherheit versteht man 
die Gesamtheit der Sozialwerke, welche die Gesellschaftsmitglieder vor den materiellen 
Folgen von Risiken schützen, denen viele Menschen im Verlauf ihres Lebens ausgesetzt 
sind. Es ist in drei Stufen aufgebaut: Sozialversicherungen (Krankenversicherung, Arbeits-
losenversicherung, Unfallversicherung, Invalidenversicherung, Mutterschaftsversicherung, 
Familienzulagen, Alters- und Hinterlassenenversicherung, berufliche Vorsorge), Bedarfs-
leistungen (z. B. Ergänzungsleistungen, Verbilligung von Krankenkassenprämien, Zuschüsse 
an Sozialversicherungsbeiträge, Rechtshilfe, Opferhilfe, Alimentenbevorschussung) und 
Sozialhilfe.
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− �Ausländerinnen und Ausländer: „Als Ausländer wird (…) jede Person bezeichnet, die 
einzig die Staatsbürgerschaft eines ausländischen Staates besitzt. Diese Personen sind 
nicht identisch mit den im Ausland Geborenen, welche in der Zwischenzeit die schwei-
zerische Staatsangehörigkeit erworben haben können. Staatenlose und Personen, deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist, werden hingegen als Ausländer betrachtet.“ (BFS, 2008)

− �Alte Zuwanderung: Bezüglich Bildungshintergrund und Zeitpunkt der Einwanderung in 
die Schweiz lassen sich verschiedene Einwanderergenerationen voneinander unterschei-
den. So leben Arbeitskräfte aus Süd-EU-Staaten und Resteuropa im Durchschnitt schon 18 
Jahre in der Schweiz und verfügen statistisch gesehen über ein eher tiefes Bildungsniveau 
(Alte Zuwanderung). (www.bfs.admin.ch)

− �Neue Zuwanderung: Die neuen Zuwanderer aus den neuen Herkunftsländern der Nord-
EU-Staaten, den EU8/EU2 und Aussereuropa leben durchschnittlich erst seit acht Jahren in 
der Schweiz und vertreten eine neue, gut ausgebildete Einwanderergeneration. Betrachtet 
man ausschliesslich Personen, die in den letzten fünf Jahren in die Schweiz zugewandert 
sind, bestätigt sich das Bild der neuen Zuwanderung. 61 % der in den letzten fünf Jahren 
zugewanderten Arbeitskräfte bringen einen Tertiärabschluss mit, davon stammen zwei 
Drittel aus Nord-EU-Staaten. (www.bfs.admin.ch)

− �Freiwilligenarbeit: 19,9 % der ständigen Wohnbevölkerung der Schweiz haben mindes-
tens eine unbezahlte, ehrenamtliche oder freiwillige Tätigkeit in einem Verein, einer Institution 
oder Organisation. Weitaus am meisten Freiwilligenarbeit wird für Sportvereine geleistet.
(www.bfs.admin.ch)

− �Sozialer Zusammenhalt: Der soziale Zusammenhalt einer Gesellschaft drückt sich in der 
Bereitschaft ihrer Mitglieder aus, solidarisch zu handeln. (www.socialinfo.ch)

− �Chancengerechtigkeit: Der Begriff der Chancengerechtigkeit bezeichnet üblicherweise 
gesellschaftliche Institutionen, die einen fairen bzw. gerechten Zugang zu sozialen Gütern 
und Positionen ermöglichen. (Wikipedia)

− �Gesundheitsförderung: Mit Gesundheitsförderungsmassnahmen wird die menschliche 
Gesundheit gestärkt, indem durch Veränderung der Arbeits-, Umwelt- und Lebensbedin-
gungen sowie des individuellen Verhaltens bessere Bedingungen für ein gesundes Leben 
geschaffen werden. (Wikipedia)

− �Prävention: Die Prävention umfasst Massnahmen zur Vorbeugung und Früherkennung 
von Krankheiten. (Wikipedia)

− �Wohn- und Mischzonen: Eine Durchmischung von Wohnen und Arbeiten wird heute vor 
allem in urbanen Räumen durch Mischzonen aktiv gefördert. Eine angemessene Nutzungs-
durchmischung trägt zur Vielfalt und Urbanität, zur Sicherheit im öffentlichen Raum und 
zu einer guten und gleichmässigen Auslastung der ÖV-Infrastruktur bei. (www.tba.zh.ch)

− �Objektive Sicherheit und Subjektive Sicherheit: Während die objektive Sicherheit die 
statistisch und wissenschaftlich nachweisbare Sicherheit meint, beispielsweise in Bezug 
auf Unfalldaten, meint die subjektive Sicherheit die „gefühlte“ Sicherheit. (Wikipedia)

− �Geschütze Bauten: Gestützt auf das Kulturgesetz können Baudenkmäler unter kantonalen 
Schutz gestellt werden. Die unter Schutz gestellten Baudenkmäler sind von den Eigentü-
merinnen und Eigentümern so zu unterhalten, dass deren Bestand dauerhaft gesichert ist, 
wobei die dabei auftretenden Mehrkosten teilweise durch den Kanton ausgeglichen wer-
den. Neben den kantonal geschützten Baudenkmälern sind auch die kommunal geschütz-
ten Bauten und Objekte (Wegkreuze, Brunnen, markante Bäume) von grosser Bedeutung. 
Die Denkmalpflege liefert für ihre Identifizierung und Einordnung mit dem Bauinventar die 
Grundlagen. 

− �Stimm- und Wahlbeteiligung: Die Stimm- und Wahlbeteiligung wird berechnet, indem 
die Anzahl der eingelegten Stimm- und Wahlzettel durch die Zahl der Stimm- und Wahlbe-
rechtigten dividiert wird. Dabei werden sämtliche Stimmenden und Wählenden berücksichtigt, 
auch jene, die einen leeren oder ungültigen Stimm- und Wahlzettel in die Urne gelegt haben. 
(www.bfs.admin.ch)

Integration

Sozialer Zusammenhalt 

Chancengerechtigkeit

Gesundheit und 
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Politische Beteiligung
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Flächenverbrauch durch 
Siedlungsentwicklung

Bodenqualität

Wasserqualität

Luftqualität

Dimension Umwelt
− �Funktionaler Raum: Ein funktionaler Raum bezeichnet eine Raumeinheit, in der Gemein-

den oder Regionen durch häufige soziale, wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen ver-
flochten sind. Solche Beziehungen entstehen etwa durch Pendlerströme (Berufs- und Bil-
dungspendler) sowie Freizeitverkehr (Einkaufszentren, Freizeit- und Kulturangebote) und 
Marktverflechtungen (Beziehungen zwischen Unternehmen). Heute finden Wohnen, Ar-
beiten und Freizeit immer weniger in derselben Gemeinde statt. (Raumkonzept Schweiz)

− �Siedlungsentwicklung nach innen: Siedlungen sollen Boden sparend „nach innen“ wach-
sen, statt sich weiter in die Fläche auszudehnen. Dabei sollen schlecht genutzte und unter-
nutzte Bauzonen sowie Baulücken und Siedlungsbrachen baulich genutzt und verdichtet wer-
den, bevor neues Bauland erschlossen oder gar neu eingezont wird. (Raumkonzept Schweiz)

− �Verdichtung: Verdichtung meint grundsätzlich eine effizientere Nutzung bereits bebauter 
Areale, von Baulücken sowie von vorhandenen Infrastrukturen (z.B. durch Aufstockungen, 
Ergänzungsbauten), um noch freie Flächen ausserhalb des weitgehend überbauten Gebiets 
zu schonen. (Raumkonzept Schweiz)

− �Zersiedelung: Aus raumplanerischer Sicht wird unter Zersiedelung in der Regel ein rasches 
und ungeordnetes Siedlungsflächenwachstum von geringer Dichte verstanden. Damit ver-
bunden ist ein Strauss von negativen Begleiterscheinungen etwa bezüglich Siedlungsqualität 
(Versorgung, Ästhetik, Wohnlichkeit und Vielfalt der Siedlungen). Weitere problematische 
Auswirkungen ergeben sich im Bereich Verkehr (hohes Verkehrsaufkommen, Staus) oder 
durch die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. (Raumkonzept Schweiz)

− �Richtwerte Bodenschadstoffe: Richtwerte geben die Belastung an, bei deren Über-
schreitung die Furchtbarkeit des Bodens langfristig nicht mehr gewährleistet ist. Eine un-
mittelbare Gefährdung von Mensch und Umwelt besteht jedoch nicht. Wenn der Richtwert 
überschritten ist oder die Bodenbelastung deutlich ansteigt, ergreifen Kantone Massnah-
men, um die Belastungsquellen zu stoppen. (Muntwyler, 2010)

− �Schadstoffe: Schadstoffe gelangen hauptsächlich durch menschliche Aktivitäten in den 
Boden. Die Art und die Menge der eingetragenen Schadstoffe sind abhängig von den Kon-
sum- und Lebensgewohnheiten sowie von industriellen und landwirtschaftlichen Produk-
tions- und Anbaumethoden.

− �Schwermetalle: Mit der Bezeichnung Schwermetalle wird willkürlich eine Gruppe von Me-
tallen zusammengefasst. Viele Schwermetalle sind für den menschlichen Organismus ge-
sundheitsschädlich oder giftig, da sie nicht abgebaut werden können. Sie werden meist über 
die Nahrungskette aufgenommen und gelangen so in den menschlichen Körper. (Wikipedia)

− �Kieselalgenindex: Kieselalgen eignen sich gut als Bioindikatoren für die Wasserqualität, 
da sie in allen Fliessgewässern ganzjährig vorkommen und ihre Reaktion auf Umweltverän-
derungen gut bekannt ist. Kieselalgen wachsen rasch. Verschlechtert sich die Wasserqua-
lität, so verschwinden empfindliche Arten und werden von weniger empfindlichen Arten 
ersetzt. Kieselalgen widerspiegeln die Belastungssituation während einiger Wochen vor 
der Probenahme. (www.ag.ch) 

	� Die Aargauer Werte für den Kieselalgenindex basieren auf periodischen Untersuchungen 
am Unterlauf von Pfaffneren, Wigger, Uerke, Suhre, Wyna, Aabach, Bünz, Surb, Etzgerbach, 
Sissle, Möhlinbach und Magdenerbach sowie ab 2005/06 an Furtbach, Reppisch, Jonen 
sowie weiteren Messstellen an Wyna, Bünz und Surb.

− �Emission, Transmission und Immissionen: Als Emission wird die Freisetzung der Luft-
schadstoffe am Ort ihrer Entstehung bezeichnet, die Ausbreitung der Schadstoffe in der 
Atmosphäre ist die Transmission. Dabei werden die Schadstoffe verdünnt bzw. umgewan-
delt und setzen sich anschliessend als Immissionen aus der Atmosphäre wieder auf einer 
Oberfläche ab (Kreislauf der Luftschadstoffe).

− �Stickoxide (NOx): Die Stickoxide entstehen hauptsächlich als Nebenprodukt bei der Ver-
brennung fossiler Brenn- und Treibstoffe. Sie sind Luftschadstoffe und Vorläufersubstanzen 
von Ozon und Feinstaub und schädigen die Gesundheit von Menschen und Tieren.

− �Feinstaub (PM10): Bei Feinstaub handelt es sich um mikroskopisch kleine Teilchen, die 
kleiner als ein hundertstel Millimeter sind. Feinstaub entsteht bei industriellen und gewerb-
lichen Produktionsprozessen, Verbrennungsprozessen, mechanischem Abrieb oder Auf-
wirbelung und durch sekundäre Bildung (aus SO2, NOx, NH3, VOC). Da die international 
verwendete Bezeichnung für Feinstaub „particulate matter“ lautet, kürzt man diesen Luft-
schadstoff dann mit PM10 ab. Feinstaub ist gesundheitsschädigend. 
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− �Flüchtige organische Verbindungen (NMVOC, non methane volatile organic com-
pounds): „Flüchtige organische Verbindungen“ ist die Sammelbezeichnung für organische, 
also kohlenstoffhaltige Stoffe, die leicht verdampfen (flüchtig sind) bzw. schon bei niedrigen 
Temperaturen (z. B. Raumtemperatur) als Gas vorliegen. Sie entstehen beim Verdunsten 
von Lösungsmitteln und Treibstoffen sowie bei unvollständigen Verbrennungen. Zusam-
men mit den Stickoxiden sind flüchtige organische Verbindungen wichtige Vorläufersubs-
tanzen für die Bildung von Ozon. (Wikipedia)

− �Ammoniak (NH3): Ammoniak ist eine chemische Verbindung von Stickstoff und Wasser-
stoff. Es ist ein stark stechend riechendes, farbloses, wasserlösliches und giftiges Gas, das 
zu Tränen reizt und erstickend wirkt. Ammoniak ist eine der meistproduzierten Chemikalien 
und Grundstoff für die Produktion aller weiteren Stickstoffverbindungen. Der grösste Teil 
des Ammoniaks wird zu Düngemitteln weiterverarbeitet. (Wikipedia)

− �Biodiversität: Die Biodiversität (Biologische Vielfalt) umfasst die auf der Erde vorhandene 
Vielfalt an Genen, Arten und Lebensräumen. Die Reichweite der Biodiversität schliesst 
damit alle Aspekte der Vielfalt in der lebendigen Welt ein. (Baur, 2010)

− �Landschaft / Kulturlandschaft: Landschaft ist ein vom Menschen als solches wahrge-
nommenes Gebiet, dessen Charakter das Ergebnis des Zusammenwirkens natürlicher und/
oder anthropogener Faktoren ist (Europarat, 2000). Kulturlandschaft bezeichnet die durch 
den Menschen geprägte Landschaft. (Wikipedia)

− �Landschaftsentwicklungsprogramm(LEP): Mit dem Landschaftsentwicklungspro-
gramm unterstützt der Kanton die Gemeinden und Regionen in der ökologischen Auf-
wertung der Landschaft. Er fördert damit den dezentralen Vollzug von Natur- und Land-
schaftsaufgaben und deren Koordination in den Bereichen Landwirtschaft, Naturschutz, 
Gewässerschutz und Wald. Das Ziel ist eine koordinierte, nachhaltige Nutzung der Land-
schaft. (www.ag.ch)

− �Siedlungstrenngürtel (STG): Siedlungstrenngürtel dienen der grossräumigen Gliederung 
der Siedlungsgebiete, der Naherholung und der Gestaltung der Siedlungsränder. 
(www.ig-landschaft.ch) 

− �Wildtierkorridore: Wildtierkorridore sind „Teilstücke in den Bewegungsachsen von Wildtie-
ren, die durch natürliche oder anthropogene Strukturen oder durch intensiv genutzte Areale 
seitlich permanent begrenzt sind. Diese Engnisse dienen innerhalb des Verbreitungsareals 
einer Art der grossräumigen Vernetzung abgegrenzter Lebensräume“. (Holzgang et al., 2001)

− �Richtplanung: Der kantonale Richtplan ist ein Instrument zur Steuerung der nachhaltigen 
räumlichen Entwicklung und setzt die Leitplanken für die räumliche Entwicklung des Le-
bensraums Aargau fest. (www.ag.ch)

− �Landwirtschaftliche Nutzflächen: Als landwirtschaftliche Nutzflächen gelten die den 
Landwirtschaftsbetrieben zugeordneten und für den Pflanzenbau genutzten Flächen ohne 
die Sömmerungsflächen, die den Bewirtschaftenden ganzjährig zur Verfügung stehen.

− �Fruchtfolgeflächen(FFF): Die Fruchtfolgeflächen sind Teil der für die Landwirtschaft ge-
eigneten Gebiete; sie umfassen ackerfähiges Kulturland, vorab Ackerland und die Kunst-
wiesen in Rotation sowie ackerfähige Naturwiesen. (www.are.admin.ch)

− �Kolline Höhenstufe: Höhenstufen beschreiben in Ökologie und Geobotanik die Ausprägung 
der Flora und Fauna eines Gebietes in Abhängigkeit von der Höhe über dem Meeresspiegel. 
(Wikipedia) 

	� Die kolline Höhenstufe (Hügellandstufe) wird nach oben durch die oberen Vorkommen von 
Eichen begrenzt. Die natürliche Vegetation besteht aus sommergrünen Laubwäldern. Nadel-
wälder sind nur an Spezialstandorten anzutreffen oder sind angepflanzt. Die obere Grenze 
liegt im Aargau zwischen 600 und 800 m. (www.ethz.ch)

Luftqualität
(Fortsetzung)

Lebensräume von Tieren 
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Vielfalt
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Wald
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Energie und Klima

Verkehr

Abfälle und einheimische 
Rohstoffe

Betriebliche Kennzahlen 
kantonale Verwaltung

− �CO2-Zerfifikate: CO2-Zertifikate berechtigen den Besitzer, die im Zertifikat festgelegte 
Menge an CO2 auszustossen. Durch den Zertifikatshandel werden CO2-Emissionen bei den 
Unternehmen eingespart, bei denen die Einsparungen am effizientesten vorgenommen 
werden können.

− �Bruttoenergie: Bruttoenergie ist in Energieträgern enthalten, die in der Natur vorkommen 
und noch keiner Umwandlung wie z. B. von Wasserkraft in Elektrizität unterzogen worden sind.

− �Endenergie: Endenergie ist die Energie, welche dem Endkonsumenten zur Verfügung 
steht, also nach den verschiedenen Energieverlusten wie z. B. bei der Umwandlung oder 
beim Transport sowie abzüglich des Eigenverbrauchs der Energiewirtschaft.

− �Erneuerbare Energie: Erneuerbare Energie stammt aus Energiequellen, die ohne Roh-
stoffquellen auskommen und die nach menschlichem Zeitmassstab gerechnet unbegrenzt 
zur Verfügung stehen. Darunter fallen die Nutzung der Wasserkraft, Sonnenenergie, Um-
weltwärme, Biomasse, Windenergie, erneuerbaren Anteile aus Abfall sowie der Energie 
aus Abwasserreinigungsanlagen.

− �Langsamverkehr (LV): Der Langsamverkehr umfasst alle Fortbewegungsarten mittels 
eigener Muskelkraft. Dazu zählen in erster Linie der Fuss- und Veloverkehr.

− �Kombinierte Mobilität: Wer mit verschiedenen Verkehrsmitteln unterwegs ist, nutzt die 
kombinierte Mobilität. Die optimale Verknüpfung des öffentlichen Verkehrs mit dem Fuss- 
und Veloverkehr und dem Individualverkehr (CarSharing, Taxi etc.) erschliesst die Potenzia-
le des gesamten Verkehrssystems. (www.are.admin.ch)

− �Mobility Pricing: Unter Mobility Pricing versteht man die Preisgestaltung im Mobilitätsbe-
reich. Der Begriff geht weit über das bekannte Road Pricing (Strassenbenutzungsgebühren) 
hinaus und erfasst auch den öffentlichen Verkehr. (www.astra.admin.ch)

− �Mobilitätsmanagement: Mobilitätsmanagement ist ein nachfrageorientierter Ansatz im 
Bereich des Personen- und Güterverkehrs, der neue Kooperationen initiiert und ein Mass-
nahmenpaket bereitstellt, um eine effiziente, umwelt- und sozialverträgliche Mobilität an-
zuregen und zu fördern. Die Massnahmen basieren auf den Handlungsfeldern Information, 
Kommunikation, Organisation und Koordination und bedürfen eines Marketings. (ILS/ISB 
2000: Mobilitätsmanagement Handbuch, Dortmund, Aachen)

− �Modal-Split: Der Modal-Split bezeichnet die Anteile der verwendeten Verkehrsmittel, wie 
zum Beispiel Anteil motorisierter Individualverkehr und Anteil öffentlicher Verkehr.

− �Littering: Vermüllung (englisch littering) bezeichnet das achtlose Wegwerfen und Liegen-
lassen von Abfall vorzugsweise auf öffentlichem Grund, d. h. insbesondere Strassen, Plätzen 
und Parks. (Wikipedia)

− �Wertstoffe: Wertstoffe sind Stoffe, die nach ihrem Gebrauch wieder genutzt, zu anderen 
Produkten umgewandelt oder in Rohstoffe aufgespaltet werden können. Man kann sie wieder-
verwerten, wodurch sie in den Wirtschaftskreislauf zurückkehren. (Wikipedia)

− �Energiebezugsfläche: Dies ist die Summe aller Flächen in einem Gebäude, die beheizt 
oder gekühlt wird und deren Raumhöhe mindestens einen Meter beträgt. 
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